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„Wenn jemand behauptet, etwas geht nicht, dann ist es nur ein Zei­

chen mangelnder Phantasie." 

Werner Heisenberg 
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Vorwort 

Die Frage der Nachhaltigkeit spielt derzeit im gesellschaftlichen Diskurs und im Prozeß der 
politischen Meinungsbildung eine zentrale Rolle . . Wre die Entwicklung der Landwirtschaft 
entsprechend dem Leitbild der Nachhaltigkeit gestaltet werden soll, ist daher auch das The­
ma von mehreren Forschungsprojekten der Bundesanstalt für Agrarwirtschaft. 

Die vorliegende Arbeit ist der zweite Forschungsbericht zum Projekt „Konzepte und wirt­
schaftspolitische Instrumente einer nachhaltigen Landwirtschaft". Nachdem im ersten Teil 
des Projektes untersucht worden ist, welche Konzepte es zur Nachhaltigkeit gibt und wie 
diese Konzepte in die Wirtschaftsanalyse einbezogen werden können, wird im zweiten Teil 
die österreichische Landwirtschaft auf ihre Nachhaltigkeit geprüft. 

Entsprechend dem im Projekt gewählten systemischen Ansatz wird zunächst die Landwirt­
schaft in dem Gesamtsystem „Mensch-Natur" positioniert. Aufgrund der festgestellten funk­
tionellen zusammenhänge werden die wesentlichsten kritischen Faktoren der Nachhaltigkeit 
der österreichischen Landwirtschaft identifiziert. Dies ermöglicht, daß einige strategische po­
litische Maßnahmen zur Behebung der festgestellten Probleme erörtert werden. Damit wird 
versucht, Erkenntnisse über 

1. Strukturen, Prozesse und Variabilitäten, 
2. die Ziele künftig anzustrebender Entwicklungen und Szenarien, sowie darüber, 
3. wie wir vom Ist- zum Soll-Zustand gelangen können 

in die Diskussion um die nachhaltige Gestaltung der österreichischen Landwirtschaft einzu­
bringen. 

Wien, März 1999 HR DI Dr. Hubert Pfingstner 
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1 Problemstellung und Übersicht 

„Die Wissenschaft muß drei Arten von Wissen für die öffentliche Diskussion bereitstellen: 
Systemwissen über Strukturen, Prozesse, Variabilitäten usw.; Zielwissen: Wissen über die 
Ziele künftig anzustrebender Entwicklungen und Szenarien; Transformationswissen: Wissen 
darüber, wie wir vom Ist- zum Soll-Zustand gelangen können" (Forschung zu Nachhaltig­
keit und globalem Wandel, 1997). 

Wie aus diesem Zitat aus den wissenschaftspolitischen Visionen der Schweizer Forschen­
den ersichtlich ist, spielt die Wissenschaft in der Erfüllung der gesamtgesellschaftlichen Auf­
gabe, die eine "nachhaltige Entwicklung" darstellt, die Rolle eines Diskussionsteilnehmers. 
Da Nachhaltigkeit im weiteren Sinne die Überlebensfähigkeit des Systems „Mensch in seiner 
Umwelt" bedeutet, sind Systemkenntnisse eine Voraussetzung dafür, ·daß menschliches 
Handeln sich an den Erfordernissen einer nachhaltigen Entwicklung orientieren kann. Das 
Verständnis von Prozessen und Wechselwirkungen - insbesondere auch Wechselwirkungen 
zwischen natürlichen und sozialen Systemen - zu erlangen und in die gesellschaftliche Dis­
kussion einzubringen, ist daher als eine der wichtigsten Aufgaben der Wissenschaft anzuse­
hen. Weiters ist es notwendig, die Formulierung konkreter gesellschaftlich-wirtschaftlicher 
Zielvorstellungen zu unterstützen. Dies bedarf auch des Wissens über die sozioökonomi­
schen und institutionellen Rahmenbedingungen, die die Voraussetzungen zum Erreichen 
dieser Ziele sind. Kenntnisse über die Zusammenhänge zwischen Wissen und Handeln sind 
notwendig, um zur Umsetzung des Wissens und damit zur Transformation zum Soll-Zustand 
beitragen zu können. 

In der vorliegenden Arbeit1 wurde der Versuch unternommen, einige Bereiche dieser drei 
Arten von Wissen zu erläutern, die in der nachhaltigen Entwicklung der österreichischen 
Landwirtschaft bzw. in der Nachhaltigkeitspolitik innerhalb der Agrarpolitik eine kritische 
Rolle spielen. Selbstverständlich können in einer einzelnen Studie weder alle relevanten Be­
reiche diskutiert noch Lösungen zu den angesprochenen Problemen angeboten werden. 
Vielmehr ist das Ziel dieser Arbeit, auf einige - wie ich meine - wesentliche zusammenhän­
ge zwischen ökologischer und sozioökonomischer Nachhaltigkeit der Landwirtschaft hinzu­
weisen; einige Aspekte der Nachhaltigkeit, die in dem derzeitigen Diskurs über die Umwelt­
verträglichkeit der Lanqwirtschaft vernachlässigt wurden, zu thematisieren; und einige Maß­
nahmen zu diskutieren, die in der langfristigen strategischen Ausrichtung einer integrierten 
Nachhaltigkeitspolitik notwendig sind. Da die Realisierung einer nachhaltigen Entwicklung 
nur mit der Partizipation aller Beteiligten möglich ist, versteht sich diese Studie als ein Impuls 
zu einer breit angelegten Diskussion über die Möglichkeiten der Harmonisierung kurzfristigen 
und langfristigen Zielen dienender Maßnahmen. 

Dem Spruch von Ludwig Boltzmann folgend, „Nichts ist so praktisch wie eine gute Theorie", 
wird als Ausgangspunkt dieser Studie die Positionierung der Landwirtschaft in dem Gesamt­
system „Mensch-Natur" vorgenommen. Dabei werden Eigenschaften und Entwicklungen des 
gesellschaftlichen Stoffwechsels mit der „natürlichen Umwelt" sowie die Rolle der Landwirt­
schaft in diesem Stoffwechsel beschrieben (Kap. 2.1 ). Besondere Aufmerksamkeit wird dem 
Konzept der Kolonisierung von Natur gewidmet, das vor kurzem von einer Forschergruppe 
des Instituts für Interdisziplinäre Forschung und Fortbildung (Wien) entwickelt wurde 
(Fischer-Kowalski et al. 1997). 

1 Sie ist der zweite Teil des Berichtes zum Forschungsprojekt .Konzepte und wirtschaftspolitische Instrumente 
einer nachhaltigen Landwirtschaft". · 



8 

Da die menschlichen Kolonisierungsaktivitäten gewisse Parameter natürlicher Systeme ver­
ändern und damit ihre Funktionsfähigkeit beeinflussen, ist die Funktionsfähigkeit dieser Sy­
steme eine Begrenzung für die Kolonisierungsstrategien. Alle Regelungen menschlicher Ein­
griffe in die Natur, deren Ziel es ist, diese Eingriffe so zu gestalten, daß die Ökosysteme 
weiterhin in einem Raum der nachhaltigen Entwicklung bleiben, müssen sich nach diesen 
Begrenzungen richten. Es werden daher zunächst einige Aspekte der allgemeinen Funkti­
onsweise von Ökosystemen diskutiert. (Kap. 2.2). Dabei werden die Arten-Energiefluß­
Theorie, die grundlegenden Eigenschaften, die Entwicklungsdynamik und die Konzepte der 
Stabilität und Resilienz von Ökosystemen untersucht. Um die von der Funktionsfähigkeit der 
Ökosysteme gesetzten Grenzen der Umweltbeeinflussung nicht zu verletzen, ist es erforder­
lich, Informationen über die Entwicklung der betroffenen Ökosysteme zu gewinnen und diese 
Informationen so zu den Akteuren weiterzuleiten, daß sie ihr Handeln danach richten kön­
nen. Die Informationsflüsse zwischen ökologischen und ökonomischen Systemen werden 
daher analysiert (Kap. 2.3). Das System von Umweltindikatoren (Belastungs-, Zustands- und 
Maßnahmenindikatoren) sowie jene Unsicherheiten, die mit der Spezifikation und Interpreta­
tion dieser Indikatoren verbunden sind, werden beschrieben. Es wird kurz auch auf die Frage 
eingegangen, inwieweit Umweltinformationen durch Preise den Wirtschaftsakteuren vermit­
telt werden können. 

Der gesellschaftliche Stoffwechsel mit der Natur ist ein mehrdimensionaler Prozeß, in dem 
zeitliche, räumliche, soziale und ökologische Wechselwirkungen stattfinden. Das Zusam­
menspiel von globalen und lokalen, von ökologischen und sozioökonomischen Kräften wird 
im Kap. 3. behandelt. Diese Zusammenhänge werden durch ein Beispiel demonstriert: Mit 
Hilfe eines Gedankenexperiments wird die Stabilität der österreichischen Landwirtschaft ge­
genüber Störungen (Perturbationen) in der Energieversorgung untersucht (Kap. 3.1 ). Es wird 
aufgezeigt, daß die Energieintensität der Landwirtschaft ihre Nachhaltigkeit stark beeinträch­
tigt. Einige der kritischen Faktoren werden identifiziert und ausführlich diskutiert: Hoher und 
ineffizienter Energieeinsatz, extreme Abhängigkeit von großstrukturierten Systemen in der 
Versorgung mit Energie, Saatgut und Agrochemikalien sowie der dramatische Rückgang von 
lokal angepaßten Pflanzensorten und Tierrassen, die auch bei Störungen der Energieversor­
gung produziert werden können, machen die Landwirtschaft störanfällig und gefährden damit 
die potentielle Sicherheit der Lebensmittelversorgung. Als weitere kritische Faktoren der 
Resilienz erweisen sich das Ausmaß und die Art des Wissens um die Landbewirtschaftung -
so wie sie derzeit in der österreichischen Bevölkerung vorhanden ist bzw. in Zukunft voraus­
sichtlich vorhanden sein wird. 

In der Behebung dieser Mängel an Resilienz spielen die eigenständige Regionalentwicklung 
und die Fähigkeiten zur Selbstorganisation eine bedeutende Rolle (Kap. 3.2). Es werden da­
her Fragen der räumlichen Dimension einer nachhaltigen Entwicklung und der Ausbau von 
Informationsnetzen, der eine wesentliche Vorbedingung zur Selbstorganisation ist, diskutiert. 
Einige Probleme von Informationsnetzwerken, Informations- und Kommunikationstechnolo­
gien (Teilnehmer, Strukturen, Sicherheit usw.) werden beschrieben. Weiters werden einige 
Überlegungen zu den Informationsinhalten, die in den Netzen für die Landwirte und andere 
Akteure im Landwirtschaftssektor zur Verfügung gestellt werden sollten, dargelegt: Regional­
spezifische Umweltindikatoren, betriebliche Umweltinformationssysteme, kritische Umwelt­
belastungen der Landwirtschaft, Unterstützung zur Berechnung der betrieblichen Gesamtef­
fizienz und Stoffstrombilanzen usw. können die Entscheidungsgrundlagen erweitern, so daß 
die Akteure ihre Umweltverantwortlichkeit besser wahrnehmen können. 

Mit dem Ausbau von Informationsnetzen wird die Informationsausstattung der Akteure ver­
ändert. Dies soll, um die Qualität der Entscheidungen zu verbessern, auch zu einer Ände-
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rung der Entscheidungsstrukturen (Subsidiaritätsprinzip!) führen. Im Spannung-Sfeld zwi-
schen Globalisierung und Regionalisierung müssen daher neue Organisationsformen zur 
Entscheidungsfindung gesucht werden. Im Kap. 3.3. wird versucht, einige Strömungen des 
Diskurses um das "Experiment Organisation" zusammenfassend vorzustellen. Dabei werden 
auch einige Erfahrungen und Lösungsvorschläge, die für die nachhaltige Gestaltung der 
Landwirtschaft und für eine eigenständige Regionalentwicklung relevant sind, besprochen. 

Der gesellschaftliche Stoffwechsel mit der Natur entsteht durch den Produktionsprozeß, in­
dem die verschiedenen Inputs entsprechend den technologischen Möglichkeiten zu ver­
schiedenen Outputs verarbeitet werden. Die landwirtschaftliche Produktion wird von diesem 
Gesichtspunkt aus als ein sozial organisierter Prozeß aufgefaßt (Kap. 4). Wie sich bei dem 
Gedankenexperiment über die Stabilität der österreichischen Landwirtschaft gegenüber Stö­
rungen in der Energieversorgung herausgestellt hat, ist der Mensch und sein Wissen um die 
Landbewirtschaftung einer der kritischen Faktoren der Nachhaltigkeit. Dementsprechend 
wird hier das Wissenssystem des Agrarsektors als eines der wesentlichsten Inputs angese­
hen und im Kap. 4.1 analysiert. Besondere Beachtung wird den Unterschieden zwischen den 
Wissenssystemen des biologischen Landbaus und der industriellen Landwirtschaff ge­
schenkt. Andere Inputs (z.B. Boden, Agrochemikalien, Artenvielfalt) werden nur kurz bespro­
chen (Kap. 4.2), da deren Problematik in der Diskussion um die Umweltverträglichkeit der 
Landwirtschaft schon eingehend untersucht wurde. Dagegen wird der Energieverbrauch der 
österreichischen Landwirtschaft - wegen seiner entscheidenden Rolle in der Arten­
Energiefluß-Theorie der Ökosysteme - näher unter die Lupe genommen. 

Wenn die landwirtschaftliche Produktion als ein gesellschaftlich organisierter Prozeß aufge­
faßt wird - wie das in dieser Studie der Fall ist - können zwischen den Outputs der Landwirt­
schaft materielle und immaterielle (soziokulturelle und ökologische) "goods and bads" unter­
schieden werden. In einer engeren Betrachtungsweise, wenn die Produktion nur als eine 
wirtschaftlich-technische Tätigkeit angesehen wird, werden viele von diesen als "Externali­
täten" bezeichnet. Entsprechend dem hier gewählten breiteren systemischen Ansatz sind 
jedoch alle Outputs „intern", und gerade ihre systeminterne, gegenseitige Verbundenheit ist 
von Interesse. In diesem Sinn werden jene (positiven oder negativen) Leistungen der Land­
wirtschaft, die durch das Erarbeiten des Konzeptes der Multifunktionalität thematisiert wur­
den, als soziokulturelle und ökologische Kuppelprodukte betrachtet (Kap. 4.3). 

Aus einer solchen Analyse des landwirtschaftlichen Produktionsprozesses geht hervor, daß 
die Beurteilung seiner Effizienz äußerst schwierig ist. Die Effizienz eines Betriebes muß, 
umfassender als bisher, aufgrund des Verhältnisses zwischen seinen gesamten Inputs und 
Outputs, nach seinen ökonomischen und ökologischen Leistungen untersucht werden 
(Kap. 4.4). 

Die Effizienz des sozialen Prozesses ,,landwirtschaftliche Produktion" kann, im Gegensatz zu 
der betrieblichen Effizienz, nur aufgrund des Verhältnisses zwischen den gesetzten Zielen 
und dem Erreichungsgrad dieser Ziele beurteilt werden. Im letzten Kapitel dieser Arbeit, in 
dem jene Handlungs-Not-Wendigkeiten erörtert werden, die sich aus dem bisher Gesagten 
ableiten lassen, werden daher zunächst Ziele und Zielkonflikte der Landwirtschaftspolitik aus 
der Sicht der Nachhaltigkeit analysiert (Kap. 5.1 ). Das Erreichen des Zieles „nachhaltige 
Entwicklung" bedarf einer Konsistenz der gesellschaftlichen Regelungen (d.h. einer Konsi-

2 Die industrielle Landbewirtschaftung wird üblicherweise als konventionelle Landwirtschaft bezeichnet. Diese 
Bezeichnung ist jedoch aus der Sicht der geschichtlichen Entwicklung irreführend, weil die damit gemeinte Art 
der Produktion den Prinzipen der fordistischen Industrialisierung folgt und somit nur in einer relativ kurzen 
Phase in der langen Entwicklung der Landbewirtschaftungsmethoden als typisch angesehen werden kann. 
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stenz innerhalb einer breiten Palette von juristischen und ökonomischen Mechanismen und 
Maßnahmen), die auf verschiedenen (internationalen, nationalen oder regionalen) Ebenen 
getroffen werden (Kap. 5.2). Abschließend werden jene strategischen Maßnahmen zusam­
mengefaßt, die aufgrund der kritischen Faktoren der Nachhaltigkeit der österreichischen 
Landwirtschaft und ihres Wissenssystems (Forschungsbedarf und Informationsnetzwerke) 
notwendig erscheinen (Kap. 5.3). 
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2 Landwirtschaft als Schnittstelle des Gesamtsystems 
„ Mensch-Natur" 

2.1 Der gesellschaftliche Stoffwechsel mit der Natur 

Die Landwirtschaft befindet sich an der Schnittstelle des Gesamtsystems „Mensch-Natur". 
landwirtschaftliche Aktivitäten machen einen großen Teil des gesellschaftlichen Stoffwech­
sels (Metabolismus) mit der „natürlichen Umwelt" aus: In diesem Prozeß werden natürliche 
Ressourcen aus der Umwelt (Materialien und Energie) entnommen3

, zu Nahrung und Pro­
dukten verarbeitet und schließlich mit einer Zeitverzögerung als Abfälle und Emissionen wie­
der in die Umwelt zurückgeführt. Diese Betrachtungsweise ermöglicht es, Stoff- und Ener­
gieflüsse innerhalb der Gesellschaft und zwischen Gesellschaft und Natur zu analysieren 
und somit Rückschlüsse auf die Nachhaltigkeit menschlicher Produktionssysteme und das 
Konsumverhalten zu ziehen. 

V~rschiedene Gesellschaften können ihren Stoffwechsel mit der Natur unterschiedlich ge­
stalten. Es wird dabei zwischen zwei grundlegenden Typen unterschieden. "Der basale 
Stoffwechsel einer Gesellschaft muß mindestens so groß sein wie die Summe der biologi­
schen Stoffwechsel der in ihr lebenden Menschen - andernfalls werden diese verhungern, 
verdursten oder ersticken" (Fischer-Kowalski et al. 1997, S. 5). Der basale Stoffwechsel ist 
dadurch charakterisiert, daß der Mensch sich nur solcher natürlicher Ressourcen bedient, 
die innerhalb der aktuellen biosphärischen Kreisläufe erschlossen sind. Dagegen wird in ei­
nem erweiterten Stoffwechsel auch auf Ressourcen zurückgegriffen, die nicht in diesen 
Kreisläufen erschlossen sind (z.B. Metalle, fossile Energieträger). 

Wenn eine Gesellschaft ihre Bedürfnisse durch basalen Stoffwechsel befriedigt, muß das 
nicht bedeuten, daß dieser Stoffwechsel der Summe der biologischen Stoffwechsel ihrer Mit­
glieder entspricht. Wenn z.B. für die Ernährung Viehherden gehalten werden, müssen jene 
Stoff- und Energieinputs, die zur Tierhaltung notwendig (also der menschlichen Ernährung 
quasi „vorgeschaltet") sind, dem gesellschaftlichen Metabolismus zugerechnet werden. Dies 
heißt aber, daß eine Gesellschaft mit basalem Stoffwechsel nicht notwendigerweise nach­
haltig wirtschaftet. Überweidung der Flächen, Abholzung der Wälder, Erschöpfung von 
Fischbeständen usw. sind historische Beispiele für nicht-nachhaltige basale Metabolismen. 
Der Umstieg auf einen erweiterten Stoffwechsel brachte andere Schwierigkeiten: Da die be­
nutzten Ressourcen den biosphärischen Zyklen fremd sind, können die Abfälle oder Emis­
sionen, die aus ihrer Nutzung resultieren, nicht notwendigerweise neuerlich rezykliert wer­
den. Damit kann die Absorbtionskapazität natürlicher Kreisläufe überfordert werden. Für Ge­
sellschaften mit basalem Stoffwechsel waren Emissionen nur von lokaler oder regionaler 
Bedeutung. Der erweiterte Stoffwechsel führte zur Globalisierung dieses Problems, wie etwa 
die Verwendung fossiler Energieträger in den Industriegesellschaften dies deutlich macht. 

Der gesellschaftliche Stoffwechsel mit der Natur läßt sich aber nicht auf einfache Input­
Output-Beziehungen reduzieren. Seit der sogenannten neolithischen Revolution, also mit 
dem Umstieg der Jäger- und Sammlergesellschaften auf Ackerbau, wird versucht, in natürli­
che Prozesse so einzugreifen, sie so zu verändern, daß sie für die Gesellschaft nützlicher 
sind, als sie es ohne diese Eingriffe wären. Diese Strategie wird von den oben zitierten Auto­
ren Kolonisierung genannt. „Kolonisierung definieren wir als die Kombination gesellschaftli-

3 Nach jüngsten Schätzungen wurden 1992 27 % des gesamten inländischen Materialinputs Österreichs (ex­
klusive Wasser und Luft) durch die Biomasse, also vom Sektor Land- und Forstwirtschaft geliefert. Der Anteil 
dieses Sektors an dem Energieinput des Landes betrug 1992 35 % (Fischer-Kowalski et al. 1997, S. 82 bzw. 
S. 87). . 
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eher Aktivitäten, die gezielt gewisse Parameter natürlicher Systeme verändern und sie in 
einem Zustand halten, der sich von dem Zustand unterscheidet, in dem sie sich ohne diese 
Aktivitäten befänden" (ebenda, S. 10). Der Begriff "Mitwelt" erscheint hier eher angebracht 
als „Umwelt". 

Diese Kolonisierung beeinflußt in der Regel die Produktivität der Natur sowohl positiv als 
auch negativ und sowohl absichtlich als auch unabsichtlich. Da diese Beeinflussung der na­
türlichen Produktivität ökologischer Kreisläufe das Wesentliche der Landbewirtschaftung 
darstellt (Colonus=Bauer! lat.), müssen wir einerseits die Charakteristika dieser Kreisläufe 
anderseits die Art der - gesellschaftlich organisierten - Beeinflussung untersuchen. Die Inter­
aktionen innerhalb und zwischen diesen beiden Systemen bestimmen die Möglichkeiten und 
die Grenzen der Kolonisierungsstrategien, oder anders ausgedrückt, den Raum für eine 
nachhaltige Entwicklung. 

Abbildung 1 

Räuml.iche 
Dimension 

Global 

National 

Regional 

ökonomisch 
Ökologisch 
Soziokulturell 

Analyse der Nachhaltigkeit 

Sozlale 
Dimension 

Kapazität 
·.. von natürl. 

Systemen, 
··... Umweltaus­

. wirkungen zu 
absorbieren 

Quelle: OECD 1996, adaptiert 

·.. ··... Umweltaus-
· .. „ · wirkungen: 

"·„ schädlich 
"· oder 

vorteilhaft 

Wi.e in Abb. 1 vereinfacht gezeigt wird, sind die Interaktionen zwischen Ökosystemen und 
menschlichen Kolonisierungsaktivitäten mehrdimensional: Die Prozeßabläufe können ent­
sprechend den Dimensionen Raum, Gesellschaft und ökologische Entwicklung dargestellt 
werden, wobei die Prozesse einander in allen Dimensionen und innerhalb ein und derselben 
Dimension beeinflussen. Die vierte Dimension, Zeit, kann hier nicht dargestellt werden. We­
sentlich ist, daß sie in und zwischen den verschiedenen Dimensionen mit „verschiedener 
Geschwindigkeit" läuft, d.h. die Prozesse sehr unterschiedliche Zeitspannen haben. 
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2.2 Über die Funktionsweise von Ökosystemen 

„Ein Ökosystem besteht aus einer biologischen Gemeinschaft, die mit ihrer physischen und 
chemischen Umgebung, mit benachbarten Ökosystemen und mit der Atmosphäre bei ge­
genseitiger Beeinflussung lebt. Ihre Funktionen umfassen biogeochemische Kreisläufe, d.h. 
die Umwandlung und das Recycling von kritischen chemischen Stoffen, die das Wachstum 
und die Produktion beeinflussen, und deren Transfer zu anderen Systemen; sowie Ener­
gieflüsse, die Aufnahme von Solarenergie durch Photosynthese, den Transfer dieser Energie 
zwischen Organismen, den Stoffwechsel und die Speicherung. Diese zwei Prozesse setzen 
die oberen Grenzen für die Quantitäten und Zahlen von Organismen und für die trophische 
[trophikos = nährend, grch.] und energetische Umwandlung und Speicherung, die in einem 
Ökosystem existieren" (Holling et al. 1994, S. 54). 

Diese Beschreibung eines Ökosystems entsprechen.d der sogenannten Arten-Energiefluß­
Theorie besagt also, daß die Größe des Energieflusses in einem System die Zahl der Arten 
bestimmt, die in diesem System leben können. Jene Energiemenge, die nach Abzug des 
Energiebedarfs der Pflanzen innerhalb eines Ökosystems in einem Jahr akkumuliert wird, 
nennt man Nettoprimärproduktion (NPP). Das ist eines der wichtigsten Charakteristika von 
Ökosystemen. Die Netto-Primärproduktion kann in Masse- oder in Energieeinheiten angege­
ben werden. Ihre weltweite Größe ist kaum veränderbar, so daß sie eine wesentliche ökolo­
gische Schranke für menschliche Kolonisierungsstrategien darstellt. Nach einer amerikani­
schen Studie (Vitousek et al. 1986) beträgt die weltweite gesellschaftliche Aneignung von 
NPP bereits 20 bis 40 Prozent, so daß für alle anderen Arten nunmehr 60 bis 80 Prozent 
übrigbleiben. 4 Dies bedeutet nach der Arten-Energiefluß-Theorie, daß die Abnahme von 
NPP, die für natürliche Systeme noch zur Verfügung steht, zu einer Abnahme der Artenviel­
falt führt. Die Artenvielfalt wird zwar durch mehrere Faktoren beeinflußt, empirische Untersu­
chungen bestätigen jedoch, daß der Hauptgrund für ihre Abnahme der Rückgang natürlicher 
Energieflüsse ist. 

Ökologen weisen darauf hin, daß die Diversität und Komplexität eines Ökosystems durch 
eine kleine Zahl von biotischen, abiotischen und physischen Prozessen bestimmt werden, die 
in verschiedenen zeitlichen und räumlichen Dimensionen {spatiotemporal scales) ablaufen. 
Das Zusammenspiel von "langsamen und schnellen" sowie „großen und kleinen" Variablen 
bestimmt die Systemdynamik. Es wurde auch festgestellt, daß die Dynamik verschiedener 
Spezies - und damit der Artenvielfalt - auf Streß im Ökosystem sensibler reagiert als andere 
Ökosystemprozesse. Das heißt, daß viele Ökosystemprozesse aufrechterhalten werden 
können, auch wenn sich die Zusammensetzung der Spezies ändert. Eine mögliche Erklärung 
für diese Robustheit ist, daß Ökosysteme durch eine kleine Zahl von zeitlich und räumlich 
unterschiedlichen Prozessen strukturiert werden. Diese Prozesse überlagern die anderen 
und bestimmen somit den Rhythmus der Systemdynamik. Die Störanfälligkeit von Ökosy­
stemprozessen hängt nun davon ab, wie viele Spezies die spezifischen Funktionen erfüllen 
können, wenn das System durch äußere Wirkungen gestört {perturbiert) wird. Wenn die Zahl 
dieser Spezies klein ist, wird das System gegenüber diesen Perturbationen anfälliger. Dar­
aus folgt aber, daß die funktionale Redundanz eines Systems seine Robustheit erhöht. Am 
wenigsten widerstandsfähig sind jene Komponenten der Ernährungskette, der Energieflüsse 
und biogeochemischer Zyklen, deren Funktionen nur von einer kleinen Anzahl von Spezies 
wahrgenommen werden. Je kleiner die Anzahl der Spezies, desto wahrscheinlicher, daß sie 

4 In Österreich wurde die gesellschaftliche Aneignung der NPP im Jahr 1990 auf 41 % geschätzt, also deutlich 
höher als der internationale Durchschnitt. Den höchsten Wert zeigt Oberösterreich (48 %), den niedrigsten Ti­
rol (28 %). Das ist das Ergebnis eines 35%igen (!)Zuwachses in der Zeit von 1960-90. (Fischer-Kowalski et. 
al. 1997, S. 152-53). . 
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durch Perturbationen zerstört werden und damit eine bestimmte Ökosystemfunktion nicht 
erfüllt werden kann. Und umgekehrt: Je größer die Anzahl der Spezies, desto breiter sind die 
Risiken ihrer Zerstörung gestreut, was die Verwundbarkeit der Ökosystemfunktion herabsetzt. 

Sowohl natürliche als auch von Menschen kolonisierte Ökosysteme besitzen einige Eigen­
schaften, denen bei Anwendung von Kolonisierungsstrategien grundlegende Beachtung zu­
kommt: (Holling, 1994). 

• Veränderungen sind nicht kontinuierlich und graduell, sondern unregelmäßig und 
schwankend. Nach Perioden, die durch langsame und unauffällige Änderungen gekenn­
zeichnet sind, führen plötzliche und ungewöhnliche Ereignisse zur Restrukturierung des 
Systems. Diese Restrukturierung ist häufig irreversibel. 

• Die räumlichen Merkmale sind weder einheitlich noch unabhängig von den räumlichen 
Maßstäben. Daraus folgt, daß mit linearer Addition nicht von kleinräumigen Prozessen auf 
großräumige Prozesse geschlossen werden kann. Es gibt nichtlineare Verschiebungen 
zwischen den verschiedenen Maßstäben. 

• Ökosysteme haben mehrere Gleichgewichtszustände. Die ständige gegenseitige Beein­
flussung von stabilisierenden und destabilisierenden Kräften bewegt das System von ei­
nem Stabilitätsbereich zum anderen, mit instabilen und chaotischen Phasen dazwischen. 

• Ökosysteme sind bewegliche Ziele mit mehreren Zukunftsmöglichkeiten, die unsicher und 
unvorhersehbar sind. Daraus folgt: Wenn in Ökosystemen Managementmethoden ange­
wendet werden, die auf fixen Regeln basieren (z.B. konstante Erträge werden erstrebt), 
kann das System plötzlich zusammenbrechen, weil Perturbationen nicht absorbiert wer­
den können oder weil Schwellenwerte übersehen wurden. 

Da die Ökonomie sich traditionsgemäß mit nur einem Gleichgewicht und mit kontinuierlichen 
und graduellen Veränderungen beschäftigt - die Marginalität ist ein zentraler Begriff in der 
ökonomischen Theorie -, sind sowohl die Denkweise als auch das verwendete mathemati­
sche Instrumentarium der Mainstream-Ökonomie wenig geeignet, wenn ökologisch-ökono­
mische Prozesse mit den oben aufgezählten Eigenschaften untersucht werden. Daher fragt 
Holling (ebenda, S. 50) berechtigterweise: „Aber in welche Richtung soll der Finger an 
Adam Smiths unsichtbarer Hand zeigen, wenn es mehrere Gleichgewichte gibt?" 

Bei dem Design von politischen Maßnahmen jedoch, deren Ziel es ist, die zusammenhänge 
zwischen ökologischen und ökonomischen Variablen zu beeinflussen, müssen sowohl die 
Unterschiede zwischen der spatialen Dynamik dieser Variablen als auch die Unterschiede in 
den Zeitabläufen beachtet werden. Die ökonomische Analyse kann durch Informationen über 
die Stabilität und Resilienz des Ökosystems unterstützt werden. 

Stabilität ist jene Eigenschaft eines Systems, welche es ihm ermöglicht, nach Perturbationen 
zu seinem Gleichgewicht zurückzukehren. Je schneller es den Gleichgewichtspunkt wieder 
erreicht, desto stabiler ist es. Diese Definition bezieht sich auf gleichgewichstnahe Zustände 
und konzentriert sich auf die Geschwindigkeit der Rückkehr zum Gleichgewicht. 

Resilienz (im Sinne von Holling) ist dagegen jenes Maß von Perturbationen, das vom Sy­
stem in einem gleichgewichtsfernen Zustand absorbiert werden kann, ohne daß sich die 
Struktur des Systems - durch die Änderung von Variablen und Prozessen, die sein Verhalten 
kontrollieren - verändert. 

Die Konzepte der Stabilität und Resilienz spielen eine zentrale Rolle auch in der allgemeinen 
Systemtheorie und sind Schlüsselbegriffe in der Untersuchung von komplexen dynamischen 
Systemen. Laszlo (1987) zeigt auch, wie sich einige Grundzüge der Evolution menschlicher 
Gesellschaften mit Hilfe dieser Begriffe nachvollziehen lassen. 
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Der Begriff der Stabilität ist auch in der Ökonomie bekannt. Dabei wird im allgemeinen ange­
nommen, daß ein Gleichgewichtspunkt existiert. Erst neuere Untersuchungen der techni­
schen Entwicklung haben bewiesen (Arthur, 1990), daß multistabile Zustände auch in Wirt­
schaftssystemen vorkommen. So können beispielsweise Technologien zu zunehmenden 
Skalenerträgen führen, die durch spezielle Umstände ihrer Verbreitung (Marktzutritt, Infor­
mationsverteilung, Lemeffekte usw.) entstehen. Dies bedeutet, daß in dem System mehrere 
Gleichgewichtspunkte existieren. Zu welchem dieser Punkte das System tendiert, hängt von 
mehreren Faktoren (z.B. von seiner Ausgangssituation, aber auch von zufälligen Ereignis­
sen) ab. In ökonomischen Analysen, die sich mit technischen Fragen, mit der Ökonomie der 
Information und mit ökologischen Problemen beschäftigen - um nur einige zu erwähnen-, ist 
es daher von Vorteil, sich das Konzept der Systemresilienz zu Nutze zu machen. 

Wovon aber hängt es ab, wieviel Perturbationen ein System zu absorbieren vermag? Dies 
wird durch den jeweiligen Ablauf von vier aufeinander folgenden Systemfunktionen {siehe 
auch Abb. 2) bestimmt: 

• ·Exploitation, in der Prozesse schneller Besiedlung von vor kurzem zerstörten Gebieten 
überwiegen; 

• Konservierung, in der eine langsame Akkumulation und Speicherung von Biomasse und 
Energie dominieren; 

• kreative Zerstörung, in der festgebundene Massen von Biomasse und Nährstoffen fragil 
werden und dazu neigen, sich nach Perturbationen plötzlich aufzulösen; 

• Reorganisation, in der die Nährstoffe mobilisiert werden, die dann in der nächsten Ex­
ploitation zur Verfügung stehen werden. 

Abbildung 2 
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Während dieses· Zyklus ist die Geschwindigkeit der Veränderungen unterschiedlich. Der 
Übergang von der Exploitation zur Konservierung ist langsam, derjenige von der Konservie­
rung zur kreativen Zerstörung sehr schnell, und die Übergänge zur Reorganisation und zu­
rück zur Exploitation sind schnell. Diese Dynamik ändert sich durch die asymmetrischen 
Verhältnisse zwischen den kontrollierenden Variablen, die entsprechend ihrer Geschwindig­
keit langsam oder schnell, und entsprechend ihren räumlichen Maßstäben, klein oder groß 
sein können. Diese Verhältnisse gestalten sich aufgrund von evolutiven und adaptiven Pro­
zessen, die durch die Selbstorganisation des Ökosystems entstehen. Die Komplexität des 
Verhaltens des Ökosystems hängt von einer geschachtelten Struktur solcher Zyklen ab, wo­
bei jeder dieser Zyklen seinen eigenen Zeitmaßstab und eine eigene Raumausdehnung hat. 

Die Reorganisation führt zu einem neuen Zyklus, der entweder dieselbe Struktur hat wie der 
frühere oder aber vollkommen unterschiedlich ist. Welches der beiden Ereignisse eintritt, 
hängt davon ab, ob das System bestimmte kritische Schwellenwerte überschritten hat oder 
nicht. Beim Überschreiten der Schwellenwerte konvergiert das System zu einem neuen lokal 
stabilen Gleichgewicht. 

Wenn ein System über entsprechende selbstorganisierende Kapazitäten verfügt, hat es die 
Fähigkeit, sich den neuen Verhältnissen so anzupassen, daß es innerhalb der kritischen 
Schwellenwerte bleibt und als Folge seinen früheren Gleichgewichtsbereich nicht verläßt. 
Dies ist enorm wichtig für die Umweltpolitik: Wenn nämlich ein Ökosystem seine · Resilienz 
verliert und dadurch in einen anderen Gleichgewichtsbereich wechselt, verliert es auch seine 
Vorhersagbarkeit, da die Eigenschaften dieses Bereichs meistens noch nicht bekannt sind. 

Ökologen weisen darauf hin, daß Managementsysteme, die bestrebt sind, die Varianz be­
stimmter Variablen zu minimieren (z.B. Stabilisierung von Erträgen, vom Viehbesatz) oder 
sich nur auf einige (aus welchen Gründen immer) erwünschte Spezies konzentrieren, oft da­
zu führen können, daß die betreffenden Ökosysteme sich räumlich einheitlich entwickeln und 
eine verminderte funktionale Diversität aufweisen. Dadurch verlieren sie an Resilienz, sie 
werden starr und sensitiv gegenüber Perturbationen. In der Landwirtschaft zum Beispiel wird 
dieser Verlust an Resilienz nur durch einen hohen Einsatz von Herbiziden, Pestiziden und 
anderen Inputs - mit den bekannten Folgen - ausgeglichen werden können. 

Das bisher Gesagte impliziert, daß die Umwelt- und Agrarpolitik auf Informationen über die 
Stabilität und Resilienz der zu kontrollierenden Ökosysteme aufbauen sollte sowie auf 
Kenntnissen der bestimmenden Faktoren und der Selbstorganisation, wenn eine nachhaltige 
Bewirtschaftung dieser Systeme angestrebt wird. Es genügt nicht, fixe Ziele zu verfolgen und 
sich auf einzelne Problempunkte (z.B. auf verschiedene Arten der Umweltverschmutzung) zu 
konzentrieren. Vielmehr ist es notwendig, Lösungen zu den auftauchenden Problemen ent­
sprechend den zusammenhängen der konkret definierten Ökosysteme zu suchen. Dabei 
spielen offensichtlich die regional wirkenden ökonomischen Mechanismen eine gleichfalls 
wichtige Rolle, da diese die Stabilität und Resilienz des gesamten ökologisch-ökonomischen 
Systems beeinträchtigen. 

2.3 Informationsflüsse zwischen ökologischen und ökonomischen 
Systemen 

Die Agrar- und Umweltpolitik hat die Aufgabe, die Operationalität der durch die landwirt­
schaftlichen Tätigkeiten beeinflußten ökologisch-ökonomischen Systeme aufrechtzuerhalten. 
Dabei müssen nicht nur die regionalen Spezifika beachtet - auf die noch später mehr im De­
tail eingegangen wird -, sondern auch Regelungen gefunden werden, die nur solche Beein-
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flussung der natürlicheh Systeme zulassen, die deren Stabilität und Resilienz nicht gefähr­
den, d.h. ihre Nachhaltigkeit unterstützen. Eine Vorbedingung zur Erfüllung dieser Aufgaben 
ist es, die notwendigen Umweltinformationen zu erzeugen, an die relevanten Akteure zu 
verteilen, damit sie die~e aufarbeiten und auf sie adäquat reagieren können. 

Es stellen sich zwei Fragen: Welche Umweltinformationen sind notwendig, um die Koevoluti­
on der sozioökonomischen und ökologischen Systeme - auf lokaler, nationaler oder eben auf 
globaler Ebene - steuern zu können? Wie sollen diese Informationen den jeweiligen Akteu­
ren vermittelt werden, damit sie ihre Verantwortung für die Mitwelt verstärkt wahrnehmen 
können? Da diese Fragen in den weiteren Kapiteln dieser Arbeit noch ausführlich bespro­
chen werden, werden an dieser Stelle nur einige allgemeine Aspekte diskutiert. 

Wir müssen betonen, daß die Informationen, die wir über die Mitwelt erzeugen, davon ab­
hängig sind, welches Bild wir uns von dieser machen: Was betrachten wir als wichtig, was 
beobachten wir, wie definieren wir Umweltindikatoren „. ? usw. Und umgekehrt: unser Bild 
von der Mitwelt hängt eben von diesen Informationen ab. Unser aktuelles Wissen spiegelt 
den aktuellen Stand des Dialogs mit der Natur wider. 

Um eine umfassende Informationsbasis für den Umweltbereich zu schaffen, wurden in einem 
kürzlich abgeschlossenen EU-Projekt (EU-Commission, 1998) sogenannte Belastungsindi­
katoren („pressure indicators") für zehn Problembereiche und sechs Wirtschaftssektoren ge­
sammelt. Diese Indikatoren beschreiben jene Faktoren, die als Folgen wirtschaftlicher Akti­
vitäten den Zustand der Umwelt beeinflussen. In der Landwirtschaft können diese Faktoren 
z.B. als verschiedene biophysikalische und chemische Inputs identifiziert werden, die die 
Qualität des Bodens oder der Gewässer usw. beeinflussen. Weiters können ökonomische 
und soziale Faktoren, wie z.B. Bevölkerungsdichte, technischer Wandel, politische Maßnah­
men usw. als Belastungsindikatoren betrachtet werden. In dem oben erwähnten EU-Projekt 
wurden Matrizen gebildet, die es ermöglichen, die Zusammenhänge zwischen Schadstoffe­
missionen und den Wirtschaftssektoren darzustellen. Da die Landwirtschaft einer der unter­
suchten Sektoren war und die Indikatoren für die regionale Aggregationsebene von NUTS-2 
Gebieten berechnet wurden, steht eine gut abgesicherte Datenbasis zur Verfügung. Die Be­
lastungsindikatoren können aber nur als ein erster Schritt in der Entwicklung der notwendi­
gen Informationsbasis betrachtet werden. Zur Analyse von Stabilität- und Resilienzproble­
men werden auch Zustands- (.state") und Maßnahmenindikatoren („response indicators") 
benötigt. Die Zustandsindikatoren beschreiben den Zustand natürlicher Ressourcen, die Zu­
sammensetzung, Struktur und Funktionsabläufe von Ökosystemen und jene Charakteristika 
der menschlichen Gesundheit und des Wohlstands, die von der Entwicklung der Umweltsi­
tuation abhängig sind. Die Maßnahmenindikatoren beschreiben Reaktionen von Akteuren 
(verschiedene gesellschaftliche Gruppen, wie z.B. Landwirte, politische Entscheidungsträger, 
Konsumenten usw.) auf aktuelle oder erwartete Änderungen in der Umweltsituation. 

Die zusammenhänge zwischen Belastungen, Zuständen und Maßnahmen in der Landwirt­
schaft werden in Abb. 3 gezeigt. 
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Bei der Erstellung einer solchen Datenbasis muß aber auch bedacht wef:oen . · aß-"'ökosy-
steme - die immer entsprechend der gegebenen Fragestellung definiert werden müssen -
üblicherweise nicht mit der administrativen Einteilung der Regionen übereinstimmen. Dem­
entsprechend ist sowohl die Konzeption als auch die statistische Erfassung dieser Indikato­
ren schwierig. (Siehe dazu OECD 1996.) Die Durchführung von konkreten Analysen, deren 
Notwendigkeit sich aus einem „grobmaschigen Netz11 von Indikatoren ergibt, erfordert daher 
üblicherweise die Konzeption und das Sammeln spezifischer Indikatoren. 

Bei der Untersuchung von Resilienzfragen bereitet aber nicht nur die Beschaffung der not­
wendigen Daten einige Schwierigkeiten. Unser Bild von der Mitwelt wird stark von Unsicher­
heiten beeinflußt. Diese haben drei Quellen: Meßfehler, Fehlspezifikation der Systemdyna­
mik und die grundsätzliche lndeterminiertheit von Ökosystemen. Die Meßfehler können unter 
Umständen - wenn sie normalverteilt sind und das System linear ist, oder wenn das System 
nicht-linear ist, aber die Fehler klein und additiv sind - ausgefiltert werden. Leider ist dies 
häufig nicht der Fall: Ökosystemprozesse sind miteinander nicht-linear verbunden. So kön­
nen nicht-additive, große oder nicht-normalverteilte Meßfehler ernste Schwierigkeiten verur­
sachen. Fehlspezifikation der Systemdynamik, d.h. ungenügende Kenntnisse der Systemzu­
sammenhänge, können dazu führen, daß die Indikatoren nicht richtig interpretiert werden, so 
daß die getroffenen politischen Maßnahmen nicht zielführend sind. Die grundsätzliche lnde­
terminiertheit von evolutiven Systemen ist eine weitgehend bekannte Tatsache und führt zur 
sogenannten „true uncertainty". Einige Ökosystemprozesse sind - zumindest im Prinzip -
vorhersagbar, andere nicht. Beispiele für „true uncertainty" kann man in der Evolution von 
Genotypen oder auch in den Auswirkungen von toxischen Substanzen finden. 

Während ein Großteil der Meßfehler und die Fehlspezifikaton der Systemdynamik sowie ein 
Teil der Probleme mit der Vorhersage evolutiver Prozesse - zumindest im Prinzip - vermeid­
bar sind oder durch die Anwendung von entsprechenden Filtermethoden bzw. durch die 
Weiterführung der Forschung minimiert werden können, ist die Existenz von „true uncertain­
ty" eine Tatsache, die wir akzeptieren müssen. Daher ist die Anwendung des Vorsorgeprin­
zips und die Feststellung von „minimum safety standards" in der Umweltpolitik von grundle­
gender Bedeutung, zu der sich auch Österreichs Nationaler Umwelt Plan (1995) bekennt. 

Die zweite Frage, die die Informationsflüsse zwischen ökologischen und ökonomischen Sy­
stemen betrifft, ist, wie diese Informationen den relevanten Akteuren vermittelt werden sol­
len. Zum einen geht es um die „Sprache", in der die ökologischen Informationen an das öko­
nomische System weitergeleitet werden, zum anderen darum, durch welche Kanäle diese 
innerhalb der Gesellschaft verbreitet werden. Da wir uns in diesem Kapitel mit der Schnitt­
stelle des Gesamtsystems „Mensch-Natur'' beschäftigen, beschränken wir uns hier nur auf 
den ersten Teil dieser Frage. Der zweite Teil wird im nächsten Kapitel untersucht werden. 

In der ökonomischen Fachliteratur herrscht Konsens darüber, daß in einer nachhaltigen öko­
nomischen Entwicklung die Summe des gesamten Kapitalstocks (die die natürlichen Res­
sourcen5 und das vom Menschen erschaffene Kapital umfaßt) nicht abnehmen darf. (Siehe 
z.B. Pearce 1987 und Pearce and Turner 1990.) Es herrscht Einigkeit auch darüber, daß 
wegen der begrenzten Substituierbarkeit zwischen den natürlichen Ressourcen und dem 
vom Menschen erschaffenen Kapital jedoch zumindest gewisse natürliche Ressourcen auf 
jeden Fall erhalten bleiben müssen. Das ökologische Problem besteht genau darin, jene 

5 Natürliche Ressourcen werden in der Fachliteratur oft auch als natürliches Kapital bezeichnet. Diese Bezeich­
nung widerspiegelt jedoch einen fragwürdigen Besitzanspruch des Menschen, einen Anspruch, der sowohl 
aus biologischen Überlegungen (man denke an die Aneignung von NPP) als auch aus ethischen Gründen un-
gerechtfertigt erscheint. · 
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Kombinationen von Ressourcen zu finden, die garantieren, daß Ökosysteme auch bei even­
tuellen (ökologischen oder ökonomischen) Störungen ihre Stabilität und Resilienz behalten. 

Es wurde nachgewiesen (Perrings 1991 und P•rrlngs 1996), daß ökologische und ökono­
mische Nachhaltigkeit (in dem oben beschriebenen Sinn) miteinander nicht gekoppelt (dis­
joint) sind, da die Maximierung des nachhaltigen Einkommens, das durch die Nutzung des 
gesamten Kapitals (das als Summe der natürlichen Ressourcen und des vom Menschen er­
schaffenen Kapitals berechnet wird) entsteht, nicht gleichzeitig auch die ökologische Nach­
haltigkeit sichert. Die Erfüllung jener Bedingungen, die zu einer intertemporär effizienten Ge­
staltung der Preise notwendig sind (um das nachhaltige Einkommen zu maximieren), be­
deutet nicht notwendigerweise die simultane Erfüllung jener Bedingungen, die zur Erhaltung 
der ökologischen Resilienz notwendig sind. Ob Preise als Kontrollvariablen zum Erreichen 
eines Nachhaltigkeitspfades in einem ökologisch-ökonomischen System einsetzbar sind oder 
nicht, hängt von den jeweiligen Substitutionsverhältnissen zwischen den natürlichen Res­
sourcen und dem vom Menschen erschaffenen Kapital in dem gegebenen System ab. Dar­
aus folgt aber, daß Preise im allgemeinen nicht als Steuerungsinstrumente eingesetzt wer­
den können, da diese Substitutionsverhältnisse in verschiedenen Systemen unterschiedlich 
sein können. Preise, die in einem Ökosystem als Kontrollvariablen verwendet werden kön­
nen, müssen in einem anderen Ökosystem nicht unbedingt diese Funktion erfüllen oder die 
gleichen Werte haben. 

Es ist aber möglich, auf physikalischen Bedingungen basierende Steuerungssysteme zu er­
arbeiten, die bewirken, daß gewisse natürliche Ressourcen erhalten bleiben, vorausgesetzt, 
daß die nicht-kontrollierten Prozesse im Ökosystem stabil bleiben. 

Diese Ergebnisse weisen auf die Schwäche einer Ressourcenökonomie hin, die sich nur auf 
das nachhaltige Einkommen, auf die Preise und auf die monetäre Bewertung von natürlichen 
Ressourcen konzentriert und damit argumentiert, daß durch das Manipulieren der Preise 
(z.B. durch Steuern) die Märkte entsprechend den Erfordernissen der Nachhaltigkeit funktio­
nieren würden. Das ist, nach den oben beschriebenen Ergebnissen von Perrings, nicht 
möglich. 

Es geht hier um die allgemeine Frage, ob physikalische Werte in monetäre Werte übersetzt 
werden können. Wie aus den bisherigen Ausführungen ersichtlich ist, hängt der „Wert" einer 
natürlichen Ressource davon ab, welche Rolle sie innerhalb des Ökosystems spielt. Kann 
dieser „Wert" durch die Zahlungsbereitschaft, hedonische Preise oder durch andere Metho­
den ermittelt werden? Oder ist diese Rolle, die der „Wert" ausdrücken soll, unabhängig von 
unseren subjektiven Präferenzen? Auf diese Frage wird hier nicht näher eingegangen (siehe 
aber Neunteufel .1997), nur zwei grundsätzliche Probleme sollen erwähnt werden: Das Wis­
sen über die stochastische Beschaffenheit von Ökosystemen, das von den Individuen ver­
langt wird, damit sie diese Werte richtig einschätzen können, ist kaum vorhanden (Graham­
Tomasi u.a. 1986). Es ist nicht möglich, individuelle Präferenzen zu aggregieren, da - wie 
das Arrowsche Theorem zeigt - unter plausiblen Annahmen kein System von Gewichten zu 
dieser Aggregation existiert. 

Wenn aber diese Werte „objektiv", also aufgrund unseres aktuellen Wissens über ihre Rolle 
in dem spezifizierten Ökosystem ermittelt werden sollten, sehen wir uns mit den oben skiz­
zierten, von Perrings beschriebenen Schwierigkeiten konfrontiert: Preise, die diesen Wert 
widerspiegeln sollen, sind nicht notwendigerweise Kontrollvariablen des entsprechenden 
(mathematischen) Kontrollproblems, und/oder man kann sie nicht verallgemeinern. 
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Dies bedeutet aber keinesfalls, daß die Durchsetzung einer ökologischen Steuerreform, d.h. 
eine stärkere Besteuerung natürlicher Ressourcen, nicht ein notwendiger Schritt in Richtung 
einer nachhaltigen Entwicklung wäre. Es soll lediglich darauf hingewiesen werden, daß so 
eine Reform auf der einfachen alltäglichen Erfahrung basiert, daß von teurer gewordenen 
Gütern üblicherweise weniger konsumiert wird. Um bestimmte konkrete Ziele zu erreichen, 
müssen aber diese Steuern von anderen, auf lokale Spezifika abgestimmten Maßnahmen 
begleitet werden. Nehmen wir zum Beispiel die Besteuerung von fossiler Energie. Da die 
europäische Landwirtschaft sehr energieintensiv produziert8, wird eine Erhöhung der Ener­
giepreise weit verbreitete Konsequenzen haben. Die Auswirkungen werden in verschiedenen 
Regionen, in verschiedenen Produktionssystemen und Betrieben stark voneinander abwei­
chen. Dementsprechend müssen zusätzliche, auf die lokalen sozialen, wirtschaftlichen und 
ökologischen Verhältnisse abgestimmten Begleitmaßnahmen gesetzt werden, so daß die 
Summe der Reaktionen der Landwirte - auf die Energiesteuer und auf die Begleitmaßnah­
men - sich so auswirkt, daß das lokale Gesamtsystem weiterhin in dem bisherigen Stabili­
tätsbereich bleiben kann. Daraus folgt, daß eine flexible Gestaltung der lokalen Politik not­
wendig ist, um den globalen und lokalen Erfordernissen der Nachhaltigkeit entsprechen zu 
können. 

Die Frage der Energieintensivität wird im Kap. 3 noch näher besprochen. 
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Das Zusammens~iel von globalen und lokalen, von 
ökologischen uni:I sozioöl<onomischen Kräften 

Landwirtschaft und Energieintensität 

Die europäische Landwirtschaft - so wie alle industrialisierten Landbewirtschaftungssysteme 
- produziert sehr energieintensiv. Ihre Effizienz, gemessen am Verhältnis zwischen den ge­
samten Inputs und den gesamten Outputs in Energieeinheiten, hat sich im Verlauf der letzten 
hundert, ja sogar tausend Jahre kaum gebessert7. Lediglich menschliche Arbeit wurde durch 
Maschinen, elektrische Energie, chemische Substanzen usw. ersetzt. Die Produktionssyste­
me wurden so verändert, daß sie bei minimalem Einsatz von menschlicher Arbeit Höchster­
träge zu liefern imstande sind. Zu diesem Zweck wurden solche Tierrassen und Pflanzen­
sorten gezüchtet, die an diese Produktionssysteme angepaßt sind. Als Folge hat sich die 
Artenvielfalt - wie allgemein bekannt - drastisch verringert. Diese Entwicklung hat dazu ge­
führt, daß die Landwirtschaft von der Energieversorgung extrem abhängig geworden ist. Ihre 
Funktionsfähigkeit - und damit die Lebensmittelversorgung der Bevölkerung - ist sehr anfällig 
gegenüber Störungen in der Energieversorgung. Obwohl zur Zeit die aktuelle Versorgungs­
sicherheit an Bedeutung verliert, darf die potentielle Versorgungssicherheit nicht gefährdet 
werden. 

Erstaunlicherweise wurde dem starken Zusammenhang zwischen der Energieintensität 
und der Artenvielfalt sowie jenen Gefährdungen, die aus diesem Zusammenhang für die 
Systemstabilität entstehen können, bis jetzt kaum Aufmerksamkeit geschenkt. Der hohe 
Energieverbrauch durch die Landwirtschaft wurde lediglich in bezug auf den COr 
Ausstoß, im Zusammenhang mit der Klimaveränderung, untersucht. Hier soll daher auf­
gezeigt werden, auf welche Weise die Nachhaltigkeit der Landwirtschaft durch ihre Ener­
gieintensität beeinträchtigt wird. Zudem können an Hand dieser Frage einige systemische 
zusammenhänge beispielhaft demonstriert werden, nämlich die Interaktionen zwischen 
globalen und lokalen, zwischen sozioökonomischen und ökologischen Prozessen. 

Wie aus Abb. 4 (siehe nächste Seite) ersichtlich ist, gibt es (zumindest) fünf wichtige Fakto­
ren, deren störungsfreies Zusammenspiel notwendig ist, um die landwirtschaftliche Produkti­
on aufrechterhalten zu können. Wenn in der Energieversorgung Störungen auftreten (man 
denke z.B. an den Ölschock von 1973!), sind die kurzfristigen Auswirkungen eindeutig: Wenn 
die Maschinen nicht laufen, wenn Dünger nicht hergestellt werden kann, wenn kein Waren­
transport möglich ist, usw., bricht das System innerhalb kurzer Zeit zusammen. Ob es sich 
langfristig erholen kann, hängt ab: 

• vom Zustand der Böden; 
• vom Vorhandensein von Wasser und Bewässerungssystemen und anderen Inputs, die 

auch ohne hohen Energieeinsatz verwendet werden können; 
• vom Vorhandensein von Tierrassen und Pflanzensorten, die mit wenig Energieeinsatz 

kultiviert und lokal vermehrt werden können; und schließlich 
• vom Vorhandensein von genügend weitverbreitetem agronomischem Wissen in der 

Bevölkerung, das auch unter solchen besonderen Umständen anwendbar ist (z.B. 
Kenntnisse des biologischen Landbaues). 

7 ·Entsprechend einer Grobschätzung des Energieflusses der österreichischen Landwirtschaft stehen einem 
energetischen Input von 318 Petajoule im Endeffekt nur 61 Petajoule Output gegenüber. Die wichtigste Ursa­
che dieser „Ineffizienz" ist der hohe Energieeinsatz bei der „Veredelung" pflanzlicher Rohstoffe zu tierischen 
Produkten. (Fischer-Kowalski et al. 1997, S. 157.) · 
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Abbildung 4 

Zusammenhang zwischen Energieversorgung 
und RGSilienz der Landwirtschaft 
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Alle diese Faktoren sind auch mitbestimmend, wenn es um die langfristige Drosselung des 
Energieverbrauches geht, um etwa den Ausstoß von Kohlendioxid zu senken. Die Frage, die 
wir jetzt untersuchen wollen, ist jedoch eine andere: Besitzt unsere Landwirtschaft die Fähig­
keit, auf Störungen in der Energieversorgung so zu reagieren, daß die Lebensmittelversor­
gung - zumindest auf einem niedrigen Niveau - gesichert ist? 

Während der Zustand der Böden häufig untersucht wurde, so daß mittlerweile Bodenverluste 
und Schadstoffbelastungen, Gefährdungen durch Landtechnik und andere Faktoren bekannt 
sind (Umweltbundesamt 1993, Blum u.a. 1996, BKA, 1997), wurde wenig Aufmerksamkeit 
der Frage geschenkt, ob die den Landwirten zur Verfügung stehenden Sorten auch unter 
geringem Energieeinsatz produziert und lokal vermehrt werden können. 

Das Problem der Artenvielfalt wurde in letzter Zeit verstärkt wahrgenommen. Dies kommt 
auch bei der Verabschiedung des internationalen Übereinkommens über die biologische 
Vielfalt im Jahr 1995 und die österreichischen Aktivitäten zur dessen Umsetzung zum Aus­
druck (Umweltbundesamt 1996). Eine österreichische Erfassung der Biodiversität ist jedoch 
noch ausständig. Da die ln-situ-Erhaltung der biologischen Vielfalt, eines der Hauptziele des 
Übereinkommens, durch die Einrichtung von Schutzgebieten für nicht ausreichend erachtet 
wird (ebenda), muß auch auf die Bedeutung der genetischen Vielfalt, verkörpert durch lokal 
vermehrbare Tierrassen und Pflanzensorten, innerhalb der landwirtschaftlichen Produktion 
hingewiesen werden. 

Aufgrund der Verbreitung von Hochleistungssorten und Hybriden kaufen die Landwirte einen 
Großteil des Saatguts Ober den Handel und zahlen Lizenzgebühren dafür. Eine Störung des 
Transportsystems, die zwangsläufig mit einer Störung der Energieversorgung einhergeht, 
führt daher zu Versorgungsschwierigkeiten bei Saatgut und Vermehrungsmaterial. Dieses 
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Problem wird noch dadurch verschärft, daß der Saatguthandel durch monopolistische 
Strukturen gekennzeichnet ist: Nach einer Schätzung von RAFI (1996) wurden 1995 37 % 
des weltweiten Saatgutumsatzes durch die zehn größten Produzenten abgewickelt. (Beim 
Handel mit Agrochemikalien ist die Konzentration noch höher: 87 % des Umsatzes wurden 
von den zehn größten Firmen getätigt!) Die Anwendung von Gentechnologie in diesem Be­
reich würde einen weiteren Schritt zur Monopolisierung züchterischen Wissens bedeuten. Da 
die weltweit operierenden Firmen auf das Funktionieren des Transportsystems extrem an­
gewiesen sind, müßte in einem Störfall auf lokale Ressourcen zurückgegriffen werden. 

Leider gibt es in Österreich keine genauen Angaben über die Verbreitung einheimischer 
Sorten. Aus den neuen Eintragungen in das Sortenverzeichnis und aus den Prozentanteilen 
inländischer Sorten an den Vermehrungsflächen ist aber ersichtlich, daß bei einigen Pflan­
zen (Mais, Zuckerrüben, Kartoffel) der Anteil einheimischer Sorten klein ist, während bei an­
deren (Winterraps, Sonnenblume, Erbsen) nur mehr ausländische Sorten gezüchtet werden. 
Aus den Jahrbüchern der Bundesanstalt für Pflanzenbau geht zum Beispiel hervor, daß in 
den Jahren 1993 und 1994 von den insgesamt 25 neu zugelassenen Maissorten 24 auslän­
dische Züchtungen waren8

. Von den 14 Kartoffelsorten waren 129
, von den Zuckerrüben alle 

ausländischer Herkunft. 1990 wurden auf 96, 1 % der Vermehrungsflächen ausländische 
Maissorten gezüchtet. Die entsprechenden Anteile für Zuckerrüben und für Kartoffeln waren 
94,4 % bzw. 56,5 % (Ruckenbauer, 1991). Von den ursprünglich 18 heimischen Rinder­
rassen sind vier ausgestorben und neun in Sammelrassen aufgegangen, so daß nur mehr 
fünf Rassen in ihrer autochthonen Form erhalten geblieben sind (Bittermann, 1991). Bei 
Legehennen und Masthühnern gibt es keine österreichische Zucht mehr, alle produzierten 
Tiere sind ausländische Hybriden, die nicht mehr brutfähig sind. Die zwei noch existierenden 
österreichischen Sorten werden nur von einigen "Liebhabern" gehalten, so daß ihre Zahl auf 
maximal einige hundert geschätzt werden kann. Die Monopolstellung der größten Züchter ist 
auch in diesem Bereich extrem hoch; die zehn größten Züchterfirmen (Holland, Frankreich 
und Deutschland) beliefern etwa 89 % des internationalen Marktes.10 

Diese Daten lassen vermuten, welche Folgen das hier untersuchte Szenario hat. Das Vor­
handensein von Tierrassen und Pflanzensorten, die mit geringem Energieeinsatz kultiviert 
und lokal vermehrt werden können, dürfte eine Achillesferse der Resilienz der österreichi­
schen Landwirtschaft sein. Bleiben wir beim Beispiel Geflügel: Wenn wegen Energiemangels 
die Brutanlagen ausfallen, gibt es keine Möglichkeit mehr, Hühnerfleisch und Eier in ausrei­
chender Menge zu produzieren. Laut Statistischem Jahrbuch Österreich 1995 betrug der 
Verbrauch von Geflügelfleisch etwa 16 % des Fleischkonsums; dieser würde praktisch gänz­
lich entfallen. (Zum Vergleich: Im Jahr 1955, als der Fleischkonsum auf einem sehr niedrigen 
Niveau stand, gab es in ganz Österreich rund sieben Millionen Stück Geflügel. Wie lange 
würde es dauern, bis aus dem derzeitigen noch brutfähigen Bestand von einigen hundert 
Tieren zumindest eine ähnliche Zahl erreicht werden könnte?) Zwar hatte in der gleichen 
Periode Schweinefleisch einen Anteil von 56 % am Fleischverbrauch, und die Weiterzucht ist 
bei Schweinen weniger problematisch, aber die Beschaffung von Futter (Mais!) dürfte doch 
schwierig sein. Auf welchem Niveau könnte die Maisproduktion fortgesetzt werden? Dieses 
Gedankenexperiment könnte man noch fortsetzen: Wie wäre die Versorgung mit Zucker, 
Kartoffeln usw.? Da es hier um die Frage der potentiellen Sicherheit der Lebensmittelversor-

e Von den 1993 neu zugelassenen 14 Maissorten kamen 3 Züchtungen aus den USA (Pioneer), 8 aus Frank­
reich, 2 aus der BRD und eine aus der Schweiz. Von den 1994 neu zugelassenen 11 Sorten kamen 4 aus 
Frankreich, 3 aus Deutschland, 2 aus den USA und eine Züchtung aus der Schweiz. 

9 1993 wurden 5 Sorten neu zugelassen: eine aus Österreich und 4 aus den Niederlanden. Auch von den 1994 
neu zugelassenen 9 Sorten war nur eine aus Österreich. 

10 Telefonische Auskunft von Prof. Altrichter (Edelhof) am 8.4.1997. 
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gung geht, müßte erfdrscht werden, ob ein ausreichendes genetisches Potential für lokale 
Züchtung und Vermehrung vorhanden ist, bzw. welches Niveau erreicht werden sollte, um 
ein solches Potential sicherzustellen. Diese Untersuchungen könnten Grundlagen zum wei­
teren Ausbau des ÖPUL - in dem schon einige konkrete Maßnahmen zur Behebung dieses 
Problems gesetzt wurden - liefern. 

Die letzte Frage, die bei der Analyse der Folgen von Störungen in der Energieversorgung 
kurz besprochen werden muß, ist das Vorhandensein und die Verfügbarkeit von agronomi­
schem Wissen, welches es ermöglicht, eine solche Situation zu meistern. 

Es ist wahrscheinlich nicht möglich festzustellen, wie viele Menschen in Osterreich über ein 
Mindestmaß an Wissen darüber verfügen, wie Land zu bewirtschaften ist. Zweifelsohne kann 
man die Zahl der land- und forstwirtschaftlichen Wohnbevölkerung als untere Grenze an­
nehmen. Diese betrug 1990 knapp über eine Million und wurde für 2000 mit 860.000 voraus­
geschätzt (Quendler, 1995). Die tatsächliche Zahl wird wahrscheinlich höher liegen, da Per­
sonen, die den Agrarbereich verlassen, ihr diesbezügliches Wissen behalten. Durch die 
weitere Abnahme der landwirtschaftlichen Bevölkerung und das Älterwerden der aus der 
Landwirtschaft „Abgewanderten" geht dieses Wissenspotential aber sicherlich zurück. Die 
Schrumpfung dieses Potentials ist eine Bedrohung für die Nachhaltigkeit der Landwirtschaft. 

Eine weitere kritische Frage, die wir im Zusammenhang mit dem vorliegenden Thema stellen 
müssen, ist, über welche Art von Wissen der Landbewirtschaftung die landwirtschaftliche 
Wohnbevölkerung (einschließlich ,,Abgewanderten") verfügt. Zweifelsohne können Kenntnis­
se über den biologischen Landbau in einer energieknappen Situation viel besser verwendet 
werden als solche über industrielle Methoden der Landbewirtschaftung11

• Da aber die Aus­
bildung in letzter Zeit sich in Richtung Spezialisierung entwickelt hat und auch die Berater 
überwiegend in industrieller Landwirtschaft ausgebildet sind12

, kann man vermuten, daß in 
einer Krisensituation ein adäquates Wissen nicht in genügendem Ausmaß vorhanden sein 
würde. Statistiken über Fachausbildung, die Zahl der biologisch wirtschaftenden Landwirte 
und ähnliche „harte Zahlen" geben nur wenig Auskunft darüber, wie viele Leute über dieses 
Wissen verfügen. Aber nicht nur die Verbreitung von bestehendem Wissen, sondern auch 
die Aufgabenstellung der agronomischen Forschung, die sich überwiegend dem bisherigen 
energieintensiven Entwicklungspfad orientiert, muß sich ändern. 

Am Ende dieser Überlegungen soll auch betont werden, daß die Vulnerabilität der österrei­
chischen Landwirtschaft gegenüber Störungen der Energieversorgung nicht nur von der Ver­
sorgung mit Saatgut und Zuchtmaterial und dem Vorhandensein von adäquaten Kenntnissen 
der Methoden der Landbewirtschaftung beeinflußt wird; es kommt auch auf den Umfang der 
Störung in der Energieversorgung an. Der Umfang der Störung hängt von den Strukturen ab, 
die diese Versorgung sichern. Dezentralisierte, auf lokalen Ressourcen basierende Systeme 
sind weniger störanfällig. Die Landwirtschaft könnte daher mit der Erzeugung von Biomasse 
für Energie und mit der Unterstützung von lokalen Energieversorgungssystemen nicht nur für 
sich selbst ein zusätzliches Einkommen schaffen, sondern auch die Störanfälligkeit des Ge­
samtsystems eindämmen. 

11 Der Energieeinsatz, der direkt der Fläche zugeordnet werden kann, liegt im ökologischen Landbau um zwei 
Drittel unter dem der konventionellen Landwirtschaft. Das ist im wesentlichen auf den Verzicht auf chemische 
Düngemittel und Biozide sowie auf Zukauf- und Importfuttermittel zurückzuführen. (B.U.N.D; Misereor, 1996. 
s. 317) 

12 Auskunft von Dipl.-Ing. Quendler in einem Gespräch am 20.5.1997 
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Das oben skizzierte hypothetische Szenario zeigt jedenfalls, daß das mangelhafte Vorhan­
densein von Information - gespeichert in biologischer Vielfalt und in bäuerlichen Kenntnissen 
- sowie die starke, einseitige Abhängigkeit von einer Ressource - nämlich Energie - die 
Nachhaltigkeit des Systems gefährdet. 

3.2 Selbstorganisation und eigenständige Regionalentwicklung 

3.2.1 Die räumliche Dimension 

Bei der Beschreibung einiger Charakteristika der Funktionsweise von Ökosystemen im Ka­
pitel 2.2 wurde erwähnt, daß die Resilienz eines Ökosystems von seiner Selbstorganisation 
abhängig ist. Die Selbstorganisation ist bei einer ausreichenden Ressourcenausstattung, 
einer Informationsbearbeitung und einem adäquaten Informationsaustausch innerhalb des 
Systems möglich. Da Ökosysteme offene Systeme sind, werden gewisse Ressourcen und 
Informationen mit benachbarten Ökosystemen ausgetauscht, so daß die Selbstorganisation 
des Systems immer in Verbindung mit seiner Umgebung erfolgt. 

Für die Selbstorganisation ist aber nicht nur die generelle Verfügbarkeit der Ressourcen 
wichtig, auch ihre räumliche Verteilung im System ist von Bedeutung: Die Anordnungen der 
verschiedenen Standorte, der Bodenbedeckung und der Schadstoffeinträge haben dramati­
sche Auswirkungen auf die Artenvielfalt, auf die Absorptionskapazität des Systems und auf 
den Nährstoffkreislauf. In der Ökologie gilt die spatiale Dynamik neben der zeitlichen Dyna­
mik als eine der wesentlichen Eigenschaften von Ökosystemen. In der Untersuchung von 
Nachhaltigkeitsfragen muß daher die räumliche Dimension immer hohe Beachtung finden. 

Die Raumbezogenheit wird auch im sozioökonomischen Bereich unter anderem aus der von 
Norgaard (1988) entwickelten Definition der Nachhaltigkeit deutlich: "Ich schlage fünf Defini­
tionen vor, mit denen stufenweise das Konzept erweitert wird. Erstens können wir von der 
lokalen Ebene ausgehen und fragen, ob die landwirtschaftlichen und industriellen Aktivitäten 
in einer bestimmten Region zeitlich unbegrenzt fortgesetzt werden können. Werden die Res­
sourcen und die Umwelt in dieser Region zerstört, oder, was mindestens so schwerwiegend 
ist, ist die Existenz der Bevölkerung und deren Kultur gefährdet? Oder wird eine harmoni­
sche Wechselwirkung zwischen Ressourcen, Technologien, Umwelt und Kultur möglich 
sein? Diese Definition läßt die Frage außer acht, ob diese Region auch von außen versorgt 
wird - ob sie stoffliche, Energie- und soziale Inputs, wie z.B. die Bereitstellung von neuem 
Wissen, von neuen Technologien und von institutionellen Serviceleistungen von außen be­
kommt. Daher können wir zweitens fragen, ob die Region von nicht-erneuerbaren stofflichen 
und energetischen Inputs abhängig ist, die von außerhalb ihrer Grenzen stammen. Oder ist 
die Region von erneuerbaren Ressourcen abhängig, die von außerhalb ihrer Grenzen stam­
men, wo sie aber nicht-nachhaltig bewirtschaftet werden? Drittens können wir noch an­
spruchsvoller fragen und erwägen, ob die Region in kultureller Hinsicht nachhaltig ist, ob sie 
selbst an Wissen und institutionellen Grundlagen anderen Regionen soviel zu bieten vermag, 
wieviel sie von ihnen erhält, d.h., ist die Region kulturell abhängig? Viertens können wir fra­
gen, in welchem Maße die Region zur globalen Klimaveränderung beiträgt und andere Re­
gionen dazu zwingt, ihr Verhalten zu ändern und ob sie sich selbst grundsätzlich an verän­
derte klimatische Bedingungen und an plötzliche, von anderen verursachte Beeinträchtigun­
gen in der Umwelt anzupassen vermag. Diese vierte Definition der nachhaltigen Entwicklung 
zeigt aus einer globalen Perspektive die Schwierigkeiten des Überganges von Kohlenwas­
serstoff-Energieträgern zu erneuerbaren Energiequellen während eines Anpassungsprozes­
ses an die Erschwernisse, die durch die globale Klimaveränderung, verursacht durch die 
transnationale Nettooxidation von Kohlenwasserstoffen, hervorgerufen wurden. Fünftens 
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nach der kulturellen Stabilität aller Regionen in ihrem wechselseitigen Zusammenwirken fra­
gen, ob die Art, wie sie sich entwickeln, ein Miteinander möglich macht oder zu Kriegen führt." 

Das Gedankenexperiment, in dem die Stabilität der landwirtschaftlichen Produktion gegen­
über Störungen in der Energieversorgung untersucht wird, befaßt sich mit den ersten drei, 
nämlich mit den regionalen Stufen dieser Definition. Wie aber auch das Beispiel der Energi­
eintensität zeigt, besteht zwischen lokaler und globaler Nachhaltigkeit (die in der vierten und 
fünften Stufe der Norgaardschen Definition angesprochen wird) eine sehr enge Verknüpfung: 
Die Sicherung der lokalen (nationalen) Energieversorgung, die bei der bestehenden Störan­
fälligkeit des Systems von vitaler Bedeutung ist, hängt von globalen Strukturen ab. Störun­
gen in diesen Strukturen können zum Kollaps lokaler Systeme und zu Kriegen führen. (Die 
jüngsten Beispiele sind der Bürgerkrieg in Afghanistan und der Golfkrieg, in denen die Siche­
rung des Zugangs zu den Energiequellen eine wesentliche Rolle spielt bzw. gespielt hat.) Mit 
der zunehmenden Konzentration der züchterischen Forschung und des saatguterzeugenden 
Sektors und mit dem Rückgang der Vielfalt lokaler Pflanzensorten und Tierrassen könnte 
dem agronomischen Wissen eine ähnliche Schlüsselrolle wie der Energie zukommen. Van­
dana Shivas, Trägerin des Alternativen Nobelpreises, betont: „Wer Saatgut kontrolliert, kon­
trolliert die Bauern, kontrolliert die Ernte und in der Folge auch die Konsumenten.· Mit der 
Entstehung von Wissensmonopolen wären neue Konflikte vorprogrammiert. 

Die regionale Eigenständigkeit (self-relience) ist daher ein Schlüsselfaktor in Richtung nach­
haltiger Entwicklung. Die Sicherung von lokalen Ressourcen und von lokal vorhandenem 
Wissen sind Grundlagen dafür. Diese können durch die Erkennung von spezifischen lokalen 
Problemen und ihrer globalen Zusammenhänge sowie mit dem Entwurf von Lösungsmecha­
nismen unterstützt werden. Das Erarbeiten von lokalen Plänen wie z.B. die Lokal Agenda 21 
wäre ein wichtiger Schritt in diesem Prozeß. 

Einerseits können im Rahmen solcher Agenden jene Indikatoren erarbeitet und quantifiziert 
werden, die zur Problemanalyse notwendig sind und im allgemeinen noch nicht zur Verfü­
gung stehen. Die statistische Erfassung der Daten entspricht üblicherweise den vorhande­
nen administrativen Strukturen, so daß wesentliche, für die Beschreibung der spatialen Dy­
namik notwendige Zusammenhänge oft nicht bekannt sind und die Daten erst gar nicht er­
hoben werden. Eine Bestandsaufnahme regionalspezifischer Problemlagen könnte aber 
nicht nur in diesem Punkt Abhilfe schaffen, sondern auch die ökonomische Analyse berei­
chern. In der Ökonomie wird der ökologische Zustand einer Region üblicherweise nur als 
eine exogene Begrenzung betrachtet. In der Planung einer eigenständigen Regionalent­
wicklung muß jedoch dieser Zustand als ein endogenes Ziel betrachtet werden, da dieser 
durch die Wirtschaftsweise - etwa durch eine Änderung der Bodennutzung, der landwirt­
schaftlichen Management-Methoden usw. - beeinflußt wird (siehe dazu z.B. Bockstael, 
1996). Dadurch können die ökologisch-ökonomischen Wechselwirkungen dem konkreten 
Ökosystem gemäß interdisziplinär untersucht werden. 

Anderseits können im Rahmen regionaler Agenden gesellschaftliche Veränderungsprozesse 
eingeleitet werden, in denen die Verantwortung für die ökologischen Auswirkungen mensch­
lichen Handelns {die Schnittstellen zwischen Ökologie und Ökonomie) verstärkt wahrge­
nommen werden und ein kollektives Problembewußtsein entwickelt wird {Grabher u.a. 
1997). Mit dem Erarbeiten von Agrarraumnutzung- und Pflegeplänen, die in Zusammenarbeit 
mit der Naturschutzverwaltung, der Kommunalvertretung und der Landwirtschaft erfolgen 
kann, können regionale Leitbilder konzipiert und gemeinsam mit den zu erwartenden wirt-
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schaftlichen Konsequenzen der lokalen Bevölkerung zur Entscheidung vorgelegt werden, so 
daß ein nicht nur umwelt-, sondern auch sozialverträglicher Kompromiß geschlossen werden 
kann (Breitschuh und Eckert, 1997). 

Ob und wie solche Keimzellen der Nachhaltigkeit entstehen können - jede eigenständige 
Region sollte eine solche Keimzelle bilden - ist auch vom zweiten wichtigen Faktor der 
Selbstorganisation, dem Informationsaustausch und der Informationsverarbeitung abhängig. 

3.2.2 Ausbau von Informationsnetzen - die strategische Ebene der Nachhaltig­
keitspolitik 

In einem System werden Informationsaustausch und Informationsverarbeitung durch ein 
Netz von Informationskanälen ermöglicht. Wer an dieses Netz angeschlossen ist, welche 
Informationen er erhält, wie er diese verarbeitet und welche er sendet, bestimmt, wie das 
System als Ganzes auf verschiedene ökologische und ökonomische Ereignisse, die inner­
halb oder außerhalb des Systems erfolgen, reagiert. In der Nachhaltigkeitspolitik ist es daher 
grundlegend, ob 

• alle relevanten Akteure an das Informationsnetz angeschlossen sind; 
• die Akteure die Informationen von zuverlässiger Qualität und zu niedrigen Kosten erhalten 

können; 
• die Akteure alle für sie relevanten Informationen erhalten können. 

Erst wenn alle drei dieser Kriterien erfüllt sind, kann erwartet werden, daß die Akteure ihre 
Verantwortung verstärkt wahrnehmen, ihre Entscheidungsgrundlagen verbessern und ihr 
Handeln effizienter gestalten können. 

Welche politischen Maßnahmen getroffen werden und wie effizient diese Maßnahmen sind, 
hängt auch von der Beschaffenheit des Informationsnetzes ab. Wir können davon ausgehen, 
daß keine Entscheidung besser sein kann als es die Informationsgrundlage ermöglicht. Es 
gilt im allgemeinen auch, daß politische Instrumente, die von den Akteuren nicht akzeptiert 
werden, nicht effizient sind: Hohe Kontrollkosten schwächen die Effizienz. Dies kommt häufig 
in vertikalen, hierarchischen Strukturen vor, in denen die Informationsausstattung der Akteu­
re begrenzt bzw. verzerrt ist. Wer in welche Phase der Entscheidungsvorbereitung einbezo­
gen wird, welche hierarchischen Beziehungen zwischen den einzelnen Akteuren bestehen 
und welche Gesprächsbasis die Akteure zueinander finden, wirkt sich auf den gesamten 
Ablauf des Informationsaustausches aus. Eine Änderung der Informationsstruktur, derart daß 
die Verbindungen horizontal und flexibel angelegt, d.h. vernetzt werden, verbessert oft die 
Effizienz der Maßnahmen bzw. ermöglicht den Einsatz anderer, effizienterer Maßnahmen. 

Die Realisierung eines Systems von Vernetzungen, in dem die Akteure auf der gleichen 
Ebene agieren und keiner von ihnen auf die Dauer den eigenen Willen im Widerspruch zu 
den anderen durchsetzen kann, nennen wir Netzwerk. 

Der politische Entscheidungsträger kann in die Interdependenzen des Netzwerkes so ein­
greifen, daß die Instrumente, die ihm zur Verfügung stehen, besser eingesetzt werden kön­
nen. Er muß aber vor allem dafür sorgen, daß sich alle für das aktuelle Problem relevanten 
Akteure an das Netzwerk anschließen. Ein Vorhaben ohne die aktive Mitarbeit der Betroffe­
nen zu verwirklichen, ist zum Scheitern verurteilt. Weder eine Akzeptanz der Entscheidungen 
noch die Beschaffung der Informationsgrundlagen, die für die Entscheidungen notwendig 
sind, können ohne die Teilnahme der relevanten Akteure in einer vernünftigen Weise erreicht 
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werden. Herauszufind~n. wer bei einem Vorhaben tatsächlich ein relevanter Akteur ist, ist oft 
nicht einfach. Konkrete Erfahrungen zeigen jedoch (Molitor 1997, Grabher u.a. 1998), wie 
wichtig die sorgfältige Durchführung dieses ersten Schrittes beim Erarbeiten lokaler Pläne 
ist. (Dies dürfte für Entscheidungen auf höheren Ebenen wegen der höheren Komplexität 
sogar in verstärktem Maße gelten.) 

Akteure, die an mehrere Netzwerke angeschlossen sind, können ihren Informationsstand 
erhöhen und ihr Anliegen breiteren Kreisen verständlich machen. Es können gegenseitige 
Abhängigkeiten stärker wahrgenommen werden, so daß Synergieeffekte genützt werden und 
symbiotische zusammenhänge entstehen können. Es ist auch notwendig, Informationska­
näle so anzulegen, daß sie eine gewisse Zuverlässigkeit aufweisen13

. Dies ist für die Absi­
cherung der Qualität und Präzision der Informationen sowie zur Eliminierung einseitiger Ab­
hängigkeiten notwendig. (Man denke z.B. an das Problem der Datenverfügbarkeit. Wenn die 
Informationskanäle von Anfang an mehrfach angelegt sind, können keine Datenmonopole 
entstehen!) Es ist auch von Nutzen, im Netzwerk Knotenpunkte14 anzulegen, die als Koordi­
natoren und Vermittler funktionieren. 

Es gilt die einfache Feststellung: In einem pluralistischen politischen System sind die Mani­
pulation der Informationen sowie ihre strategische Ausnützung oder Unterdrückung ganz 
normale Erscheinungen. Zu glauben, sie eliminieren zu können, wäre naiv. Im gemeinsamen 
Interesse aller Teilnehmer ist es, das Netzwerk so zu planen bzw. weiterzuentwickeln, daß 
ein hoher Grad an Überprüfbarkeit gesichert ist. 

Mit der Veränderung der Netzwerkverbindungen kann auch die Wahrnehmung der Akteure 
beeinflußt und dadurch z.B. ihre Kooperativität gefördert werden. Beispielsweise kann die 
Wahrnehmung regionaler Umweltprobleme - und damit die Motivation der Bewohner, diese 
zu beseitigen - durch die Versorgung mit entsprechenden regionalspezifischen Informationen 
gestärkt werden (Mieg, 1997). 

Das Netzwerk soll es Akteuren (politischen Entscheidungsträgern, Sozialpartnern, Nichtre­
gierungsorganisationen, Wissenschaftlern, Beratern, Landwirten usw.) ermöglichen, die für 
sie relevanten Informationen zu erhalten. Erst wenn die Informationsgrundlagen und die Ent­
scheidungsstrukturen kompatibel sind, kann erwartet werden, daß effiziente Entscheidungen 
getroffen werden. 

Es ist auch nicht leicht festzustellen, welche Information für welchen Akteur relevant ist. 
Wenn ein jeder alle Informationen erhält, kann „information overload" entstehen, so daß der 
Akteur letzten Endes diese nicht richtig verarbeiten kann. Das Einbauen von Knotenpunkten 
in das Netzwerk (Mediatoren, wie z.B. die Berater im Landwirtschaftsbereich) kann hier Ab­
hilfe schaffen. 

Für die Nachhaltigkeitspolitik ist es in erster Linie wichtig, daß die schon erwähnten Bela­
stungs-, Zustands- und Maßnahmenindikatoren im Informationsnetz zur Verfügung gestellt 
werden. Zusätzlich sollten andere neue Inhalte in die bestehenden Kanäle gespeist bzw. 

13 Um die Ausfallsicherheit zu gewährleisten, sind Computernetzwerke meistens chaotisch angelegt: Jedes Pa­
ket von Informationen sucht seinen eigenen Weg im Netz, um vom Sender zum Empfänger zu gelangen. Die 
Vollständigkeit der Informationen kann durch die Wahl des Protokolls gesteuert werden. Die Kontrolle der 
Qualität der Informationen kann durch die Redundanz des Netzwerkes erreicht werden: Wenn eine Informa­
tion von mehreren Quellen und durch mehrere Routen im Netz erhältlich ist, können diese verglichen werden. 
Daß die damit verbundenen Kosten und die Belastbarkeit des Netzwerkes dabei nach einem Kompromiß 
drängen, ist evident. Eine gewisse Robustheit der lnfqrmationen kann diesen Konflikt entschärfen. 

14 Knotenpunkt kann in diesem Kontext sowohl eine Institution als auch ein Router sein. 
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auch neue Informationskanäle ausgebaut werden. Eine verbesserte Kommunikation zwi­
schen Wissenschaft, Politik und lokalen Akteuren ist notwendig, um die zur Verfügung ste­
henden Erkenntnisse besser umsetzen und den bestehenden Forschungsbedarf präzise er­
fassen zu können. Die Entstehung einer Wissensgesellschaft ist nur mit der Ausnutzung der 
Potentiale von Informationsnetzwerken zu erreichen. (Siehe dazu auch Neunteufel 1998b.) 

Für eine umweltfreundliche Ausrichtung der Landwirtschaft ist es notwendig, daß die Infor­
mationsausstattung der Landwirte durch ökologische Informationen ergänzt wird. In der 
Fachliteratur besteht ein breiter Konsens darüber, daß die ökologische Effizienz durch Mate­
rial- und Energiebilanzen, durch die Darstellung der betrieblichen Stoffflüsse gut berechen­
bar ist. In einigen Studien (z.B. Geißler und Reiner 1995) wurden sogar einfach adaptierba­
re Modelle erarbeitet, mit deren Hilfe die Landwirte ein Bild der Nährstoffbilanz ihrer Betriebe 
erhalten könnten. Auch auf ausländische Erfahrungen (z.B. Nährstoffbilanzierung in den 
Niederlanden, wo die ernsten Probleme der Stickstoffverschmutzung des Grundwassers die 
Forschung auf diesem Gebiet vorangetrieben haben) sollte man zurückgreifen. Das Ziel 
sollte es sein, den Landwirten betriebliche Umweltinformationssysteme (BUIS) zur Verfügung 
zu stellen, die ein integriertes Umweltmanagement ermöglichen (Haasis, 1997). Diese sollen 
neben Informationen über die Nährstoffbilanzierung auch Informationen zur Kontrolle ande­
rer Stoffströme und über Umweltbelastungen durch Produkte und Produktionsverfahren be­
inhalten. Die Kopplung zwischen Kosten- und Umweltmanagement, d.h. die Realisierung 
eines umweltbezogenen betrieblichen Rechnungswesens, wird ein weiterer notwendiger 
Schritt in diesem Prozeß sein. Einige Konzepte zu dieser Thematik, die auch im Bereich der 
Landwirtschaft mit den notwendigen sektorspezifischen Modifikationen mit hohem Nutzen 
anwendbar wären, wurden schon erarbeitet (z.B. Schaltegger und Sturm, 1995). Wenn 
entsprechende Software und die Datengrundlagen für Landwirte und Berater (die die Rolle 
der Mediatoren in dem Netz zwischen Politik, Wissenschaft und Landwirten spielen) zur 
Verfügung stünden, könnten die Produktionsentscheidungen auf eine fundiertere Basis ge­
stellt werden. 

Diese Wissensbasis der Landwirte würde auch für die Umweltpolitik eine Vereinfachung 
bringen. „Die derzeitigen Kriterien umweltorientierter Förderungen beziehen sich auf Produkt, 
Produktionsfläche und Produktionsmenge. Ein Grund dafür ist, daß die Mehrzahl der beste­
henden Förderungen mit dem Ziel des Abbaus von agrarischen Überschüssen initiiert wurde; 
die ökologisch positiven Effekte ergeben sich in vielen Fällen als willkommene und prokla­
mierbare 'Nebenprodukte' dieser Maßnahmen. 1 ... 1 Derzeit werden Einzelmaßnahmen geför­
dert, ohne die Kriterien für eine nachhaltige Landwirtschaft, nämlich die geogenen Stoffflüsse 
nicht übergebührlich zu belasten, zu berücksichtigen." (Geißler und Reiner, ibid. S. 90) Wenn 
es den Landwirten durch BUIS ermöglicht wird, integriertes Umweltmanagement zu betrei­
ben, können die umweltorientierten Förderungen auf die ökologische Effizienz, die dann 
eben als ein integratives Konzept für jeden Betrieb definierbar und berechenbar wäre, abge­
stimmt werden. Dies würde die Treffsicherheit umweltpolitischer Maßnahmen erhöhen, ihre 
Kosten senken und damit zu ihrer gesellschaftlichen Akzeptanz wesentlich beitragen. 

Zum integrierten Umwelt- und Kostenmanagement der Betriebe könnte die Wissenschaft 
verschiedenerlei Hilfe leisten. Neue Konzepte der betrieblichen Effizienz, die nicht nur die 
kurzfristige wirtschaftliche, sondern auch die ökologische Effizienz in Betracht ziehen, müs­
sen erarbeitet werden, damit sich die Landwirte von der längerfristigen Leistungsfähigkeit 
ihrer Betriebe ein Bild machen können (Neunteufel, 1998b). 

Weiters wäre es notwendig, daß die Landwirte über "Kritische Umweltbelastungen der 
Landwirtschaft" (KUL) Bescheid wissen. Anhand solcher standortspezifischer Meßzahlen 
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kann der Grad der Umweltverträglichkeit angegeben werden, indem mit Hilfe verschiedener 
Kriterien (z.B. Nährstoffhaushalt, Pflanzenschutz, Bodenschutz, Artenvielfalt, tiergerechte 
Haltung usw.) Toleranzbereiche festgestellt werden, außerhalb derer durch die Landbewirt­
schaftung unerwünschte Belastungen hervorgerufen werden. Die Landwirte können dann 
innerhalb dieser Toleranzbereiche ihre Produktion den Marktverhältnissen entsprechend op­
timieren. Weitere Entscheidungshilfen können den Landwirten geboten werden, wenn Pläne 
zur Kulturlandschaftsentwicklung (etwa die im Kap. 3.2.1 erwähnten Agrarraumnutzungs­
und Pfegepläne) zur Verfügung gestellt werden (Breitschuh und Eckert, 1997). 

Aus dem bisher Gesagten geht hervor, daß der Ausbau der Informationsnetze (auf welcher 
Ebene immer) für eine langfristige, strategische Ausrichtung der Nachhaltigkeitspolitik uner­
läßlich ist. In diesem Sinne ist Netzwerkmanagement eines der wichtigsten Instrumente der 
Nachhaltigkeitspolitik. Ein Großteil der Schwächen der derzeit angewandten Maßnahmen 
(etwa des ÖPUL), die durch eine nicht ausreichende regionale Differenzierung, durch viele 
und zum Teil unübersichtliche Einzelmaßnahmen, durch deren mangelhafte Konsistenz usw. 
entstehen und hohe Transaktionskosten verursachen (Whitby, 1996), könnte durch Verbes­
serung der Informationsgrundlagen behoben werden. 

Derzeit wird ein EU-Projekt durchgeführt, das die Möglichkeiten der Unterstützung der Ent­
scheidungsfindung der Akteure im Agrar-Umweltbereich durch eine Verbesserung ihrer In­
formationsgrundlagen untersucht (Skerratt et al. 1998). Aufgrund der Daten einiger ausge­
wählter Regionen (in Frankreich, Italien und England) wird im Rahmen einer komparativen 
Analyse das Entscheidungsverhalten jener Akteure (Landwirte, Bodenbesitzer, Institutionen) 
modelliert, die von den europäischen agrarischen Umweltprogrammen direkt betroffen sind. 
Mit Hilfe von Simulationen soll herausgefunden werden, durch welche Faktoren umwelt­
freundliches Verhalten am meisten beeinflußt wird, und wie die Wirkung dieser Faktoren 
durch die adäquate Gestaltung der politischen Maßnahmen gestärkt werden kann. Besonde­
re Aufmerksamkeit wird den betriebsspezifischen Faktoren gewidmet (und zwar entspre­
chend den verschiedenen Produktionssystemen), den sozialen und fachlichen Netzwerken 
der Landwirte, den Interaktionen der institutionellen Akteure der agrarischen Umweltpro­
gramme (und zwar den Interaktionen dieser Akteure untereinander und mit den Landwirten) 
sowie den ökologischen, ökonomischen und legistischen zusammenhängen, Die durch die 
Studie gewonnenen Erkenntnisse sollen als Grundlage für ein hierarchisch aufgebautes Ent­
scheidungsunterstützungssystem dienen. 

Bei der Gestaltung von Netzwerken mit den hier beschriebenen Eigenschaften und zur Un­
terstützung der Entscheidungsfindung können die neuen Informations- und Kommunikations­
technologien (IKT) eine große, aber eben nur technische Hilfe leisten. Ob eine nachhaltige 
Entwicklung erreicht werden kann, hängt in erster Linie davon ab, wie und mit welchen In­
formationsinhalten diese Netzwerke benützt werden. Der Einsatz der neuen Informations­
technologien muß aufgrund eines gesellschaftlichen Konsenses erfolgen und auch kontrol­
liert werden, um den Erfordernissen einer nachhaltigen Entwicklung gerecht zu werden. Wie 
in einem Bericht einer Arbeitsgruppe für die Europäische Kommission (Greiner et al., 1995) 
festgestellt wird: Hit is difficult to imagine, for the time being, sustainable development without 
ICT15

, but, unfortunately, the continued development of ICT does not automatically guarantee 
a sustainable society." 

15 ICT ist die entsprechende englische Abkürzung von IKT (Informations- und Kommunikationstechniken). 
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3.3 Experiment Organisation? 

In der Behandlung des Zusammenspiels von globalen und lokalen, von ökologischen und 
ökonomischen Kräften - auch im Zusammenhang mit der eigenständigen Regionalentwick­
lung - wurde bisher vor allem die Rolle der Information untersucht. Wie aber Informationen 
gewonnen, wie sie verteilt und verarbeitet werden, ist auch eine Frage der Organisations­
strukturen. Da diese den Rahmen der Entscheidungsfindung bilden, ist ausschlaggebend, ob 
die Entscheidungsbefugnisse so geordnet sind, daß sie mit den Entscheidungskompetenzen 
- die zum Teil durch die Informationsausstattung der Akteure gegeben sind - kompatibel sind. 
Inkompatibilitäten in diesem Bereich führen zu falschen Entscheidungen, daher müssen ent­
weder die Informationsflüsse oder die Organisationsstrukturen so geändert werden, daß 
eventuelle Mängel behoben werden können. 

Dieser Problematik wurde bisher in der Nachhaltigkeitsdiskussion und insbesondere im Hin­
blick auf die Umweltverträglichkeit der Landwirtschaft noch nicht genügend Aufmerksamkeit 
geschenkt. Zwar wird öfters betont, daß Nachhaftigkeit eine Herausforderung für die weitere 
Entwicklung demokratischer Spielregeln darstellt, der Diskurs darüber bleibt aber üblicher­
weise auf der theoretischen Ebene. Deshalb sollen hier einige Aspekte dieser Problematik -
ohne den Anspruch, den Stand der derzeitigen Diskussion um diese Frage vollständig wie­
dergeben zu wollen - aufgezeigt werden. 

Die anhaltende Liberalisierung führt zu einer zunehmenden Turbulenz der Märkte. Die Fi­
nanzmärkte liefern ein aktuelles Beispiel: Deren Regulierungsbedarf, der sich als Folge jüng­
ster Ereignisse an den asiatischen Kapitalmärkten klar herausgestellt hat, sorgt für Grund­
satzdiskussionen in der Ökonomie. Es wird damit gerechnet, daß auch die Gütermärkte tur­
bulenter werden: Die erwartete Abnahme weltweiter Lagerbestände landwirtschaftlicher Pro­
dukte beispielsweise wird wahrscheinlich dazu führen, daß die Märkte auf eventuelle Pro­
duktionsänderungen - verursacht z.B. durch Unwetterereignisse - stärker reagieren werden. 
Die Produzenten stehen daher zunehmenden Unsicherheiten gegenüber. In dieser Situation 
besteht "die ,Intelligenz' der Organisation [darin], die Ungewißheit jeder einzelnen Entschei­
dung einzugestehen, offenzulegen und zwischen den Entscheidungen in einem kleineren 
oder größeren Umkreis zu teilen" (Baecker, 1994). Es muß daher nicht nur .die Entschei­
dung kommuniziert, sondern auch über die Entscheidung kommuniziert" werden. In diesem 
Sinne wird hier eine Organisation, die auf Einrichtung von Entscheidungsabläufen abgestellt 
ist - ganz im Sinne Baeckers - als ein soziales System von Kommunikation verstanden. 

Neuere Entwicklungen in der Organisationstheorie, Organisationssoziologie und Manage­
menttheorie versuchen daher die Entscheidungsabläufe zu durchleuchten. Dabei werden 
sowohl die Organisationen als auch die einzelnen Akteure, deren individuelles Verhalten das 
Verhalten der Organisationen mit unterschiedlicher Intensität prägt, entsprechend ihren so­
zialen Konnexen betrachtet. Söderbaum (1998) plädiert dafür, sowohl die Organisationen 
als auch die Akteure als politisch-ökonomische Organisationen bzw. politisch-ökonomische 
Personen zu erfassen, um ihre Rollen, Verbindungen, Entscheidungen und Motivationen 
entsprechend ihren soziokulturellen, institutionellen, physischen und ökologischen Hinter­
gründen besser verstehen zu können. Es genügt nicht, Organisationen einfach als gewinn­
maximierende Einheiten (wie dieser Gewinn auch immer definiert wird) zu betrachten; es ist 
auch notwendig zu eruieren, wie sie die an sie gestellten Erwartungen erfassen und auf sie 
reagieren. 

Eine Transparenz der Entscheidungsgrundlagen und -mechanismen und der an ihnen haf­
tenden Unsicherheiten kann dazu führen, die Entscheidungsebenen so zu konzipieren, daß 
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die Unsicherheiten, wenn auch nicht eliminiert, doch minimiert werden können. Damit wird es 
Organisationen ermöglicht, "die Außenperspektive als Innenperspektive zu akzeptieren und 
die sogenannten Sachzwänge als gewählte Entscheidungsprämissen offenzulegen. 1 ... 1 Der 
ganze Mechanismus der Organisation ist 1 ... 1 auf die Einrichtung von Entscheidungsabläufen 
abgestellt, in denen jede einzelne Entscheidung mit Kompetenz, Ressourcen und Fähigkei­
ten ausgestattet wird, ihre Ungewißheiten so zu bewältigen, daß man an anderen Stellen der 
Organisation durch diese Ungewißheit unbelastet seiner Arbeit nachgehen, seine eigene 
Ungewißheit bewältigen und mithilfe eigener Entscheidungen andere mit anderen Gewiß­
heiten versorgen kann" (Baecker, ebenda). 

In der Analyse der bestehenden Organisationsstrukturen und ihrer Mängel zur Bewältigung 
von lokalen und globalen, von ökologischen und sozioökonomischen Problemen kommt Die 
Gruppe von Lissabon (1997) zu der Schlußfolgerung, daß es notwendig ist, „sich über eini­
ge grundlegende Prinzipien zu verständigen und neue globale Verträge zu etablieren, die auf 
freien Entscheidungen aller betroffenen Akteure beruhen" (S. 169). Die von der Gruppe auf­
gezählten Prinzipien sind: 

• nDie Instrumente, die wir benutzen, müssen kooperativer Natur sein. Das ist eine notwen­
dige Bedingung für die Sicherstellung der Effizienz unseres Handelns. 1„.1 

• Die globale Zivilgesellschaft muß unterstützt werden. 1 ... 1 

• lokales Handeln, lokale Verhaltensmuster und Experimente, die sich auf das neue Glo­
balisierungsparadigma beziehen, müssen als eine Folge des Prinzips Verantwortung sy­
stematisch anerkannt und auf globaler Ebene unterstützt werden. 1 ... 1 

• Wir müssen bei unserem Denken und Handeln kulturelle Unterschiede in Betracht zie­
hen." 

Den neuen organisationellen Rahmen sollen vier globale Verträge sichern: der Grundbedürf­
nisvertrag, der Kulturvertrag, der Demokratievertrag und der Erdvertrag (über eine nachhalti­
ge Entwicklung). Ohne auf Details dieser Vorschläge hier näher eingehen zu wollen, soll nur 
festgehalten werden, daß eine solche neue Gestaltung der „Spielregeln" auf globaler Ebene 
die Entscheidungsabläufe so verändern würde, daß die Ungewißheiten leichter zu bewälti­
gen wären und die derzeit als Sachzwänge empfundenen Ausgangssituationen als Optionen 
in die Entscheidungsfindung einfließen könnten. 

An einigen konkreten Beispielen soll nun gezeigt werden, welche Vorteile eine solche neue 
organisatorische Struktur für die Nachhaltigkeitspolitik und insbesondere im Bereich der 
Landwirtschaftspolitik rnit sich bringen würde. 

Als primäres Ziel der Agenda 2000 wird, statt eines wirtschaftlichen Aktivitätsniveaus, die 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft der Union auf dem Binnenmarkt 
sowie auf den Weltmärkten angesehen. Die Akzeptanz dieses Ziels als oberstes Gebot der 
Ausrichtung landwirtschaftlicher Produktion bringt es in den derzeitigen Organisationsstruktu­
ren mit sich, daß der Wettbewerb vor allem über die Preise ausgetragen wird, d.h .. diese 
sollen weiter sinken. Dies zwingt die Produzenten dazu, in erster Linie auf die kurzfristige 
Effizienz ihrer Produktion zu achten, und die Politiker dazu, die landwirtschaftlichen Einkom­
men durch direkte Zahlungen zu sichern sowie zur Einbeziehung von Umweltzielen in die 
GAP spezielle Maßnahmen zu treffen. In dieser, angesichts der kommenden WTO-Verhand­
lungen als Sachzwang betrachteten Situation werden in der Agenda 2000 verschiedene 
Marktregelungen detailliert vorgeschlagen, andere Regelungen aber, die eben zum Errei­
chen anderer Ziele (Einkommensbildung, Umwelt, Regionalentwicklung usw.) notwendig sein 
werden, bleiben - es wird häufig auf das Subsidiaritätsprinzip Bezug genommen - eher vage. 
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Es ist bemerkenswert, daß in der Begründung zur Agenda 2000, in der die Vorschläge der 
Kommission zur Zukunft der europäischen Landwirtschaft erläutert werden, die Existenz ei­
nes alternativen Modells explizit verneint wird, da dieses nach Meinung der Kommission zu 
sinkender Produktion in der Union führen würde. Aber warum wäre das nicht wünschens­
wert? Wenn in Österreich beispielsweise, wie schon erwähnt, die gesellschaftliche Aneig­
nung der Nettoprimärproduktion schon jetzt etwa 40 Prozent beträgt, ist die Senkung der 
landwirtschaftlichen Produktion aus ökologischer Sicht sogar eine Notwendigkeit! Warum 
wäre die Aufrechterhaltung von Überproduktion (mit den bekannten Schwierigkeiten, diese 
zu exportieren) weiterhin erstrebenswert? Eine flächendeckende Extensivierung der Produk­
tion, die strikte Einhaltung von Umweltauflagen, das Erreichen höherer Preise - und damit 
die Sicherung bäuerlicher Einkommen - bedürfen aber eines anderen Außenhandelsregimes, 
d.h. einer Neuorganisation der internationalen Handelsbeziehungen. 

Die Akzeptanz des Zwangs zur weiteren Liberalisierung führt auch dazu, daß die österreichi­
schen Bauernvertreter - um kurzfristige Kostenvorteile im Wettbewerb zu erreichen - für die 
Anwendung der Gentechnik in der Landwirtschaft plädieren, obwohl die Gentechnik ihre Ab­
hängigkeit von Wissensmonopolen verstärken würde. (Wie das in dem Gedankenexperiment 
zur Frage der Energieintensität der Landwirtschaft dargelegt wurde.) Dies, obwohl die Gen­
technik auch von einem Großteil der österreichischen Bevölkerung - manifestiert in den 
1,2 Millionen Unterschriften des Volksbegehrens - abgelehnt wurde. Sicherlich ist die An­
wendung von Gentechnik in der Landwirtschaft eine Frage, die auf internationaler Ebene 
unter Einbeziehung der Interessen aller Bevölkerungsgruppen entschieden werden muß. Als 
eine Bemühung, einen organisatorischen Rahmen für diese Entscheidung zu schaffen, kann 
die Entwicklung angesehen werden, daß auf der Agenda von „European Consultative Forum 
on the Environment and Sustainable Development" - eine interdisziplinär zusammengesetzte 
Gruppe zur Beratung der EU-Kommission unter der Leitung von Thorvald Stoltenberg - die 
Gentechnik eine hohe Priorität erhielt. 16 Eine Besonderheit des Forums ist es, daß seine Mit­
glieder als Privatpersonen agieren. Das soll dazu beitragen, daß sie ihre Meinung frei, ohne 
Rücksichtnahme . auf eventuelle Einschränkungen durch ihre institutionellen Backgrounds 
artikulieren können. Ähnliche Bemühungen zur Unterstützung von gesellschaftlich akzepta­
blen Entscheidungen sind Enquete-Kommissionen (Österreichischer Nationalrat 1992), 
sogenannte Konsenskonferenzen oder Netzwerke (Stemerding und Jelsma 1995), die zur 
Sozialverträglichkeit verschiedener Technologien, Förderungswürdigkeit von Forschungs­
vorhaben und ähnlichen Fragen Stellung nehmen, und gerade im Bereich der Gentechnik 
(auf die im nächsten Kapitel noch näher eingegangen wird) zunehmend eingesetzt werden. 
Was unter Sozialverträglichkeit verstanden wird, oder besser gesagt, verstanden werden 
soll, steht aber noch zur Diskussion (Torgersen, 1996). 

Ein anderer Bereich, in dem sich die Notwendigkeit von neuen Organisationsformen klar 
zeigt, ist die Konsumenteninformation. Wie Söderbaum in dem schon zitierten Papier formu­
liert: „But if, as many suggest, environmental problems are connected with present consumer 
tastes and life-styles and more generally with the dominant view in industrial societies, we 
have to address them explicitely". Was formt das Verhalten der Konsumenten? Was sind ihre 
Entscheidungsgrundlagen? Sind die Verbraucher hinreichend informiert? Oder sind sie im 
heutigen Marktgeschehen relativ uninformiert und die Anbieter durchschauen den Markt un­
gleich besser? In einer Studie von Oltersdorf (1995) mit dem vielsagenden Titel, „Der Ver­
braucher is(ß)t unsicher - hat die Verbraucheraufklärung versagt?", wird diese Frage mit .ja" 
beantwortet. Einerseits wäre das staatliche Engagement für Verbraucherpolitik und -informa-

16 Persönliche Mitteilung von Prof. S. Faucheux, Präsi~entin der European Society for Ecological Economics, 
Mitglied des Forums 
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tion unzureichend, 17 af.iderseits könne die Erfolglosigkeit der Aufklärungsaktivitäten mit un­
genügender BerOcksichtigung der interdisziplinären Erklärungsmodelle für das Verbraucher­
verhalten, mit ungenügenden Zielformulierungen und Evaluierungen und ungenügender Ko­
operation zwischen den Beteiligten erklärt werden. 

Abbildung 5 

Akteure im Bereich Biotechnologie und Nahrungsmittel 

Quelle: Stemerding, Jelsma, 1995 

lThematisierung, 
Information 

Mitgliedschaft, Engagement 

In Abb. 5 werden die wichtigsten Akteure im Bereich von Innovationen in Biotechnologie und 
Nahrungsmittelerzeugung sowie ihre Verbindungen gezeigt. Der Mediater ermöglicht in die­
sem partizipatorischen Modell, daß statt isolierter Ja/Nein-Entscheidungen, wie im Rahmen 
formaler Regulierungsverfahren üblich, umfassende Bemühungen zur Abstimmung von 
Standpunkten und Selbstregulation unternommen werden, damit die Forderungen einzelner 
Akteure und deren Vorstellungen über ihre Annehmbarkeit von Entscheidungen ständig auf­
einander bezogen werden können. Dadurch entstehen Lernprozesse, die auch zum Finden 
eines von allen Beteiligten akzeptablen Entscheidungsmechanismus unerläßlich sind. 

Um die Überlegungen zum Experiment Organisation zu ergänzen, soll hier noch kurz auf die 
Erfahrungen eines regionalen Entwicklungsprojektes hingewiesen werden, die zur Notwen­
digkeit von Bildung neuer Entscheidungsstrukturen in der Nachhaltigkeit empirische Ergeb­
nisse gebracht haben. 

17 Zum Beispiel wurden im Jahr 1993 in Deutschland für staatliche Verbraucherpolitik und -information 88,6 Mill. 
DM ausgegeben, aber allein die Werbeausgaben für Schokolade und Süßwaren beliefen sich 1992 auf 743 
Mill. DM. Die DGE erhält von der Öffentlichen Hand pro Kopf der Bevölkerung genau 6 Pfennig im Jahr, da­
gegen betragen die Werbekosten im Food-Bereich prf? Kopf 24 DM im Jahr. Die Kosten für emährungsabhän­
gige Erkrankungen werden dagegen auf über 1000 DM je Person und Jahr geschätzt (ebenda). 
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Ob die derzeit bestehenden institutionellen Strukturen eine nachhaltige Entwicklung unter­
stützen, wurde in Rahmen eines EU-Projektes (Grabher u.a. 1998) in Graz und im Bezirk 
Feldbach untersucht. Es wurde eine Machtstrukturanalyse durchgeführt, mit der die Einfluß­
bereiche und Machtressourcen der lokalen Akteure festgestellt werden konnten. Es wurden 
verschiedene Akteure aus den Bereichen Politik, Wirtschaft, Media, Administration, Interes­
senvertretungen, Kirchen und NGOs sowie Bürgerinitiativen interviewt, um herauszufinden, 
welchen Personen und welchen Institutionen welche Macht (formell und informell) zugeord­
net wird und welche Positionen diese in den oben aufgezählten Bereichen innehaben. Es 
wurde besondere Aufmerksamkeit der Frage gewidmet, wer die sogenannten „pivot players" 
sind, also jene Personen oder Organisationen, die die Entwicklung Richtung Nachhaltigkeit 
vorantreiben. Es hat sich gezeigt, daß der Druck zur Veränderung von der lokalen Bevölke­
rung kommt und daß ein Machtvakuum existiert, (da die Politik eine absorptive, mehr reakti­
ve als proaktive Rolle spielt), das durch andere Organisationen (Wirtschaft, Administration) 
gefüllt wird. In dieser Situation sind neue Systeme von Verhandlungen und Konsensbildung 
im Entstehen. 

Die Zivilgesellschaft, die als eine Weiterentwicklung der Demokratie gedacht ist, soll laut 
Barber (1997) eine dreizellige Gesellschaft werden, in der neben Staat und Markt ein dritter, 
vermittelnder Bereich existiert. Dieser bürgerliche Bereich, welcher den staatlichen und 
kommerziellen Sektor trennt, „besetzt von jenen zivilen Vereinigungen, die sich einerseits als 
Mitgliedergruppen qualifizieren können, anderseits zugleich offen und egalitär genug sind, 
um die freiwillige Mitgliedschaft zu gestatten, 1„.1 ist seinem Wesen nach gegeben als öffent­
licher und offener Raum (wie der staatliche Sektor), der jedoch freiwillig und ohne Zwang ist 
(wie der private Sektor)." Dieser Bereich „teilt mit der Regierung ein Gefühl für Öffentlichkeit 
und eine Wertschätzung des gemeinsamen Wohls, erhebt jedoch (im Unterschied zur Regie­
rung) keinerlei Anspruch darauf, ein Monopol auf legitime Zwangsmaßnahmen auszuüben." 
Diese Brücke zwischen großen bürokratischen Apparaten, denen die Bürger nicht mehr ver­
trauen, und privaten Märkten, auf denen die Bürger nur ihre individuellen Interessen vertre­
ten, könnte möglicherweise jenen organisatorischen Rahmen schaffen, der auch den An­
sprüchen der Nachhaltigkeitspolitik am besten entspricht. Um die Vernetzung von globalen, 
nationalen und regionalen Handlungsspielräumen zu ermöglichen, wird immer häufiger der 
„Stakeholder-Ansatz", nämlich die aktive Einbeziehung aller Akteure der unterschiedlichen 
Ebenen mit besonderem Schwergewicht auf den lokalen und regionalen Akteuren, gefordert. 
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4 Der landwirtschaftliche Produktionsprozeß 

Der gesellschaftliche Stoffwechsel mit der Natur entsteht durch den Produktionsprozeß, in­
dem die verschiedenen Inputs entsprechend den technologischen Möglichkeiten zu ver­
schiedenen Outputs verarbeitet werden. In der Landwirtschaft kann man die Inputs in drei 
Gruppen einteilen: der Mensch und sein Wissen, die physikalisch-chemischen Inputs (Bo­
den, Wasser, Luft, Energie und Agrochemikalien) und die biologischen Faktoren (Saatgut, 
Vermehrungs- bzw. Zuchtmaterial). In der Technik können wir im wesentlichen zwei Berei­
che unterscheiden: die industrialisierten Methoden der Landbewirtschaftung und den biologi­
schen Landbau. Die industrialisierten Methoden umfassen den sogenannten konventionellen 
Landbau und die Hochtechnologie-Landwirtschaft. Mit der letzteren bezeichne ich die An­
wendung gentechnischer Methoden und die sogenannte Präzisionslandwirtschaft. Unter der 
Bezeichnung biologischer Landbau wird hier eine Gruppe von Produktionsmethoden ver­
standen, die außer dem eigentlichen biologischen Landbau auch die sogenannten Low­
lnput-Methoden, den organischen Landbau, integrierte Methoden usw. erfaßt. Der grundle­
gende Unterschied zwischen den zwei Gruppen dieser Methoden liegt in ihrer Philosophie, 
die sich in ihren Kolonisierungsstrategien widerspiegeln: Die industrialisierten Methoden 
streben eine möglichst hohe Ausbeute der natürlichen Kapazitäten (z.B. durch die Maximie­
rung des Ertrags) an, wobei die natürlichen Kreisläufe als externe und oft als zu überwinden­
de Begrenzungen aufgefaßt werden. Dagegen beruhen die Methoden, die hier unter der Be­
zeichnung „biologischer Landbau" subsummiert wurden, auf ihrer Einbettung in und auf der 
Symbiose mit den natürlichen Kreisläufen. (Da die Technologie und ihr Einsatz von dem In­
put • Wissen" und dessen gesellschaftlicher Organisation nicht zu trennen ist, wird sie hier in 
diesem Zusammenhang besprochen.) Die Outputs sind Nahrung und Rohstoffe (Biomasse 
im weiteren Sinn) sowie Nebenprodukte verschiedener Art: ökologische und soziokulturelle 
„goods and bads", z.B. Landschaftspflege und Umweltverschmutzung oder Aufrechterhal­
tung von regionaler Infrastruktur oder eben Entvölkerung. 

Schon aus dieser Aufzählung der wesentlichsten Elemente des Produktionsprozesses geht 
hervor, daß wenn die wirtschaftliche, soziale und ökologische Nachhaltigkeit untersucht wer­
den soll, dieser Prozeß als eine soziale Organisation betrachtet werden muß und nicht bloß 
als eine technische Tätigkeit, mit deren Hilfe gewisse (marktgängige) Güter hergestellt wer­
den. Dementsprechend kann die Frage, wie die Effizienz eines solchen Prozesses definiert 
werden soll, nicht leicht beantwortet werden. 

Es ist nicht Ziel dieser Studie, einzelne Elemente des Prozesses und deren Entwicklung in 
Österreichs Landwirtschaft zu analysieren. In jedem dieser Themen gibt es einschlägige 
Studien und Diskussionen, die hier - schon wegen des Umfangs der Materie -kaum zusam­
mengefaßt werden könnten. Hier geht es vielmehr darum, die Rolle dieser Elemente in einer 
nachhaltigen Entwicklung aufzuzeigen. Es wird daher versucht, jene zusammenhänge und 
kritischen Punkte aufzuzeigen, denen in dem bisherigen Diskurs wenig Aufmerksamkeit ge­
schenkt wurde. 

4.1 Der Mensch und sein Wissen 

Angesichts der Tatsache, daß die Anzahl der landwirtschaftlichen Betriebe in Österreich in 
dem Zeitraum zwischen 1980 und 2000 voraussichtlich um 20 % sinken und dies mit einem 
14%-igen Rückgang der land- und forstwirtschaftlichen Wohnbevölkerung einhergehen wird 
(Quendler, 1995), wurden die zu erwartenden Folgen dieser Entwicklung vielfach analysiert. 
Dabei wird die Abnahme des Anteils der Haupterwerbsbetriebe um 35 % erwartet, so daß 
der Anteil der Nebenerwerbsbetriebe im Jahr 2000 schon 63 % erreicht haben wird. Ein 
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Drittel der Nebenerwerbsbetriebe sind schon jetzt Pensionistenbetriebe (ebenda). Die Ande­
rungen der regionalen Strukturen (ebenda), Fragen der Erwerbskombination (z.B. Dax, 
1993, Loibl, 1996, Pevetz, 1996a), die Entwicklung der biologischen Landwirtschaft im Ne­
benerwerb (Pevetz, 1996b), die Konsequenzen der Abnahme der landwirtschaftlichen Be­
völkerung für die Sicherung der Multifunktionalität der Landwirtschaft (Pevetz, 1997) wurden 
eingehend untersucht. 

Der Rückgang der Zahl der in der Land- und Forstwirtschaft beschäftigten Personen ist eine 
Folge des bisherigen technologischen Entwicklungspfades, der (nicht nur) in der Landwirt­
schaft durchwegs arbeitssparend war. Die bestehenden Faktorpreise, die hohen Kosten des 
Faktors „Arbeit" haben maßgeblich zu dieser Entwicklung beigetragen. Während die Arbeits­
produktivität in der Landwirtschaft überdurchschnittlich zunahm und Vorteile von Skalener­
trägen angestrebt und realisiert wurden, hat gleichzeitig eine Spezialisierung der Produktion 
stattgefunden, wobei auch einige zuvor innerhalb der Landwirtschaft ausgeübten Tätigkeiten 
in die vor- und nachgelagerten Wirtschaftsbereiche ausgelagert wurden (Hockmann und 
Schmitt, 1995)18

. Auf diesem technologischen Entwicklungspfad entstanden, wie allgemein 
erkannt wurde, einige durch die Landwirtschaft verursachten Umweltprobleme (Stickstoffbe­
lastung der Gewässer, Rückgang der Artenvielfalt, Erosion usw.). Die Abhängigkeit der 
landwirtschaftlichen Produzenten von den vor- und nachgelagerten Sektoren nahm stark zu, 
und die Spezialisierung sowie das Streben nach maximalen und stabilen Erträgen brachte 
unerwünschte sozioökonomische und ökologische Folgen und eine Abnahme der Resilienz 
des agrarischen Systems mit sich. Gleichzeitig hat sich das Wissenssystem des Agrarsek­
tors (Forschung, Beratung usw.) und der Landwirte verändert: Ein zunehmend spezialisiertes 
Wissen, das nur in „wenig Köpfen" vorhanden und zum Teil aus dem Sektor ausgelagert ist, 
wird immer mehr zu einem knappen und störanfälligen Input des Produktionsprozesses. 

Wenn sich die Landwirtschaft auf diesem technischen Entwicklungspfad weiterentwickelt, 
wird diese Störanfälligkeit zunehmen, das Wissen um die Landbewirtschaftung wird weiter 
spezialisiert und nur in kleinen Gruppen von „Experten" konzentriert werden. Als abschrek­
kendes Beispiel soll hier die Idee von einem „crop doctor" eines international anerkannten 
Wissenschaftlers - der derzeit The Sandoz Chair in Management and the Environment at 
INSEAD innehat - veranschaulichen, welche Abhängigkeiten auch mit dem Werbeslogan 
„Ökologisierung" geschaffen werden könnten: „Beispielsweise sollte die Idee einer perma­
nenten Produktverantwortlichkeit oder ,product stewardship' in der deutschen Gesetzgebung 
gefördert werden: Autohersteller (und vielleicht auch Hersteller anderer langlebiger Produkte) 
sollen sich darauf einstellen, ihre Produkte nach Ablauf des Lebenszyklus zurückzunehmen, 
entweder zur endgültigen Verschrottung oder fürs Recycling. 1 ... 1 Ich glaube, die Idee einer 
,product stewardship' könnte auch in diesem Fall [nämlich in der chemischen Industrie, M.N.] 
angewandt werden. 1 ... 1 Derzeit kauft der Landwirt die Agrochemikalien, sowohl Dünger als 
auch Pestizide, beim lokalen Händler. Manchmal kauft er damit auch bestimmte Leistungen 
(z.B. Spritzen durch Flugzeuge oder das Versprühen von Flüssigdünger), aber gewöhnlich 
setzt er selber die Chemikalien ein. Mit den Chemikalien werden Gebrauchsanweisungen 
mitgeliefert, die sowohl ihre sichere Lagerung als auch die Anwendungsmethoden und die 
optimale Dosis beschreiben. Aber der Landwirt ist ein sehr beschäftigter Mann. Nehmen wir 
daher an, daß eine neue Art von Service eingeführt wird, ein Praktiker, den wir als ,Pflanzen­
doktor' bezeichnen könnten. Dieser ,Pflanzendoktor' wäre ein ausgebildeter Agronom-Ento­
mologe, mit guten lokalen Kenntnissen. Offensichtlich braucht der ,Pflanzendoktor' zusätzlich 

18 „1950 kam noch mehr als die Hälfte des Umsatzes im Lebensmittelbereich den Landwirten zugute, 1991 nur 
noch knapp ein Fünftel" (B.U.N.D. Misereor, 1997, S 249). 
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zu seiner Ausbildung genügend Kapital. 1 ... 1 Er bräuchte auch Zugang zum aktuellen Stand 
der Agro-Entomologie. Diese Situation ist wie geschaffen für Franchising. Ich schlage daher 
vor, daß die Chemikalienerzeuger Franchisegeber werden" (Ayres, 1993). 

In diesem Vorschlag läßt man einen wesentlichen Unterschied zwischen einem Auto und 
dem ,Pflanzendoktor' außer acht: Der Autofahrer kann seiner gewohnten Tätigkeit nachge­
hen, unabhängig von dem nach dem Ablauf des Lebenszyklus seines Wagens fällig werden­
den ,product stewardship', wohingegen die Tätigkeit des Landwirts sehr wohl permanent und 
grundsätzlich von einem solchen ,Pflanzendoktor' mitbestimmt würde. Zwar mag die Aus­
sicht, keine Gebrauchsanweisungen mehr lesen und nicht ständig weiterlernen zu müssen, 
auf den ersten Blick verlockend erscheinen, dieser Wissensverlust würde die Abhängigkeit 
der Landwirte von den multinationalen Konzernen jedoch enorm verstärken19

. Was die vor­
anschreitende Konzentration in Chemie- und Saatgutindustrie bedeutet, drückt der Monsano­
Manager Robert Fraley klar aus: „Was wir hier sehen, ist nicht nur eine Strukturbereinigung 
der Saatgutunternehmen, sondern in Wirklichkeit eine Strukturbereinigung der gesamten Er­
nährungskette. Unternehmen, so wie unseres, die in der Nahrungs- und Futtermittelproduktion 
im Geschäft bleiben wollen, versuchen alle ihre Felder entlang dieser Kette abzustecken" 
(zitiert von Hoppichler, 1997). Unternehmen, die in mehreren Bereichen tätig sind, können mit 
der Herstellung von komplementären Produkten ihren Gewinn bei gleichbleibenden Produk­
tionskosten steigern, so daß eine „efficiency of scope" in der Nachfrage entsteht. Die strate­
gische Ausnützung dieser Möglichkeit seitens der großen Unternehmen kann zu gesell­
schaftlich unerwünschten technologischen Lösungen führen und den Spielraum der Land­
wirte einengen (Just, R.E. and D.L. Hueth, 1993). Bedenkt man noch, daß die Lebensmitte­
lindustrie um das sogenannte Kettenmanagement bemüht ist, eine Qualitätskontrolle über 
den gesamten Produktionsprozeß auszuüben, würde eine solche weitere Industrialisierung 
zu einer Situation führen, die ich als „Sandwich-Landwirtschaft" bezeichne: der Landwirt zwi­
schen zwei großen monopolistisch-oligopolistisch strukturierten Blöcken, zwischen der Saat­
gut- und Chemieindustrie auf der einen, der Lebensmittelindustrie auf der anderen Seite. Ist 
dies ein erstrebenswertes Ziel für Österreichs Bauern?20 Ist eine bäuerliche Landwirtschaft 
unter solchen Umständen noch möglich? Ist diese Entwicklung ein „Sachzwang"? 

Die letztere Frage ist mit „ja" zu beantworten, wenn wir als Politikziel die Sicherung wirt­
schaftlicher Wettbewerbsfähigkeit - statt eines wirtschaftlichen Aktivitätsniveaus - formulieren. 
Aber, wie schon im Kap. 3.3 dargelegt, führt dieser Weg zwangsläufig dahin, daß die gesell­
schaftliche Aneignung der jährlichen Nettoprimärproduktion (NPP) auf einem so . hohen Ni­
veau bleibt, daß es langfristig aus ökologischen Gründen nicht zu tolerieren ist. 

Dagegen könnten die Kriterien nachhaltiger Landbewirtschaftung, die durch eine Extensivie­
rung der Produktion die Senkung der menschlichen NPP-Aneignung ermöglichen, vom bio­
logischen Landbau weitgehend erfüllt werden. „Der ökologische Landbau gilt heute als die 
Landbaumethode, die dem Anspruch der Nachhaltigkeit und Dauerfähigkeit arri besten ent­
spricht. Ebenso könnten durch den ökologischen Landbau auch die meisten der aktuellen 
agrarpolitischen Probleme gelöst werden" (Gerber et al. 1996). Die Kriterien dafür sind: 

• Standortangepaßte Flächennutzung, 
• Wiederherstellung bzw. Erhaltung der größtmöglichen Biodiversität, 

19 Die zehn führenden Saatgutkonzerne kontrollieren bereits mehr als 37 % des effektiven Weltsaatgutmarktes. -
Die Hälfte davon sind weltweit führende Agro-Chemiekonzerne oder Agrarhandelsunternehmen, wie Novartis, 
Dekalb (Monsato), Cargill, Zeneca. Siehe dazu auch Hoppichler, 1997. 

20 Laut Pevetz (1996) wurde bei der Haupterwerbslandwirteerhebung 1987 die „selbstbestimmte Tätigkeit" mit 
Abstand am häufigsten an erster Stelle der Vorzüge des Bauernseins genannt, und auch bei der Befragung 
der Nebenerwerbsbauern 1996 wurde dies an dritter Stelle gereiht. 
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• Standortangepaßte Flächennutzung, 
• Wiederherstellung bzw. Erhaltung der größtmöglichen Biodiversität, 
• Minimierung des Fremdstoffimports und damit der dafür erforderlichen finanziellen Auf­

wendungen, 
• möglichst geschlossene Stoffkreisläufe innerhalb eines Betriebes bzw. zwischen den Be­

trieben innerhalb der Region (Düngung, Fütterung), 
• größtmögliche Orientierung der Produktion am regionalen Konsum zur Minimierung der 

Transportintensität und zur Erreichung einer höchstmöglichen Lebensmittelqualität; 
• bestmögliche Schließung der Stoffkreisläufe mit der regionalen weiterverarbeitenden In­

dustrie, 
• Optimierung der Fruchtfolgen und der Bodenbearbeitung zur Minimierung des Krankheits-

und Schädlingsbefalls, 
• artgerechte Tierhaltung und -fütterung sowie naturgemäße Tierzucht, 
• Nutzung der Selbstregulationsmechanismen, 
• Energieeffizienz und solare Ausrichtung. 
(Lindenthal et al. 1996, Narodoslawsky et al. 1995} 

Das Wissenssystem des ökologischen Landbaus unterscheidet sich jedoch von dem der in­
dustriellen Landwirtschaft: Es beruht auf Kenntnissen und Fertigkeiten, die für die Erzeu­
gung, Verarbeitung, Vermarktung und den Verbrauch der Erzeugnisse innerhalb des Sy­
stems des ökologischen Landbaus notwendig sind, und auf ihrem erkenntnistheoretischen 
Hintergrund. Dieses System umfaßt auch den Einfluß des sozio-kulturellen Umfeldes auf die 
Erlangung und Anwendung dieser Kenntnisse sowie die Institutionen, die diese Prozesse 
fördern. Dieses ganzheitliche Wissen ist nur in begrenztem Umfang international und interre­
gional austauschbar, da es dem örtlichen Ökosystem und den sozioökonomischen Verhält­
nissen angepaßt ist. Eine große Variabilität von landwirtschaftlichen Produktionsverfahren 
und Produktionsmöglichkeiten gestattet eine effiziente Nutzung der regional unterschiedli­
chen Ausstattung mit natürlichen Ressourcen und wirtschaftlichen Standortverhältnissen. 
Dementsprechend ist der Diffusionsprozeß des ökologischen Landbaus zum Teil typisch (da 
es glockenförmig ist) und zum Teil atypisch, weil er nicht die Diffusion einer Erfindung bzw. 
Prozeßinnovation von außen ist, sondern die Verbreitung einer innerhalb des Systems ent­
standenen Sichtweise. 

Die beiden Wissenssysteme unterscheiden sich auch hinsichtlich des Stellenwertes der Er­
fahrung und ihres Verhältnisses zur Wissenschaft: Da Standortangepaßtheit im ökologischen 
Landbau eine hohe Priorität hat, ist eine enge Zusammenarbeit zwischen den Landwirten, 
Beratern und der Forschung unerläßlich. Dies ermöglicht einerseits, daß Forschungsziele 
entsprechend den lokalen Bedürfnissen ausgewählt werden und auf lokalen Erfahrungen 
aufbauen können. Anderseits kann die praktische Anwendung der neuen Methoden erleich­
tert werden. Auf diesem Gebiet gibt es jedoch Defizite, wie dies bei Lindenthal et al. (eben­
da, S. 81)zulesen~t: 

.Beispiele für Forschungsdefizite [in der] 1„ .1 Organisationsentwicklung, Kommunikations­
und Kooperationsstruktur: 

• Analyse bzw. Erarbeitung von Kommunikationsmodellen für eine Verbesserung bzw. Ver­
einfachung des Informationsflusses zwischen Bauern, Beratern und Forschern unter Ein­
beziehung von Multiplikatoren (Beratung, landw. Schulwesen} 

• Weiterentwicklung von regionalen Konzepten für eine Verbindung Forschung-Praxis (un­
terstützende Begleitforschung)". 
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Ein Wissenssystem, das in enger Zusammenarbeit aller Beteiligten entsteht, entspricht auch 
am ehesten der neuen Rolle der Wissenschaft in der Gesellschaft, einer Wissenschaft die 

1 

nicht mehr vorgibt, imstande zu sein zu bestimmen, was „wahr'' und was „richtig" ist, sondern 
nur ein - wenn auch unerläßlicher - Teilnehmer eines Multilogs ist. (Siehe dazu auch Neun­
teufel, 1998b.) Es kann auch zur Überwindung der Wissenschaftsgläubigkeit, zur gesell­
schaftlichen Kontrolle der Technik und zur Vermeidung der Situation „Sandwich-Landwirt­
schaft" beitragen. 

Die früher beschriebene Abhängigkeit der Landwirte vom „Wissen von außen" und die da­
durch entstandene Störanfälligkeit des landwirtschaftlichen Produktionssystems ging mit ei­
ner Entwicklung einher, in der die Wissenschaft sich, im Vergleich zu früher, weniger an der 
„Wahrheit" (wie auch immer diese definiert werden sollte) als vielmehr am unmittelbaren 
„Nutzeffekt" orientierte. „Diese Wissenschaft treibt aber derzeit auf ihren Untergang, auf den 
Verfall ihrer ,staatsbürgerlichen' Verantwortung zu" (Vlrilio, 1997). 

Die Frage, wem der technische Fortschritt zugute komme und ob er sich in einer gesell­
schaftlich-wissenschaftlich verantwortbaren Richtung bewegt, stellt sich in besonderer 
Schärfe bei der Gentechnik. Die Erfahrungen der sogenannten Grünen Revolution, die Ver­
wendung von Hochleistungssorten gekoppelt mit dem massiven Einsatz von Agrochemikali­
en, zeigten, daß diese nur wenigen zugute kamen und die Ungleichheiten zwischen Reich 
und Arm, sowohl innerhalb der einzelnen Länder als auch zwischen den Ländern, vergrößert 
haben. Die Anwendung der Gentechnik in der Landwirtschaft würde - gemeinsam mit einigen 
anderen Technologien - diesen Trend noch verschärfen und zur Entstehung einer Vierfünf­
telgesellschaft beitragen (Martin und Schumann, 1996). 

Auf die breit angelegte Diskussion um die Gentechnik soll hier nicht im Detail eingegangen 
werden (siehe dazu aber Hoppichler 1991 und 1997, Torgersen 1996, Wohlmeyer 1997 
und die Beiträge in Förderungsdienst Spezial 1998), es werden nur jene Aspekte zusam­
mengefaßt, die aus der Sicht der Nachhaltigkeit wichtig sind. 

Die Gentechnik ist eine Fortsetzung der Kolonisierung der Natur auf der Ebene von biologi­
schen Makromolekülen und bringt eine neue Qualität in die Evolution ein, deren Folgen prin­
zipiell nicht abschätzbar sind. „In der Biologie wird ein Gentransfer, der nicht von einer Gene­
ration auf die nächste stattfindet, sondern zwischen Organismen der gleichen Generation, 
die auch unterschiedlichen Arten angehören können, horizontal genannt. Gentechnik ist also 
zielgerechte Evolution, bei der über einen künstlichen horizontalen Gentransfer der evolutio­
näre Abstand zwischen Spender- und Empfängerorganismus partiell überwunden wird. Es ist 
kaum möglich, Aussagen darüber zu treffen, was das für die künftige Evolution bedeutet. In 
der gegenwärtigen Gentechnikdiskussion wird dieser Aspekt nur selten thematisiert. Es gab 
jedoch schon früh vereinzelte Stimmen, insbesondere von Biologen, die in der Gentechnik 
vor allem eine neue Qualität des Eingriffs in die Evolution sehen und diese Frage für bedeu­
tender halten als die Gefahr einer akuten Katastrophe" (Fischer-Kowalski et al. 1997, 
S. 146). „Ich betrachte es als durchaus möglich, daß diese Art von Forschung eine große 
Gefahr darstellt, nicht so sehr im Hinblick auf sofortige Epidemien - aber auch das ist nicht 
ausgeschlossen - sondern weil wir da einen Eingriff in das Evolutionsgleichgewicht machen, 
der in Zukunft weitreichende Folgen haben kann" (Chargaff, 1989, S. 92). „Aus ökologisch­
evolutionstheoretischer Sicht liegt die Gefahr der Gentechnik weniger in ihren Unfällen und 
Mißerfolgen, als in ihrem flächendeckenden Erfolg" (Weizsäcker und Weizsäcker, 1986, 
S. 160). Nach der weltweiten radioaktiven und chemischen Verschmutzung drohe - laut 
Schweizer Biologen Georg Köhler (Nobelpreisträger für Physiologie und Medizin, 1984) - die 
Gefahr einer globalen Genverschmutzung (zitiert in Hoppichler 1995). 
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Die Diskussion um die Gentechnik würde aber nicht so lebhaft geführt werden, wenn sich die 
Biologen in diesem Punkt einig wären. Der Grund für die Differenzen zwischen den Stellung­
nahmen der Biologen liegt allerdings auch im erkenntnistheoretischen Bereich, im Unter­
schied zwischen zwei wissenschaftlichen Paradigmen, wie ich das in meiner früheren Arbeit 
(Neunteufel, 1997) beschrieben habe. ,,Aber auch die bereits sprichwörtliche Uneinigkeit der 
Experten verweist auf ein in der Sache selbst begründetes Kernproblem: die unabänderliche 
Ungewißheit künftiger Entwicklungen. Stellt man diesen Aspekt in Rechnung, wird beim bio­
technologischen ,Probehandeln' schließlich die Gesellschaft selbst zum ,Labor der Wissen­
schaft'" (Martinsen, 1995). Wenn aber die Anwendung von Gentechnik keine Frage ist, die 
aufgrund von naturwissenschaftlichen Erkenntnissen zu entscheiden ist, kann die klassische 
Technikfolgeabschätzung, die auf die Beweiskraft wissenschaftlicher Studien setzt, um „Un­
sicherheiten" zu begegnen, und in diesem Sinne die Bevölkerung .aufklärt", nicht als Politik­
beratungsinstrument eingesetzt werden, da diese .Unsicherheiten" eben nicht ausgeräumt 
werden können. Vielmehr werden neue Formen der sozialen Entscheidungsfindung, die 
auch die Interessenlagen der Beteiligten explizit einbeziehen - wie im. Kap. 3.3 beschrieben -
benötigt. 

Es muß darauf hingewiesen werden, daß die Argumente, die die Proponenten der Anwen­
dung der Gentechnik in der Landwirtschaft vorbringen, typische Argumente des bisherigen Ent­
wicklungspfades sind: Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit, Kostensenkung, Ertragssicher­
heit usw. Diese Ziele sind jedoch - wie aus den bisherigen Ausführungen hervorgeht -, mit 
dem Streben nach einer nachhaltigen Entwicklung weder sozial noch ökologisch vereinbar . 

• Ein anderes Beispiel für das lineare Denken - oder besser für die Mißachtung möglicher 
Vernetzungen - sind die vielerorts gehegten Hoffnungen auf die moderne Bio- und Gentech­
nologie. Pflanzen und Tiere sollen trotz längst vorhandener Überschüsse immer höhere Er­
träge und Leistungen bringen. 1„.1 Resistenzzüchtungen sind fragwürdige und nachhinkende 
Versuche, die Fehler der heutigen lntensivproduktion auszugleichen. Sie werden meist rela­
tiv bald von der Anpassungsfähigkeit der Schadenerreger eingeholt. Ernteprodukte sollen 
den Ansprüchen einer zunehmend konzentrierten und multinationalen Nahrungsmittelindu­
strie angepaßt werden. Dabei werden pflanzengenetische Ressourcen lediglich als Ersatz­
teillager in der Genindustrie betrachtet. Hochleistungssorten aus den Genlabors der chemi­
schen Industrie sollen die Abhängigkeit der Bauern von der Agrochemie festschreiben und 
neue Monopolstrukturen aufbauen helfen. 1„.1 Unter dem Aspekt der individuellen, nationalen 
und globalen Vorsorge ist eine zukunftsfähige Landwirtschaft und Ernährung nicht vereinbar 
mit gentechnischen Methoden" ( B.U.N.D. Misereor 1996, S. 245-246). 

Um zu gewährleisten, daß eine möglichst große Zahl von Produzenten in der Landwirtschaft 
beibehalten werden, die mit jenem Wissen ausgestattet sind, welches die Störanfälligkeit des 
landwirtschaftlichen Sektors minimiert, erscheint daher der biologische Landbau als die ein­
zige Alternative. 

4.2 Andere Inputs 

„Fast die ganze Ernährung des Menschen beruht auf den Böden. Sie sind darüberhinaus eine 
zentrale Lebensgrundlage für Pflanzen und Tiere. Sie sind zugleich Lebensraum für eine 
ungeheure Vielfalt von Lebewesen. Die vier grundlegenden Bodenfunktionen - Lebensraum-, 
Regelungs-, Nutzungs- und Kulturfunktion - sind gefährdet", schreiben die Autoren eines 
Vorschlages für ein „übereinkommen zum nachhaltigen Umgang mit Böden" (Tutzinger 
Projekt 1998). Man kann die Bedeutung des Bodens für das Leben kaum besser zusam-
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menfassen. Allerdings ist die Tragweite der fortschreitenden Bodendegradation, die durch 
die Eingriffe des Menschen beschleunigt wurde, bisher noch nicht in das öffentliche Bewußt­
sein gedrungen. Ein wesentlicher Grund dafür ist, daß die Zeitskalen der Bodenbildungspro­
zesse Jahrhunderte bis Jahrtausende betragen. Dies erschwert die Wahrnehmung und Ab­
schätzung der Auswirkungen von menschlichen Tätigkeiten auf die Funktionsweisen von 
Ökosystemen, wie das auch schon im Kap. 2.2 dieser Arbeit diskutiert wurde. Aus dieser 
Sicht ist Boden ein lnputfaktor des landwirtschaftlichen Produktionsprozesses, dessen Be­
nutzung nach Regeln ausgerichtet sein sollte, die dieser Langfristigkeit Rechnung tragen -
wie etwa jene, die in dem hier zitierten Vorschlag zu einer internationalen Bodenschutzkon­
vention konzipiert wurden. (Die ~sterreichischen Unterstützer des Vorschlages sind Univ. 
Prof. Dr. Blum von der Universität für Bodenkultur, Univ.-Doz. Dr. Kanatschnig, Direktor des 
Österreichischen Instituts für Nachhaltige Entwicklung und Univ.-Doz. Dr. Maurer, Leiter des 
Ludwig-Boltzmann-Instituts für Biologischen Landbau und Angewandte Ökologie.) 

Die nächste Gruppe von Inputs, die hier behandelt werden soll, Agrochemikalien (Handels­
dünger, Pestizide, Herbizide u.ä.), dient vor allem einem "kurzfristigen" Ziel, der Stabilisie­
rung des Ertrages. Sie haben jedoch langfristige Auswirkungen auf die Boden- und Wasser­
qualität, auf die Qualität von Lebensmitteln usw. und stehen daher im Zentrum der Umwelt­
diskussion. Entsprechend wurde auch versucht - etwa im Rahmen des ÖPUL - ihre Anwen­
dung zu senken. Da auf die Umweltschäden, die als Folge der Anwendung von Agrochemi­
kalien entstehen, schon oft hingewiesen wurde, sollen hier nur drei, mit der nachhaltigen 
Nutzung dieser Inputs direkt zusammenhängende Aspekte diskutiert werden. 

Da in Österreich keine Angaben über die tatsächliche Anwendung von Agrochemikalien zur 
Verfügung stehen, zeigen die statistischen Daten, die aufgrund der Verkaufsstatistiken er­
stellt werden, ein verzerrtes Bild: Sowohl die Belastungsindikatoren (EU-Commission, 1998) 
als auch die Schätzungen der chemischen Industrie deuten darauf hin21, daß erhebliche 
Mengen von Agrochemikalien durch Direktimporte nach Österreich gelangen, so daß der 
tatsächliche Rückgang der Anwendung wesentlich kleiner sein dürfte als der statistisch er­
faßte. Dies erschwert nicht nur die Evaluierung von politischen Maßnahmen zur Senkung der 
Umweltbelastungen durch den verminderten Einsatz von Chemikalien erheblich, sondern 
zeigt auch, daß die Landwirte vom Sinn dieser Maßnahmen (noch?) nicht wirklich überzeugt 
werden konnten. 

Wie aus der Diskussion über Funktionsweisen von Ökosystemen hervorgeht, kann man im 
allgemeinen nicht sagen, welcher Einsatz von Agrochemikalien umweltschädlich oder um­
weltverträglich ist: Dies kann - abgesehen von der Anwendung einiger ganz eindeutig schäd­
licher Substanzen wie z.B. Atrazin - in verschiedenen Ökosystemen ganz unterschiedlich 
sein. Daher kann ein Verzicht auf Einsatz von Agrochemikalien im allgemeinen nicht als 
Umweltleistung bezeichnet werden, nämlich dann nicht, wenn dadurch ein vorheriges um­
weltschädigendes Verhalten korrigiert wird. Eine konsequente Umsetzung des Verursacher­
prinzips - die sowohl aus ökonomischen als auch ethischen Gründen notwendig ist - erlaubt 
es nicht, Nicht-Schädigung zu belohnen, da ein solches Verhalten als Norm gelten muß. Das 
Beispiel weist auf die allgemeine Problematik der Definition einer Umweltleistung hin. Da 
diese Problematik in der derzeitigen politischen Diskussion eine zentrale Rolle spielt, wird sie 
im nächsten Kapitel noch näher besprochen. 

21 Die Belastungsindikatoren zeigen einen überdurchschnittlichen Rückgang der Anwendung von Agrochemika­
lien in jenen Gebieten Österreichs, die an Nachbarländer grenzen, wo diese Produkte billiger angeboten wer­
den. Prof. Hilmbauer (Firma Kwizda, Präsident der Arbeitsgruppe Chemischer Pflanzenschutz, Verband der 
Chemischen Industrie) schätzt, daß die Direktimporte etwa 10 % des Umsatzes betragen. (Gespräch am 16. 
April 1997) . 
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Ergänzend zum Thema Agrochemikalien soll auch noch erwähnt werden, daß Österreich 
wegen der Kostspieligkeit der Forschung und der Produktionsanlagen in diesem Bereich 
hundertprozentig auf die großen internationalen Konzerne angewiesen ist. Auch wird durch 
den Mangel an Grundstoffen (außer Schwefel und Stickstoff) die Störanfälligkeit des Sy­
stems erhöht, da es von diesen Inputs abhängig ist. Es geht dabei nicht um die Schaffung 
einer „nationalen Selbstversorgung" als Voraussetzung einer internationalen Handlungsfä­
higkeit, sondern vielmehr um eine aus ökologischer Perspektive wünschenswerte, möglichst 
weitreichende Regionalisierung der Stoffkreisläufe und um die Fähigkeit zur regionalen 
Selbstorganisation, um die Resilienz zu stärken. 

Ein weiterer, aus dem Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit kritischer Input ist Energie. Es gibt 
nur zwei Wirtschaftssektoren Österreichs, in denen die Energieintensität (gemessen in 
Terajoule/ Mrd BIP) in der Periode 1988-1992 zugenommen hat: die Land- und Forstwirt­
schaft (+8,3 %) und die Energie- und Wasserversorgung (+11,3 %) (Fischer-Kowalski et 
al., 1997, S. 118). Im Jahr 1992 hat die Land- und Forstwirtschaft 1.705 TJ Energie im Wert 
von einer Milliarde Schilling für die Herstellung von Produkten benötigt. Einer der Gründe für 
diesen hohen Verbrauch ist sicherlich der hohe und ineffiziente Energieeinsatz bei der Ver­
edelung pflanzlicher Rohstoffe zu tierischen Produkten. Es wird geschätzt (ebenda, S. 158), 
daß von den 202 Petajoule Input-Energie in die Tierzucht 20 % (das sind 40 PJ) als Fütte­
rungs- und Lagerverluste und etwa 70 % (141 PJ) als Eigenverbrauch der Nutztiere ver­
schwinden, so daß nur etwa 10 % (21 PJ) als tierisches Endprodukt das System verlassen. 
Vergleichsweise ist der Endverbrauch pflanzlicher Produkte weniger energieintensiv: Nur ein 
Drittel (20 PJ) der Energie wird als Verlust in der Nahrungsmittelindustrie bzw. anderen Ver­
brauchsverlusten zugerechnet, so daß zwei Drittel für die menschliche Ernährung verwendet 
werden können. Für die langfristige ökologisch tragfähige Ausrichtung der Produktion muß 
man daher auch die Notwendigkeit der hohen Tierproduktion in Frage stellen. Es liegt auf der 
Hand, daß eine Änderung des landwirtschaftlichen Produkt-Mixes simultan mit einer Ände­
rung der Verbrauchsgewohnheiten einhergehen muß. Da aber unser Fleischkonsum - laut 
Erkenntnissen der Ernährungswissenschaften - zu hoch ist und eine gesunde Ernährung mit 
wesentlich geringerem Verzehr von tierischen Produkten möglich ist, spricht nichts gegen 
eine Änderung des Produkt-Mixes. 

Eine andere Möglichkeit, die Energieintensität der Landwirtschaft zu verringern, könnte sich 
durch die Verbreitung des biologischen Landbaus ergeben. Der Energieeinsatz, der direkt 
der Fläche zugeordnet werden kann, liegt bei dieser Produktionsweise um fast zwei Drittel 
unter dem der konventionellen Landwirtschaft. Nach Angaben von Haas und Köpke (1994) 
ist dieser Unterschied hauptsächlich auf den Verzicht auf Stickstoffdünger sowie auf den Zu­
kauf von Futtermitteln zurückzuführen. Aber auch andere Studien (z.B. Alföldi et al. 1997) 
weisen auf die energiesparende Eigenschaft des biologischen Landbaus hin. 

Da die Energieintensität der Landwirtschaft sowohl im globalen als auch im lokalen Kontext 
einer der Schlüsselfaktoren der Nachhaltigkeit ist (Klimaveränderung, Ernährungssicherheit, 
NPP-Aneignung und Artenvielfalt, nur um die wichtigsten Zusammenhänge zu erwähnen), 
muß die Drosselung dieses Inputs ein vorrangiges Ziel der Politik sein. (Siehe dazu auch 
Nagelstätter, 1997a.) 

Der letzte Input des landwirtschaftlichen Produktionsprozesses, der hier noch besprochen 
werden soll, ist die Artenvielfalt. Auf den starken Rückgang der heimischen Sorten auf Ver­
mehrungsflächen wurde schon im Kap. 3.1 hingewiesen. Es besteht aber auch das Problem, 
daß in der Produktion - zum Teil bedingt durch den Vertragsanbau - Sortenmonokulturen im 
Entstehen sind. Zum Beispiel machen die drei dominanten Sorten bei Triticale 88 %, bei 
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Winterweizen 86 % und bei Winterroggen 80 % der gesamten bebauten Fläche aus 
(Fischer, 1994). Zwar hat sich durch das ÖPUL einiges auf diesem Gebiet geändert, weil 
einige heimische, ertragsschwache Sorten gefördert werden, es ist aber fraglich, ob die bis­
herigen Maßnahmen ausreichend sind. 

Wegen der sinkenden Profitabilität der Pflanzenproduktion kann man erwarten, daß die 
Landwirte gezwungen werden, möglichst viel nachzuzüchten, so daß mit einem sinkenden 
Saatgutwechsel zu rechnen ist. Dies würde für die Züchter bedeuten, daß nicht jedes Jahr 
neues Saatgut gekauft wird. Ein Ausweg für die Züchter wäre dann, Hybride bzw. solche 
Sorten anzubieten, die für den Kontraktanbau geeignet sind, um die Nachfrage zu sichern. 
Seit dem EU-Beitritt sind aber auch die Deckungsbeiträge in der Saatgutproduktion rückläu­
fig (Zach, 1996), so daß die Züchter nicht nur mit einem Rückgang der Nachfrage, sondern 
auch mit sinkender Wirtschaftlichkeit der Produktion konfrontiert sind. 

Die Interessenkonflikte zwischen den multinationalen Konzernen und den heimischen klein­
und mittelständischen Züchtern einerseits und zwischen den Züchtern und den Landwirten 
anderseits - wie sie sich in den Spannungen zwischen den Systemen von Patentierung, Li­
zenzen, Zwangslizenzierung und Landwirteprivilegien ausdrücken - konnten offensichtlich 
nicht zufriedenstellend gelöst werden. (Siehe dazu Hoppichler, 1997.) Die Saatgutversor­
gung ist durch fortschreitende Monopolisierung der Märkte, Verengung und Uniformisierung 
des Sortenangebots und Zunahme des Hybridsaatguts gekennzeichnet. Die gängigen 
Hochleistungssorten stellen immer höhere Ansprüche an die Nährstoffversorgung, die Mög­
lichkeit der Anpassung der Sorten an die lokalen Gegebenheiten ist kaum mehr vorhanden. 
Daß diese Entwicklung den Erfordernissen der Nachhaltigkeit zuwiderläuft, braucht kaum 
gesagt werden. 

4.3 Die Outputs 

Die materiellen Outputs der Landwirtschaft sind Nahrungs- und Futtermittel sowie Biomasse, 
die in chemisch-technischen bzw. energetischen Bereichen verwendet werden. Mit der Indu­
strialisierung, die mit dem erhöhten Einsatz von fossiler Energie einhergegangen ist, ist die 
Wichtigkeit des Outputs Biomasse - bis vor kurzem - gesunken. Dementsprechend wurde die 
Landwirtschaft vor allem als Nahrungsmittelproduzent betrachtet. Zwar wird die Notwendig­
keit einer zunehmenden Nutzung von Biomasse zur Zeit wieder erkannt - nicht zuletzt wegen 
der offensichtlichen Nicht-Nachhaltigkeit des auf fossiler Energie basierenden technischen 
Entwicklungspfades - ihr Anteil an der landwirtschaftlichen Produktion ist aber immer noch 
gering. 

Aber auch die Nahrungsmittelproduktion der Industrieländer ist im Wandel: Die Verbraucher 
erwarten von der Landwirtschaft nicht mehr, sondern hochwertige Produkte. Das heißt, es 
wird nicht mehr Menge, sondern Qualität gefragt. Dies steht zwar im gewissen Widerspruch 
zu der Tatsache, daß bei Kaufentscheidungen der Preis immer noch eine sehr wichtige Rolle. 
spielt, jedoch gewinnen weitere Faktoren zunehmend an Bedeutung. Die Lebensmittelmärkte 
werden segmentiert, die Nachfrage nach verschiedenen Gütern ist immer schwerer zu pro­
gnostizieren. 

Das Gesundheitsbewußtsein der Bevölkerung wächst, und entsprechend den Empfehlungen 
von Ernährungsphysiologen wird weniger Fleisch konsumiert, und immer mehr möglichst 
„naturnahe", d.h. wenig verarbeitete Produkte werden nachgefragt. Innerhalb dieses Markt­
segmentes können Produkte des biologischen Landbaus angeboten werden. Auch die regio­
nale Nähe der Produktion zum Verbraucher ist von Bedeutung: Um die Qualität zu erhalten, 



46 

sind kurze Verkehrswege für frische, nicht verarbeitete Produkte absolute Notwendigkeit. 
Gleichzeitig gibt es .Modeerscheinungen" bei den heutigen Eßgewohnheiten: Schnell und 
schön essen ist „in"22

• Auf diesem Markt können Fertigprodukte verkauft werden, deren Ver­
arbeitungsgrad und Ursprung kaum mehr nachzuvollziehen sind. Aber allein schon aus den 
verschiedenen Lebensphasen ergeben sich verschiedene Verbraucherzielgruppen: Es gibt 
Produktmärkte für Säuglinge, Kleinkinder bis hin zu solchen für Senioren. 

Die Preis- und Marketingkonkurrenz spielt sich innerhalb und zwischen diesen unterschiedli­
chen Märkten ab. In dieser Situation kommt den verschiedenen Einstellungen zur Ernährung, 
der Konsumenteninformation und den Vermarktungsstrategien eine große Bedeutung zu. Auf 
eine abnehmende Rolle der Preise in den Kaufentscheidungen in einigen Marktsegmenten 
weist die folgende Beobachtung hin: „Obwohl die Preise für Produkte aus alternativer Erzeu­
gung deutlich höher sind als für konventionelle Produkte, geben Bio-Haushalte wegen ihrer 
anderen Verbrauchsstruktur weniger Geld für Ernährung aus als konventionelle Haushalte" 
(B.U.N.D. Misereor, 1996, S. 316). Dieses Verhalten ist aber nur dann möglich, wenn die 
Verbraucher gut informiert sind und sie ihren Informationen vertrauen können. Dies ist aber 
im allgemeinen nicht der Fall: „Der Verbraucher ist im heutigen Marktgeschehen relativ un­
informiert; der Anbieter durchschaut den Markt ungleich besser" (Oltersdorf, ibid). Das ist 
auch eine Folge der schon erwähnten Fehler in der Konsumenteninformation (siehe dazu 
Fußnote 17 im Kap. 3), aber eine vollständige Information ist wahrscheinlich bei der gegebe­
nen Größe der Märkte auch nicht mehr möglich: Man kann wohl auch vom informierten Ver­
braucher nicht erwarten, daß er sich in Lebensmittelchemie, Ernährungsphysiologie usw. 
auskennt. Dies erklärt, warum über ein geeignetes Lebensmittelkennzeichen hinaus die 
Einführung von Markenzeichen angestrebt wird, hinter denen ausreichend kontrollierte Wa­
ren stehen, deren Qualität man vertrauen kann. 

Die Biobauern haben daher die Chance, ihre Waren mit gesichertem Markenzeichen gut zu 
vermarkten. Allerdings sind die Möglichkeiten der direkten Vermarktung für den Einzelnen 
nur beschränkt, und auch die Ausnützung der logistischen Möglichkeiten, die durch die Zu­
sammenarbeit mit Supermärkten vergrößert werden, löst nicht alle Probleme: Die Verwen­
dung eigener Markenzeichen innerhalb der großen Ketten ist nicht möglich, und es gibt 
Stimmen die behaupten, daß die Lieferanten dem Diktat des Abnehmers ausgeliefert sind. 
Es gibt daher Bestrebungen, bauerneigene Verarbeitungsstationen und Erzeugergemein­
schaften zu bilden, um die Direktvermarktung und die Belieferung lokaler Läden effizienter zu 
organisieren (Vogl und Heß, 1996). Wie die Biobauern den Konsumenten besser erreichen, 
wie regionale Märkte aufgebaut werden können, ist eine Herausforderung für die Organisa­
tions- und Informationstätigkeiten der Verbände und der Agrarpolitik. Wenn Biolandbau nicht 
nur eine „Nische" bleiben sollte - was sowohl aus ökosozialen als auch aus ernährungsphy­
siologischen Gründen nur als ein erster Schritt einer Entwicklung angesehen werden sollte -
muß diesen Produkten besondere Beachtung geschenkt werden. „Den Verbrauchern muß 
bewußt werden, daß sie schon längst für die Verwaltung der Überschüsse und die Umwelt­
schäden der intensiven Landwirtschaft zur Kasse gebeten werden, wenn auch 'aus einem 
anderen Portemonnaie'. Die billigen Lebensmittel sind nur vermeintlich preiswerter23

, weil 

22 Es wäre sonst kaum vorstellbar, daß die sogenannte Antimatschtomate, eine fragwürdige "Errungenschaft" 
der Gentechnologie, sich verkaufen ließe: Sie schaut zwar frisch aus, enthält möglicherweise aber kaum noch 
C-Vitamine. Dies kann durch die lange Lagerfähigkeit entstehen, die offensichtlich der eigentliche Zweck der 
Erfindung war. Man ißt am besten gleich eine Vitamin-Tablette dazu, um sich gesund zu ernähren. 

23 Beispielsweise betrugen im Jahr 1995 die Förderungen der Landwirtschaft in Österreich nahezu 10 % der 
Ernährungsausgaben, d.h. etwa 10 % wurden aus ~em anderen Portemonnaie - aus Steuergeldern - finan­
ziert. 
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anderseits die gesellschaftlichen Kosten - und damit die Gesamtbelastung (Ausgaben für 
Lebensmittel, Steuern, Abgaben etc.) jedes Einzelnen - stetig steigen" (B.U.N.D. Misereor, 
1996, s. 314). 

Die zweite Gruppe der von der Landwirtschaft produzierten materiellen Outputs sind nach­
wachsende Rohstoffe. Das sind Öle, Fette, Kohlenhydrate (Zucker, Stärke), Faserstoffe, 
Lignocellulose, (Holz, Stroh) und Heilpflanzen. Ihre Erzeugung wurde in letzter Zeit aus 
agrarpolitischen und umweltpolitischen Motiven gefördert. Einerseits sollen diese Produkte 
zum Abbau der Überschußproduktion (hauptsächlich von Getreide) beitragen, anderseits 
besitzen Produkte aus nachwachsenden Rohstoffen vielfach den Vorteil, daß sie durch bio­
logische Abbaubarkeit die Umwelt in geringerem Ausmaß als herkömmliche Produkte bela­
sten. Zusätzlich kann eine verstärkte Nutzung nachwachsender Rohstoffe als Energieträger 
die COrEmissionen reduzieren. Durch die lange Vernachlässigung der Produktion von 
nachwachsenden Rohstoffen gibt es nicht nur Schwierigkeiten in ihrer Vermarktung und An­
wendung - also Schwierigkeiten, die in dem industriellen Bereich auftreten -, sondern auch 
Probleme in ihrer Produktion. „Der technologische Nachholbedarf nachwachsender Roh­
stoffe beginnt im Bereich Pflanzenbau und Pflanzenzüchtung. 1 ... 1 Daher stehen gegenwärtig 
vielfach keine Pflanzensorten zur Verfügung, deren Ertragsleistung befriedigend ist und die 
für technische Anwendungen optimiert sind" (Alber und Mikl, 1996). 

Ein weiteres Problem ist, daß die nachwachsenden Rohstoffe entweder technisch an­
spruchsvoll aufbereitet oder entsprechende neue Technologien zu deren Nutzung erarbeitet 
werden müssen. Fehlendes Grundwissen und Mangel an anwendungsorientierter Forschung 
erschweren derzeit eine Ausweitung ihrer Produktion. Dabei sind nachwachsende Rohstoffe 
ideal zur Schließung von Stoffkreisläufen, so daß in einer nachhaltigen Landwirtschaft nicht 
auf ihre weitverbreitete Erzeugung verzichtet werden kann. In die Diversifizierung der 
Fruchtfolgen können nachwachsende ·Rohstoffe sinnvoll integriert und zur Verwirklichung 
von Recycling-Strategien und Abfallverarbeitung eingesetzt werden. Allerdings müssen bei 
ihrer Produktion auch die Regeln der umweltfreundlichen Landbewirtschaftung eingehalten 
werden, denn: „Im Rahmen der industrialisierten Landwirtschaft produzierte nachwachsende 
Rohstoffe werden ihrem Namen nicht gerecht. Dazu ist eine grundlegende Umorientierung 
der Landwirtschaft hin zu Prinzipien der Nachhaltigkeit zwingend erforderlich" (ebenda, 
S. 263). 

Ein besonderes Erfordernis der Umweltverträglichkeit der Produktion von Biomasse entsteht 
aus der überhöhten gesellschaftlichen Aneignung der jährlichen Nettoprimärproduktion: 
Nachwachsende Rohstoffe müssen als Substitute für Überschußprodukte hergestellt wer­
den. Wenn sie als zusätzliche Produkte eingeführt werden sollen, wären die ökologischen 
Auswirkungen negativ, da weitere Energiemengen aus den Ökosystemen entzogen würden. 
Auch kann man nicht erwarten, daß fossile Brennstoffe durch Biomasse völlig ersetzt werden 
können, weil in den achtziger Jahren der Gesamtenergieinput Österreichs jene Energiemen­
ge überschritten hat, die die jährliche Nettoprimärproduktion ausmacht. Das heißt, eine Sub­
stitution der fossilen Energie durch Bioenergie - bei der jetzigen Energieintensität der Pro­
duktion - ist rein mengenmäßig nicht machbar (Fischer-Kowalski et al. 1997, S. 93). Wei­
ters sollte man bedenken, daß mit flächendeckendem ökologischem Landbau mehr C02 ein­
gespart würde als mit der Substitution fossiler durch nachwachsende Rohstoffe (Lemke, 
1997). Auch wenn man vor der Überschätzung des Potentials nachwachsender Rohstoffe 
bei der Lösung von Umweltproblemen warnen muß, muß betont werden, daß ihre Erzeugung 
zur Nachhaltigkeit wesentlich beitragen könnte: Nach Berechnungen des österreichischen 
Biomasse-Verbandes könnte das österreichische Biomasseprogramm den jährlichen COr 
Ausstoß um 4,5 Millionen Tonnen reduzieren, die Eigenversorgung mit Energie um fünf Pro-
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zent steigern und 30.000 Dauerarbeitsplätze schaffen (Österreichischer Biomasse-Ver­
band, 1997). Zusätzlich wären die regionalen Wirtschaftskreisläufe gestärkt, und durch neue 
Technologien könnten sich Exportchancen eröffnen. Dies würde zur Besserung der regiona­
len sozioökonomischen Situation beitragen. 

Als Nebenprodukte der Landwirtschaft werden auch ökologische und soziokulturelle "goods 
and bads" erzeugt, die in der Ökonomie für gewöhnlich als Externalitäten bezeichnet werden. 
Umweltschäden, die durch die Landwirtschaft verursacht werden, sind die ökologischen 
"bads"; chemische Belastungen des Grundwassers und des Bodens, Erosion, Treibhausef­
fekt, Verarmung der biologischen Vielfalt usw. Diese sind bekannt und wurden im Zusam­
menhang mit der Umweltverträglichkeit der Landwirtschaft schon eingehend diskutiert (z.B. 
Hofreither und Sinabell, 1994, Nationaler Umweltplan, 1995). Auch die Erhebung der 
Belastungsindikatoren ist auf diese Schäden ausgerichtet (EU-Commisslon, 1998). 

Weniger Aufmerksamkeit wurde bis jetzt den soziokulturellen "goods and bads" geschenkt: 
Sie wurden hauptsächlich im Zusammenhang mit der Multifunktionalität der Landwirtschaft 
beschrieben (z.B. Pevetz, 1998). Entsprechend dem Funktionskonzept für die Land- und 
Forstwirtschaft werden dabei (ebenda) folgende Funktionen definiert: Erzeugungsfunktionen 
(die im wesentlichen der Sicherung der hier als materielle Outputs beschriebenen Nahrungs­
und Rohstoffproduktion entsprechen), Raumfunktionen, ökologische Funktionen, sowie touri­
stische und soziale Funktionen. Aus der Sicht der Nachhaltigkeit sind diese Funktionen als 
integrierte Bestandteile der Funktionsweise des Gesamtsystems "Mensch-Natur" anzusehen, 
die sich aus dem gesellschaftlich organisierten Produktionsprozeß ableiten. Ob und in wel­
chem Maße die hier aufgelisteten Funktionen von der Landwirtschaft gesichert werden kön­
nen, hängt davon ab, inwiefern sie nachhaltig ist, und umgekehrt: Eine ausreichende Siche­
rung dieser Funktionen ist notwendig, um die drei Kriterien von Nachhaltigkeit, nämlich Sta­
bilität, Resilienz und Reproduktionsfähigkeit zu erfüllen. Anders ausgedrückt: Nachhaltigkeit 
als allgemeines Funktionalitätsprinzip beinhaltet die Sicherung dieser konkret für die Land­
wirtschaft spezifizierten Funktionen. Wo diesem Funktionalitätsprinzip nicht gefolgt wird, 
werden auch die spezifizierten Funktionen nicht oder nur ungenügend erfüllt. 

Am Beispiel der Problematik von Ackerlandschaften sollen diese Zusammenhänge veran­
schaulicht werden. In diesen Gebieten sind - durch die großflächige Intensivierung des Ak­
kerbaues - eine Verarmung der Artenvielfalt, Bodenerosion, hohe Stickstoffemissionen, 
Auswaschungen von Phosphaten und Pflanzenschutzmitteln und zunehmend auch Grund­
wasserabsenkungen zu beobachten. Neben diesen Mängeln der Erfüllung erwünschter öko­
logischer Funktionen bestehen aber oft auch Mängel in der Erfüllung von Raumfunktionen: 
Infrastruktur, Besiedelung und Nahversorgung entwickeln sich ungünstig. Die lokale Ar­
beitsmarktsituation verschlechtert sich, die Zahl der Pendler nimmt zu. Zusätzliches Ein­
kommen durch den Tourismus ist in diesen Regionen wegen deren landschaftlicher Unat­
traktivität kaum zu erzielen. Damit sind jene Funktionen, die als Multifunktionalität der Land­
wirtschaft angesehen werden, unzureichend erfüllt. 

Neben den schon erwähnten ökologischen Problemen, die vor allem durch die starke Spe­
zialisierung und unausgeglichene Nährstoffbilanzen entstanden sind, ist auch die Störanfäl­
ligkeit der Agroökosysteme in diesen Gebieten hoch: Jene Abhängigkeiten, die eine "Sand­
wich-Landwirtschaft" charakterisieren - Abhängigkeit von der Energieversorgung, vom Wis­
sen von außen, von den konzentrierten Strukturen in den vor- und nachgelagerten Sektoren 
usw., - sind hier am stärksten zu beobachten. Der Anteil des biologischen Landbaus ist hier 
am niedrigsten in Österreich. Die Ressourcen, die zu einer eigenständigen Regionalent-
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wicklung notwendig sind, sind kaum vorhanden. Damit gestaltet sich die Wirkungsweise der 
kritischen Faktoren der Nachhaltigkeit in diesen Regionen entgegen den Erfordernissen 
nachhaltiger Entwicklung. 

4.4 Was ist Effizienz? 

Aus der Analyse des Produktionsprozesses der Landbewirtschaftung geht hervor, daß die 
Beurteilung seiner Effizienz äußerst schwierig ist: Da sowohl zwischen den Inputs als auch 
zwischen den Outputs neben physisch-materiellen Faktoren auch biologische, sozioökono­
mische und kulturelle Entwicklungen eine große Rolle spielen, ist es fraglich, ob und wie die 
totale Faktoreffizienz eines solchen Prozesses (das Verhältnis zwischen den gesamten Out­
puts und den gesamten Inputs) definiert werden kann. Was ist gemeint, wenn davon die Re­
de ist, daß eine Steigerung der Effizienz der Landwirtschaft angestrebt wird? 

Wenn eine zunehmende individuelle (betriebliche} Effizienz aus der Sicht der Nachhaltigkeit 
oft unerwünschte Folgen mit sich bringt (wie z.B. Spezialisierung, unausgeglichene Nähr­
stoffbilanzen, Abbau von Arbeitskräften und . ähnliches, die zu ökologischen Schäden und 
ungenügender Sicherung der räumlichen und sozialen Funktionen der Landwirtschaft füh­
ren), muß überprüft werden, ob der derzeitige Begriff der betrieblichen Effizienz sinnvoll ist. 
Dabei muß auch darauf hingewiesen werden, daß der Begriff der betrieblichen Effizienz häu­
fig verzerrt gebraucht wird. 

Die ökonomische Effizienz eines Betriebes hängt von seiner Preiseffizienz, von seiner Ska­
leneffizienz und von der im Englischen als .efficiency of scope" genannten Effizienz ab. 

Die Preiseffizienz zeigt, inwieweit der Betrieb die für ihn zur Verfügung stehenden Ressour­
cen so einsetzt, daß bei den bestehenden Preisen von Inputs und Outputs sein Gewinn 
möglichst hoch ist. Daher wird dies auch als Allokationseffizienz bezeichnet. Es geht aber 
nicht nur darum, daß ein Betrieb zu einem gegebenen Zeitpunkt eine optimale Allokation 
seiner Ressourcen erreicht, sondern vielmehr wird gefragt, ob der Betrieb im laufe der Zeit 
so wirtschaftet, daß seine Ressourcenallokation bei den sich von Jahr zu Jahr verändernden 
Preisrelationen möglichst effizient ist. Es ist offensichtlich, daß zu stark spezialisierte Betrie­
be einen Nachteil hinsichtlich ihrer Preiseffizienz haben, weil eine Umstellung eines Produk­
tionsprofils nur mit einer Zeitverzögerung möglich und mit Kosten verbunden ist, so daß eine 
flexible optimale Allokation der Ressourcen erschwert wird. In diesem Sinne kann man sa­
gen, daß spezialisierte Betriebe dem Markt stärker ausgeliefert sind als Betriebe mit weniger 
ausgeprägtem Produktionsprofil. (Man denke an das Problem des optimalen Portfolios im 
Finanzbereich.) Dagegen können spezialisierte Betriebe eine höhere Skaleneffizienz errei­
chen, da sie bei entsprechend großer Produktion die Stückkosten niedrig halten können. 
Demnach spielt die Skaleneffizienz bei der Erzeugung von Massenprodukten eine bedeu­
tende Rolle. Und die .efficiency of scope" schließlich drückt aus, wie der Betrieb durch seine 
innere Flexibilität verschiedene Produktionsprozesse miteinander so kombinieren kann, daß 
die Gesamtkosten der Erzeugung der Güter niedriger sind, als wenn sie separat produziert 
worden wären24

. Dabei kommt es für den Betrieb in erster Linie auf die Flexibilität der einge­
setzten Kapitalgüter, vor allem der Maschinen an (Binswanger, 1992). Naturgemäß können 
hochspezialisierte Betriebe oder Betriebe mit stark spezialisierter Ausrüstung (wie z.B. com-

24 Es soll nur an die früher erwähnte 0 efficiency of scope" der Saatgut- und Chemieindustrie erinnert werden: Mit 
der Erzeugung von komplementären Produkten wird bei gleichbleibenden Kosten eine höhere Nachfrage in-
duziert, so daß höhere Gewinne erreicht werden. · 
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puterunterstützte Fütterungs- und Melksysteme) ihre „efficiency of scope" nur schwer ver­
bessern. Die Änderung des Output-Mixes, die Reaktion auf Preisänderungen ist nur begrenzt 
möglich. 

Der technische Fortschritt kann zur Erhöhung der ökonomischen Effizienz - bei allen ihren 
drei hier aufgezeigten Teilbereichen beitragen. Allerdings ist auch in diesem Punkt eine 
Neuorientierung angesagt. Der bisherige technische Entwicklungspfad hat als Ziel haupt­
sächlich die Steigerung der Skaleneffizienz verfolgt, mit den bekannten ökologischen Folgen: 
Beispiel hierfür sind der intensive Einsatz von Chemikalien, zu große und spezialisierte Ma­
schinen, usw. 

Die Spezialisierung wirkt sich aber auch auf die ökologische Effizienz des Betriebes negativ 
aus. Wie schon im Kap. 3.2.2 erwähnt, besteht in der Fachliteratur ein breiter Konsens dar­
über, daß die ökologische Effizienz durch Material- und Energiebilanzen, durch die Darstel­
lung der betrieblichen Stoffflüsse gut berechenbar ist. Die Anwendung einfach adaptierbarer 
Modelle (z.B. Geißler und Reiner 1995), die es den Landwirten ermöglichen, die Nährstoff­
flüsse ihrer Betriebe nachzuvollziehen sowie der Einsatz von betrieblichen Umweltinformati­
onssystemen (BUIS) (Haasis, 1997) könnten den Landwirten ermöglichen, ein integriertes 
Umweltmanagement zu entwickeln und ihre ökologische Effizienz zu steigern. Mit dem Erar­
beiten eines umweltbezogenen betrieblichen Rechnungswesens soll den Landwirten ein 
weiteres Instrument angeboten werden, das ihnen hilft, ihre Aktivitäten entsprechend ihren 
ökonomischen und ökologischen Auswirkungen zu analysieren. 

Der Begriff der betrieblichen Effizienz sollte sowohl die ökologische als auch die ökonomi­
sche Effizienz beinhalten, wenn die Umweltverträglichkeit der Produktion angestrebt wird. 
Während diese Effizienzbegriffe, und damit die betriebliche Effizienz, entsprechend den oben 
beschriebenen Konzepten und Verfahren umfassend bestimmt werden können, ist die Be­
urteilung der Entwicklung der begleitenden sozialen Auswirkungen der Produktionsprozesse 
keinesfalls eindeutig, weil sie von den gesellschaftlichen Präferenzen abhängig ist. Aus die­
sen Präferenzen ergeben sich, zusätzlich zur Umweltverträglichkeit, auch andere Ziele, etwa 
Nachhaltigkeit, Multifunktionalität, bäuerliche Landwirtschaft u.ä. Die Effizienz des Produkti­
onsprozesses der Landwirtschaft als Ganzes kann nur im Zusammenhang mit den gesetzten 
Zielen ermittelt werden. 
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5 Handlungs-Not-Wendigkeiten 

Welche Handlungs-Not-Wendigkeiten für die Agrarpolitik bestehen, hängt davon ab, welche 
Ziele man verfolgen will. Wenn man als oberstes Ziel Wettbewerbsfähigkeit voraussetzt - wie 
das in der Agenda 2000 der Fall ist - muß man sich fragen, inwieweit die anderen deklarier­
ten Ziele, etwa Umweltverträglichkeit, Sicherung der Vielfalt von Produktionsmethoden und 
regionalen Entwicklungsmöglichkeiten sowie der Beschäftigung, mit diesem Ziel kompatibel 
sind. Erst wenn die Prioritäten und die wahrscheinlichen Auswirkungen des Zielkatalogs so­
wie ihre mögliche gesellschaftliche Akzeptanz ausdiskutiert werden, können Fragen der Um­
setzung, der angewendeten Instrumente und konkrete Vorschläge zur Ausgestaltung der 
Politik untersucht werden. 

Die Wissenschaft kann in diesem gesellschaftlichen Prozeß die Rolle eines Mediators der 
Kommunikation spielen, der Sichtweisen, Bilder und Metaphern dafür liefert, wie wir die Pro­
blemlage und unsere eigene Eingebundenheit darin wahrnehmen. Damit kann sie den kol­
lektiven Lernprozeß unterstützen und bei der Suche nach Lösungen, die auf gesellschaftli­
chem Konsens beruhen, behilflich sein. Sie ist aber nicht imstande, alleine Lösungen zu fin­
den, da diese als Ergebnis eines gesellschaftlichen Multilogs entstehen müssen, in dem 
mehrere „Wahrheiten" und mehrere Wertsysteme nebeneinander existieren. Eine wesentli­
che Aufgabe der Wissenschaft besteht auch darin, diese verschiedenen Sichtweisen darzu­
stellen und damit zur Strukturierung des Diskurses einen Beitrag zu leisten. 

Es werden daher hier zuerst Ziele und Zielkonflikte der europäischen Agrarpolitik aus der 
Sicht der Nachhaltigkeit untersucht und im nächsten Schritt verschiedene Möglichkeiten der 
Regelung, die zu einer nachhaltigen Entwicklung führen können, diskutiert. 

5.1 Ziele und Zielkonflikte 

Die Definition der Wettbewerbsfähigkeit als oberstes Ziel einer Politik beruht auf jener wohl­
fahrtstheoretischen Aussage der neoklassischen Ökonomie, daß Wettbewerb - durch die 
Ausnützung der komparativen Vorteile - zu Wohlfahrtsgewinnen führt. Daraus folgt aber, daß 
Wettbewerb an sich kein Ziel, sondern nur ein Instrument ist, das zum Erreichen des Zieles 
.Wohlfahrtsgewinn" eingesetzt werden kann. Die Beurteilung der Rolle des Wettbewerbes 
hängt demnach davon ab, wie Wohlfahrt definiert wird und wie dieses Ziel durch das Instru­
ment .Wettbewerb" erreicht werden kann. Auf die Kritik des Wohlstandsbegriffes der neo­
klassischen Ökonomie soll hier nicht eingegangen werden (aber siehe dazu Neunteufel 
1997), nur die Frage soll untersucht werden, ob eine globale Internationalisierung des Wett­
bewerbes tatsächlich zum Wohlfahrtsgewinn (im Sinne der Neoklassik) - dem eigentlichen 
Ziel - führt. 

Neuere Entwicklungen der Außenhandels- und Wachstumsökonomie weisen auf die Fragili­
tät der wohlfahrtsökonomischen Aussage der neoklassischen Faktorproportionen-Theorie 
hin25

, mit der die globale Liberalisierung traditionell gerechtfertigt wird. „Wenn externe Ska­
lenerträge das bestimmende lntemationalisierungsmotiv sind - und einige Indizien weisen 
darauf hin, daß die Struktur des Welthandels von der Existenz externer Skalenerträge we­
sentlich mitbestimmt wird - können die Wohlfahrtsgewinne nicht nur ungleichmäßig auf ein­
zelne Länder verteilt sein, sondern auch auf Kosten von beteiligten Ländern gehen" (Hahn, 
1997). Das heißt, daß es bei der Liberalisierung des Welthandels nicht nur Gewinner, son-

2s Diese Theorie erklärt den internationalen Handel und die dadurch möglichen Wohlfahrtsgewinne zwischen 
Ländern in erster Linie mit deren unterschiedlicher Ausstattung mit Produktionsfaktoren. 
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dem auch Verlierer gibt. Zwar waren in der früheren Phase der Globalisierung eindeutig die 
Industrieländer die Gewinner, aber auf lange Sicht garantiert die Globalisierungsdynamik 
dies auf keinen Fall: Phasen von Divergenz und von Konvergenz in der Einkommensent­
wicklung in den verschiedenen Ländern können einander abwechseln, womit internationale 
Konflikte vorprogrammiert sind. Diese seit den frühen achtziger Jahren entwickelte differen­
ziertere und dynamische Sichtweise der Außenhandelsökonomie über das klassische Frei­
handelsdogma blieb aber offensichtlich auf die akademische Welt beschränkt, denn das alte 
Dogma dominiert - unter der Schirmherrschaft des GA TT/WTO - wie nie zuvor die gegen­
wärtige Neugestaltung der Weltwirtschaftsordnung. Megafusionen im Industrie- und Finanz­
bereich zeigen, daß es sich eher um die Stabilisierung bzw. Ausdehnung der Einflußbereiche 
als um einen Wettbewerb im klassischen Sinne handelt: Die Flugzeug- und Autoindustrie, 
Saatgut- und Chemieindustrie, aber auch die Softwareindustrie liefern genügend aktuelle 
Beispiele. Eine zunehmende Instabilität der Weltmärkte ist besonders auf dem Finanzsektor 
zu beobachten. „Die Deregulierung des Kapitalverkehrs hat uns z.B. die Volatilität der Fi­
nanzmärkte beschert, die mittlerweile das gut 50fache der Gütermärkte betragen und binnen 
zweier Tage das Volumen des gesamten jährlichen Weltgüterhandels bewegen. Weil ein 
Großteil der investierten Summen aus Pensions- und Investitionsfonds stammt, ist damit ein 
Element von Kurzfristigkeit in das System eingezogen, welches der Idee der Nachhaltigkeit 
des Wirtschaftens abträglich ist" (Lester Thurow, zitiert durch Schneider, 1997). 

Das Unbehagen, das aus dieser Entwicklung entstanden ist, führte zu jenen scharfen Dis­
kussionen, die durch das Buch „Die Globalisierungsfalle" (Martin und Schumann, 1996) 
ausgelöst wurden: Gegner und Befürworter der Liberalisierung beschränken sich aber oft auf 
die Ablehnung oder Annahme des klassischen Freihandelsdogmas. Eine wesentlich diffe­
renzierte Beurteilung der Liberalisierung wurde durch Die Gruppe von Lissabon (1997) er­
arbeitet, die - wie schon im Kap. 3.3 erwähnt - auch auf die Rolle der Kooperation bei der 
Lösung von derzeit bestehenden Problemen hingewiesen hat. Da Kooperation eine Ein­
schränkung des Wettbewerbes bedeutet, die in einigen Bereichen der Nachhaltigkeitspolitik 
notwendig ist, sollen einige Argumente dafür hier ausführlicher besprochen werden. 

Eine weitere Liberalisierung könnte für die Umweltprobleme besonders schwerwiegende 
Folgen haben, denn diese sind im Regelfall mit sogenannten externen Effekten gekoppelt. 
Wenn diese Effekte - durch direkte Verhandlungen, durch die Modifikation von Preisen usw. -
internalisiert werden könnten, wären freie Märkte ein effizientes Instrument der Ressourcen­
allokation26. Die spieltheoretische Betrachtung des Problems - etwa an Hand des Coase­
Theorems, das aussagt, daß externe Effekte unter bestimmten Voraussetzungen internali­
siert werden können - zeigt aber, daß dies nicht möglich ist, wenn die Verhandlungspartner 
bzw. die Akteure private Informationen besitzen, d.h. die Informationsverteilung asymme­
trisch ist. Die Asymmetrie der Informationen führt zu Situationen, die als soziale Dilemmas 
bezeichnet werden. Diese sind dadurch gekennzeichnet, daß individuell rationale strategi­
sche Entscheidungen zu kollektiv „irrationalen" Ergebnissen (Gleichgewichten) führen. „Die 
mit externen Effekten verbundenen Allokationsprobleme, und damit eben auch die meisten 
Umweltprobleme, sind in einem dezentralen System, das allein auf individuellen Entschei­
dungen beruht, nicht zu lösen, weil eine Lösung Kooperation und damit [im Sinne der Main­
stream-Ökonomie! M.N.] irrationales Verhalten voraussetzt" (Weimann, 1995). Dieser Kon­
flikt kann weder mit der Annahme von altruistischem Verhalten (d.h. durch die Einbeziehung 
des Wohles der anderen in die eigene Nutzenfunktion) noch mit der Annahme eines strikten 

26 An dieser Stelle soll aber auch daran erinnert werdefl, daß die Frage der Nachhaltigkeit nicht auf die Frage 
der Ressourcenallokation beschränkt werden darf! 
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"Schwarzfahrerverhaltens" aufgelöst werden: Beide Annahmen führen zu Resultaten, die 
empirisch nicht plausibel sind. Sowohl in der Realität als auch im Experiment kann man ko­
operatives Verhalten beobachten. 

Auch wenn das Verhalten nicht strikt eigennützig ist, reicht offensichtlich die vorhandene Ko­
operationsbereitschaft nicht aus, Umweltprobleme zu lösen. Vielmehr ist es notwendig, An­
reiz- oder Zwangsmechanismen zu schaffen, die dort zu Effizienzsteigerungen führen, wo 
keine Kooperation entsteht. Welche Möglichkeiten hat der Staat oder andere gesellschaftli­
che Organisationen, das öffentliche Gut "Umweltqualität" zu erstellen? Selbst in dem ein­
fachsten Fall, wenn man einen "wohlwollenden Planer" annimmt, kann die Bereitstellung der 
öffentlichen Güter nur dann sichergestellt werden, wenn sich die Individuen kooperativ ver­
halten. Dies hat nach Weimann (ebenda) drei Gründe: 

- Demokratie ist ein öffentliches Gut, das ausschließlich durch individuelle Beiträge herge­
stellt werden kann. (Auch das Nicht-Wählen wäre ein „Schwarzfahrerverhalten", da der 
Nicht-Wähler die Anstrengungen der Wähler ausnützt!) 

- Die Notwendigkeit der Kooperation entsteht aus dem Informationsmangel zwischen den 
Bürgern und dem „wohlwollenden Planer", daraus, daß der "wohlwollende Planer" die Prä­
ferenzen der Bürger nicht kennt bzw. nicht kennen kann. Eine wahrheitsgemäße Präfe­
renzoffenbarung der Bürger wäre vielfach gleichbedeutend mit dem Verzicht auf einen 
strategischen Vorteil. Eine solche Präferenzoffenbarung ist aber nur dann zu erwarten, 
wenn die Individuen sich kooperativ verhalten. 

- Die zunehmende Internationalisierung macht aber auch deutlich, daß der Begriff des 
wohlwollenden Planers eine Fiktion ist: Eine große Gruppe von unabhängigen Staaten 
muß sich kooperativ verhalten, um effiziente Lösungen erreichen zu können. Daher stellt 
sich wieder die Frage, welche Bedingungen unter den Staaten erfüllt werden müssen, 
damit kooperatives Verhalten entstehen kann. Wie auch das wohlbekannte Gefangenen­
Dilemma zeigt, ist dies eine Frage der Kommunikation und der Informationsverteilung. 

Die Informationsverteilung bildet auch den Kern des in der Fachliteratur als Principal-agent­
Problem bekannten Phänomens. Der Principal (Staat, politischer Entscheidungsträger, Ei­
gentümer usw.) hat im allgemeinen andere Ziele als die einzelnen Akteure (einzelne Bürger, 
Unternehmer, Manager usw.) und einen Informationsnachteil ihnen gegenüber: Er kennt we­
der ihre Präferenzen noch deren Informationsstand, Möglichkeiten usw. Nun ist die Frage, 
wie die Informationen und Interessen des Principals und der Agenten in Übereinstimmung 
gebracht werden können, um das Verhalten der Agenten zum Vorteil des Principals - der 
z.B. in Umweltfragen die Interessen der Gesellschaft vertritt - sicherzustellen. 

Die Informationsverteilung muß aber von jeweils zwei Seiten aus betrachtet werden: Erstens 
muß man beachten, daß private Informationen, die man nicht preisgibt, strategische Vorteile 
bringen können und somit zu gesellschaftlich ineffizienten Resultaten führen. Zweitens muß 
man sich aber auch fragen, ob die Agenten ihrerseits über ausreichende Informationen ver­
fügen, die dazu notwendig sind, sie zu einem kooperativen Verhalten zu veranlassen. Wie 
kann man erwarten, daß Menschen ihr Verhalten ändern, wenn sie nicht ausreichend infor­
miert sind? 

Umweltinformationen sind typische öffentliche Güter, die nicht notwendigerweise von jedem 
nachgefragt werden. Der einzelne hat üblicherweise keinen Anreiz, Beiträge zur Erstellung 
eines öffentlichen Gutes zu leisten, und er mag wenig bereit sein, Zeit und Geld für die Be­
schaffung dieser Informationen zu opfern. Die Aufgabe des Principals ist es daher, ein Infor­
mationsnetz zu schaffen, das diese Lücken schließt. Weiters muß gesichert werden, daß alle 



54 

Agenten informiert sind und sie auch darüber Bescheid wissen, ob auch alle anderen infor­
miert sind. Deshalb muß der Principal für die kontinuierliche Aufrechterhaltung und Offenheit 
der Informationskanäle sorgen. 

Die Weiterführung dieser Gedanken - wer die Rolle des Principals in den Umweltbelangen 
spielen kann und soll, welche Möglichkeiten er hat, seine Aufgaben zu erfüllen usw., leitet 
aber zum nächsten Thema über, zu Möglichkeiten einer Regelung, die in den nächsten Ab­
sätzen besprochen werden. Es soll daher hier zusammenfassend zur Frage der Wettbe­
werbsfähigkeit festgehalten werden, daß ihre Steigerung - nach den derzeitigen Regelungen 
der Weltmärkte, bei denen u.a. die Lukrierung externer Skalenerträge27 einen wesentlichen 
Antrieb zur weiteren Liberalisierung darstellt - nach Einsichten der modernen Außenhan­
delsökonomie für einige der Handelspartner Wohlfahrtsverluste verursachen kann. Damit ist 
die Effizienz des Wettbewerbes als ein Instrument zur Steigerung der allgemeinen Wohlfahrt 
(wenn dies als ultimatives Ziel festgesetzt ist) nicht notwendigerweise gesichert. Die Interna­
lisierung von Externalitäten (z.B. „Umweltqualität") bedarf bei asymmetrischen Informationen 
der Akteure - die bei Umweltproblemen der Regelfall sind - der Kooperation. Damit führt ein 
ausschließlich auf Konkurrenz aufbauender internationaler Wettbewerb im Umweltbereich 
zur Ineffizienz. Die höchste Priorität des (internationalen) Wettbewerbes als politisches Ziel 
muß daher auf jeden Fall hinterfragt werden, weil sie keine Garantie zur Schaffung von 
Wohlfahrtsgewinnen und keine Lösung des Informationsproblems geben kann. 

Allerdings können Umweltprobleme nicht einfach durch Protektionismus gelöst werden: Die 
Frage nach Kooperation, Informationsbeschaffung und -ausstattung der Akteure, die grund­
sätzliche Vorbedingungen einer effizienten Regelung sind, kann nicht in einer derart einfa­
chen Weise beantwortet werden. 

Mit der Liberalisierung des Welthandels wuchs das Volumen des Welthandels schneller als 
die weltweite Produktion. Es stellt sich daher auch die Frage, welche Auswirkungen der 
Handel auf die Umwelt hat. Es können vier umweltrelevante Aspekte des Handels erwähnt 
werden (Franke, 1996): 

• Handel ist mit Transport verbunden, der direkt Umweltbelastungen zur Folge hat. Der 
größte Teil dieser Umweltbelastungen geht auf die Emissionen durch die Verkehrsmittel 
zurück, aber auch die Bereitstellung von Infrastruktur und Fahrzeugen verursacht Um­
weltschäden (z.B. zunehmende Versiegelung der Landschaft, Entsorgung usw.). 

• Handel ist im allgemeinen mit Wirtschaftswachstum verbunden. Wirtschaftswachstum 
wirkt sich auf die Umwelt sowohl positiv (indem mehr Mittel für den Umweltschutz bereit­
gestellt werden können) als auch negativ (erhöhter Ressourcenverbrauch, höhere Schad­
stoffemissionen bei der Produktion und Konsumption) aus, sodaß dieser Effekt von Fall zu 
Fall zu beurteilen ist. 

• Handel fördert die Spezialisierung und verändert die internationale Produktionsstruktur. 
Auf die negativen Effekte der regionalen Spezialisierung in der Landwirtschaft wurde 
schon des öfteren in dieser Arbeit hingewiesen. Weitere negative Umwelteffekte können 
durch die unterschiedlichen Umweltstandards und das dadurch entstehende Öko­
Dumping verursacht werden. 

• Handel beeinflußt die Struktur des Verbrauchs. In welche Richtung sich diese Tatsache 
auswirkt, hängt davon ab, wie sich das globale Güterangebot gestaltet. 

21 Es soll in diesem Zusammenhang einmal mehr erwähnt werden, daß Skalenerträge üblicherweise durch 
Spezialisierung erhöht werden können, die in der Landwirtschaft häufig mit unerwünschten ökologischen 
Auswirkungen gekoppelt ist. Damit wären auch eve.ntuelle ökonomische Vorteile zunichte gemacht. 
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Diese "Nebeneffekte" eines zunehmenden Handels müssen jedenfalls auch in Betracht ge­
zogen werden, wenn die Rolle internationalen Wettbewerbes in der nachhaltigen Entwick­
lung beurteilt werden soll. 

Für die Landwirtschaft sind jene Effekte des Handels, die wachstumsfördernd sind, von be­
sonderem Interesse, da in diesem Fall ein direkter Widerspruch zur ökologischen Tragfähig­
keit besteht. Wenn in Österreich die gesellschaftliche Aneignung der jährlichen NPP schon 
etwa 40 % erreicht, so bedeutet das, daß dieser Wert aus Gründen, die bei der Beschrei­
bung der Arten-Energiefluß-Theorie erwähnt wurden, gesenkt werden sollte (siehe auch Fi­
scher-Kowalski et al. 1997). Demnach wäre als oberstes Ziel das Erreichen eines ökolo­
gisch tragfähigen Nutzungsniveaus zu definieren. Was ist aber die dazu kompatible „opti­
male Größe" der österreichischen Landwirtschaft? Es ist erstaunlich, daß über diese strate­
gische Größe noch kaum diskutiert wurde, obwohl Überlegungen zu dieser Größe zur Konsi­
stenz der verfolgten Ziele wesentlich beitragen könnten. 

Diese Größe kann aufgrund ausschließlich ökologischer Erkenntnisse nicht bestimmt wer­
den. Wie die Summe der gesellschaftlichen Aneignung der NPP gesenkt wird, etwa durch 
flächendeckende Extensivierung, durch Umstellungen auf biologischen Landbau, durch die 
Änderung des Produkt-Mixes (weniger tierische Produkte), durch Flächenstillegungen usw., 
hat nicht nur regional unterschiedliche ökologische, sondern auch weitreichende soziale Fol­
gen: Welche Einkommen, Energieinputs, Verteilung des agronomischen Wissens in der Be­
völkerung und welche Siedlungsstrukturen angestrebt werden - um nur einige der bisher dis­
kutierten kritischen Faktoren einer nachhaltigen Entwicklung zu erwähnen - steht in einem 
simultanen Zusammenhang mit der Größe der NPP-Aneignung. 

Wenn wir über das Politikziel „Strukturanpassung" sprechen, müssen wir uns auch fragen, 
an welche Strukturen wir uns eigentlich anpassen wollen. (Ähnlich wie bei der Wettbe­
werbsfähigkeit: Was ist das Ziel des Wettbewerbes?) Was ist das Ziel der Anpassung? 
Selbst wenn als Ziel eine Senkung der NPP-Aneignung allgemein akzeptiert wäre, könnte 
dies bei verschiedenen Strukturen erreicht werden? Welche von diesen Strukturen wäre als 
„optimal" anzusehen? Daß auch jene Strukturen, die mit Zielen „Wettbewerbsfähigkeit", 
„Standortvorteile" usw. kompatibel sind, verschieden sind, braucht kaum gesagt werden. 
Aber könnten sich eventuell Struktur-Mixe als „optimal" erweisen? Oder sind solche Mixe 
vom vornherein suboptimal, weil sie die Senkung des Nutzungsniveaus nicht in einem er­
wünschten Maß ermöglichen? 

Die Bedeutung des ökologischen Landbaus zur Lösung dieses Strukturproblems ist weitge­
hend anerkannt: „Der ökologische Landbau stellt bereits seit Jahrzehnten unter Beweis, daß 
eine ökonomisch und ökologisch tragfähige Land(schafts)bewirtschaftung möglich ist und 
zugleich Naturschutz betrieben und die Artenvielfalt (wieder) gesteigert werden kann. Eine 
flächendeckend extensive und umweltverträgliche Landnutzung dient mehr dem Naturschutz 
als die bisher praktizierte Ausweisung von Schutzgebieten. Für eine zukunftsfähige Landnut­
zung ist daher die Landwirtschaft flächendeckend auf ökologischen Landbau und die Forst­
wirtschaft auf naturnahen Waldbau umzustellen" (8.U.N.D. Misereor Hrsg. 1996, S. 78). Es 
besteht auch kein Zweifel, daß eine solche Umstellung der Landnutzung langfristig notwen­
dig sein wird. Die innerhalb der GAP-Reform gesetzten Maßnahmen (Preissenkungen und 
die sogenannten flankierenden Maßnahmen) führen zwar tendenziell zur Verringerung der 
Intensität der Produktion, jedoch reichen sie nicht aus, die Umweltbelastungen auf ein aus 
ökologischen Gesichtspunkten hinreichendes Maß zu senken. Zudem zeigen Modellberech­
nungen für Deutschland (Braun, 1995), daß die Preise, die die GAP-Reform vorsieht, bei 
jenen Landwirten, die auf biologischen Landbau umstellen, zu - durchschnittlich 14 %-igen -
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Einkommenseinbußen führen. Wenn man eventuelle Preiserhöhungen annimmt, können 
diese Verluste zum Teil ausgeglichen werden, allerdings haben verschiedene Betriebs­
typen - je nach Preisgestaltung - verschiedene Chancen. Im allgemeinen kann man jedoch 
feststellen, daß kleinere, vielseitige Betriebe bei der Umstellung in einer günstigeren Lage 
wären als die großen, spezialisierten Betriebe. Da mit einem flächendeckenden Umstieg auf 
ökologischen Landbau Produktionsverschiebungen stattfinden würden, sollte die EU eine 
solche Umstellung gemeinschaftlich machen, wobei auch ein entsprechender Außenschutz 
notwendig wäre, um die Einkommenseinbußen ausgleichen zu können. Anderenfalls könnte 
die Größe der europäischen Landwirtschaft, gemessen an der Zahl der Landwirte, unter das 
„optimale" Niveau sinken. 

Auch wenn die Verwirklichung eines EU-weiten flächendeckenden Umstiegs auf biologi­
schen Landbau derzeit nicht aktuell erscheint, sollte die EU den biologischen Landbau wei­
terhin fördern (etwa durch Verteuerung einiger Inputs, mit einer Schritt-für-Schritt-Einfüh'rung 
von Vorschriften artgerechter Tierhaltung, Begrenzung des Futtermittelzukaufs, usw.), um 
diesen als langfristiges Ziel verfolgen zu können. Ein flächendeckender biologischer Land­
bau könnte sowohl die Senkung der NPP-Aneignung bewirken (es sei an die Überlegungen 
zur Energieintensität der Landwirtschaft erinnert) und wäre auch am besten geeignet, jene 
sozioökonomischen Strukturen zu sichern (man denke an das Wissenssystem der Landwirt­
schaft und die sogenannte Multifunktionalität), die zu einer nachhaltigen Entwicklung not­
wendig sind. 

Die derzeitige Entwicklung der europäischen Landwirtschaft führt in Richtung einer dualisti­
schen Landwirtschaft: Durch die Förderung des biologischen Landbaus einerseits und durch 
die Weiterführung der industrialisierten Landbewirtschaftung entsprechend dem produktivi­
stischen fordistischen Modell anderseits, entstehen zwei, ihrer Logik und ihrem System nach 
völlig unterschiedliche Arten von Landbewirtschaftung nebeneinander (Tovey, 1998). Dieser 
Weg könnte zwar theoretisch zur Verbesserung der Umweltverträglichkeit26 der Produktion 
beitragen, würde jedoch die sozioökonomischen Erfordernisse der Nachhaltigkeit nicht er­
füllen. Für den industrialisierten Teil der Landwirtschaft bleibt damit weiterhin der „Sandwich­
Charakter" erhalten. Weiters würde eine solche dualistische Landwirtschaft zu unterschiedli­
chen Regionalentwicklungen (z.B. das in Österreich schon beobachtbare Ost-West-Gefälle) 
führen, die im Sinne der Nachhaltigkeit nicht erwünscht sind. Weiters sollten die Fragen ge­
klärt werden, wie groß der Anteil des biologischen Landbaus sein müßte, um die Resilienz 
des Systems (in einer Region, in einem Land, usw.) erhalten zu können, und ob das Auf­
rechterhalten eines solchen dualistischen Systems für die Gesellschaft kostengünstiger ist 
als der Umstieg auf flächendeckenden biologischen Landbau. Diesen Fragen sollte in dem 
aktuellen Diskurs über die Nachhaltigkeit der Landwirtschaft und über die Zielkonflikte der 
derzeitigen Politik mehr Aufmerksamkeit geschenkt werden, wenn nicht die Risiken einer 
solchen dualistischen Entwicklung übersehen werden sollen. 

5.2 Regelungsbedarf auf verschiedenen Ebenen 

„The trick is not rules versus no rules, but finding the right rules", hat Lester Thurow einmal 
festgestellt. Für die Nachhaltigkeitspolitik gilt es in erster Linie - wie schon an Hand der 
Funktionsweise von Ökosystemen und der Problematik der Beschaffung der Informations­
grundlagen ausgeführt wurde - das richtige Niveau der Regelungen zu finden. Ich benütze 
hier den Ausdruck „Regelung" mit der Absicht, die breite Palette von möglichen Mechanis­
men zu betonen (Maßnahmen juristisch-legistischer Natur, ökonomische Instrumente, inter-

28 Man denke z.B. an die Zielsetzungen der sogenannten Präzisionslandwirtschaft. 
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nationale Abkommen, aber auch die Gestaltung der politischen Rahmenbedingungen im all­
gemeinen, die direkt dder indirekt das Verhalten der Leute beeinflussen), die im Sinne der 
Sozialkybernetik zur Regelung gesellschaftlicher Prozesse zur Verfügung stehen. 

Oie Effizienz der Regelungen wird von der Informationsausstattung der jeweiligen Entschei­
dungsträger und Akteure sowie von der logischen Konsistenz des Regelwerkes grundlegend 
bestimmt. Da die Regelungen der Aktivitäten, die an der Schnittstelle „Mensch-Umwelt" 
stattfinden, ihren erwarteten Auswirkungen entsprechend (soweit diese abzuschätzen sind) 
auf die betreffenden Ökosysteme abgestimmt werden müssen, müssen die Regelungen je­
weils auf dem Niveau getroffen werden, auf welchem die erforderlichen Informationen zur 
Verfügung stehen. Daraus ergibt sich einerseits, daß die gemeinsamen Prinzipien des Re­
gelwerkes, die seine Konsistenz sichern, der allgemeinen Funktionsweise von Ökosystemen 
entsprechen müssen, anderseits aber die konkrete Ausformulierung der Regelungen von 
den speziell betroffenen Ökosystemen abhängig sein muß, d.h. Regelungen auf verschiede­
nen Niveaus einander ergänzen, präzisieren und unterstützen sollen. Weiters ist es notwen­
dig, daß die verschiedenen ökonomischen und nicht-ökonomischen Regelungen untereinan­
der konsistent sind. 

Entsprechend diesen Überlegungen werden im folgenden zuerst einige Möglichkeiten glo­
baler Regelungen - internationale Umweltstandards, Handelsbestimmungen und Ressour­
cenbesteuerung - besprochen. Danach wird kurz die Frage der Konsistenz zwischen ökono­
mischen und nicht-ökonomischen Regelungen erwähnt, und schließlich wird auf einige In­
strumente regionaler Nachhaltigkeitspolitik hingewiesen, die besonders adäquat erscheinen, 
die Konsistenz zwischen den globalen Prinzipien und den regionalen Gegebenheiten zu ge­
währleisten. 

"A set of general principles would provide a uniform framework for environmental protection 
and make national environmental law more consistent from one country to another and more 
compatible with international environmental and trade law. 1- „1 General principles should pro­
vide the procedures for laying down concrete environmental standards, in other words 
,standards for standards"' (Altmann, 1994). Diese globalen Umweltstandards sollten durch 
direkte internationale Verhandlungen und durch Umweltabkommen und Konventionen fest­
gelegt werden. Obwohl dieser Weg der Umweltpolitik mit großen Schwierigkeiten verbunden 
ist - man denke nur an die Konflikte bei den Klimakonferenzen, an die scharfe Kritik der Um­
weltschützer an der Konvention für Artenvielfalt - erscheint eine direkte Regelung durch Um­
weltstandards zur Behebung eines spezifischen Umweltproblems sinnvoll. Indirekte Rege­
lungen, etwa durch Handelsrestriktionen, können zu Zielkonflikten (wie es bei den 
GA TT/WTO-Regelungen der Fall ist) und - wegen des erhöhen Komplexitätsgrades - zu un­
erwünschten Nebeneffekten führen. 

Wenn ein System von internationalen Umweltstandards und Konventionen angestrebt wird, 
ergibt sich die Frage, welche Institution für diese Aufgabe verantwortlich sein soll? Es gibt 
verschiedene Vorschläge, die Rolle von UNCED, UNEP oder der OECD auszudehnen, damit 
sie diese Aufgabe wahrnehmen können. Es gibt aber auch Überlegungen, eine globale Um­
weltorganisation zu gründen. Bei der politischen Brisanz des Themas ist eine allgemein ak­
zeptierte Lösung derzeit noch nicht in Sicht. Eine Erweiterung des Aufgabenbereiches der 
GATT/WTO durch Umweltbelange erscheint aber auf keinen Fall zielführend: Die Ziele die­
ser Organisation und die durch sie vertretene Auffassung von der Wohlfahrtsökonomie - wie 
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sie im vorherigen Absatz diskutiert wurde - können nicht als Voraussetzungen bewertet wer­
den, über die eine für Umweltstandards verantwortliche Institution verfügen sollte29 . 

Es muß auch bedacht werden, daß das GATTIWTO-Regime nur produktbezogene, nicht 
aber prozeßbezogene Standards als Begründung von Handelsrestriktionen anerkennt. Dies 
bedeutet, daß ein Land produktbezogene Umweltschutzanforderungen auch an gleichartige 
importierte Produkte stellen kann, soweit inländische und importierte Produkte gleichbehan­
delt werden. Eine Beurteilung von Gütern nach den umweltschädlichen Wirkungen ihres 
Herstellungsprozesses ist aber prinzipiell GATT-widrig30

. Ähnlich kann man aus Gründen von 
Sozialdumping (Kinderarbeit!}, Ressourcenausbeutung (Abholzung von Tropenwäldern) usw. 
keine differenzierten Handelsbeschränkungen treffen. Für diese Zwecke werden separate 
Standards und Konventionen für solche Anliegen als effizientere Instrumente angesehen. 31 

Deren Prioritäten und ihr Verhältnis zu den GA TT/WTO-Regelungen müssen jedoch geklärt 
werden. Die Bedeutung internationaler Umweltabkommen würde zunehmen, wenn sie gene­
rell von den GATT/WTO-Regeln befreit würden. Die bestehenden Freihandelsregeln sollten 
demnach so modifiziert werden, daß internationale Umweltabkommen mit handelsbeschrän­
kender Wirkung explizit zugelassen würden. 

Obwohl die Fragen der Ökosteuern schon im Kap. 2.3 kurz behandelt wurden, sollen sie hier 
noch einmal besprochen werden, weil sie in der europäischen Agrarpolitik - und damit als 
eine Regelung auf internationaler Ebene - eine bedeutende Rolle spielen könnten. Nutzin­
ger (1994) wies z.B. nach, daß durch den supranationalen Charakter des Gemeinsamen 
Agrarmarktes ein „Schwarzfahrerverhalten" der Mitgliedstaaten in der Gestaltung ihrer land­
wirtschaftlichen Umweltpolitik ermöglicht wird. „Member countries will not attach much im­
portance to savings on the EU-budget due to reduced agricultural surpluses. Their national 
agricultural policies will be guided by internal EU prices, and the resulting costs in terms of 
surplus administration will be largely neglected. For these reasons, in each single EU mem­
ber country the negative output effects of reducing agricultural intensity will be overvalued. 
Environmental damages associated with surplus production and intensive farming will be 
consequently undervalued in relation to possible income lasses in agriculture. Therefore, at a 
national level the less efficient subsidisation of environmentally friendly practices in agricul­
ture which violates the polluter pays principle has become predominant" (ebenda, S. 187). 
Für die EU als Ganzes ist es daher ineffizient, die durch landwirtschaftliche Inputs verur­
sachten Umweltverschmutzungen durch Zahlungen für den Verzicht auf diese Inputs zu sen­
ken. Eine gemeinsame Gestaltung von Steuern und Abgaben auf diese Inputs würde sicher­
stellen, daß die Preise, die die Landwirte für diese Inputs zahlen, sowohl die privaten als 
auch die verbundenen Umweltkosten decken würden. 

Wenn man bedenkt, daß diese Kritik auch auf einige der ÖPUL-Maßnahmen zutrifft und da­
bei hohe Transaktionskosten entstanden sind, die international kritisiert wurden (Whitby, 
1996), liegt es auch im Interesse Österreichs, auf die Einführung von lnputsteuern auf EU­
Ebene zu drängen. 

29 So z.B. mußten die USA die Vorschrift zur Verbesserung der Luftqualität (den sog. Clean-Air-Act). in der der 
maximale Schadstoffgehalt des in den USA verkauften Benzins geregelt werden sollte, abschaffen, weil diese 
durch die GATT-Schlichtungsstelle als handelsbeschränkede Maßnahme beurteilt wurde. Entscheidend wa­
ren die handelspolitischen Prinzipien, denen umweltpolitische Erfordernisse untergeordnet wurden. 

30 Das wohl bekannteste Beispiel für die Mängel dieser Regelung für die Umwelt ist die Frage gewesen, ob der 
Import von Thunfisch, der mit Netzen gefangen wurde, die auch für Delphine den Tod bedeuteten, verboten 
werden darf. Nach den derzeitigen Regelungen - die sich eben nur nach Produkten und nicht nach Herstel­
lungsverfahren orientieren - ist das nicht möglich. 

31 Besonders wichtig wäre es, eine umfassende internationale Regelung auf dem Gebiet der Gentechnik zu 
erreichen: In der Diskussion über dieses Thema vermischen sich Argumente, die sich auf die Wettbewerbsfä­
higkeit beziehen, mit Argumenten, die die biologische und die soziale Nachhaltigkeit dieser Technik betreffen. 
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Gegen die Ökosteuern wird oft eingewendet, daß sie sehr hoch angesetzt werden sollten, 
um tatsächlich effektiv zu sein und daß sie - wie auch schon im Kap. 2.3 erwähnt - nicht auf 
die unterschiedlichen regionalen Gegebenheiten abgestimmt sind. Zum ersten Einwand soll 
bemerkt werden, daß eine Besteuerung der umweltschädigenden Inputs über die direkten 
Effekte - wie groß diese auch immer sein mögen - auch mit einer indirekten Auswirkung ge­
koppelt ist: Eine „Verteuerung" des industrialisierten Landbaus bedeutet gleichzeitig eine Er­
höhung der Profitabilität des biologischen Landbaus. Gegen den zweiten Einwand würden -
und insbesondere im Fall einer sogenannten „nonpoint source pollution", zu der die meisten 
durch landwirtschaftliche Inputs verursachten Schäden gehören - auch Kostenüberlegungen 
für die Anwendung dieses Instrumentes sprechen. „The possible costs of using uniform in­
struments in nonuniform conditions could be quite high. On the other hand, the cost of using 
nonuniform instruments, in terms of monitoring and enforcement costs, could be also quite 
high. Which set of costs is higher, is, of course an empirical question. lt is reasonable to ex­
pect that the sum of these costs is reduced if pollution restrictions are developed for water­
sheds or relatively uniform regions, rather than nationally" (Helfand and House, 1995). Für 
die Lösung regionalspezifischer Probleme sollten daher andere, im Rahmen einer integrier­
ten Regionalpolitik eingesetzte Instrumente herangezogen werden. Diese könnten dann auf 
die konkreten Verhältnisse präzise abgestimmt werden, so daß durch eine flexible Wahl von 
ökonomischen und nicht-ökonomischen Instrumenten eine hohe Treffsicherheit erreicht wer­
den könnte. 

Zur Beurteilung der Effizienz eines politischen Instrumentes sollten immer alle - privaten und 
gesellschaftlichen - Kosten und Auswirkungen abgewogen werden. Während die meisten 
Ökonomen dazu neigen, ökonomische Instrumente von vornherein als effizienter anzusehen, 
weisen Analysen der Wirtschaftlichkeit juristischer Maßnahmen darauf hin, daß dies nicht 
unbedingt der Fall sein muß. Daß solche Maßnahmen zur Sicherung der Einhaltung von 
Umweltstandards notwendig sind, steht außer Zweifel. Ob und wann welche legislative Re­
gelungen kostengünstig sind, wurde bis jetzt wenig erforscht. Dies hängt von vielen Faktoren 
ab: beispielsweise von der gerichtlichen Praxis, davon, ob die Umwelthaftung für Firmen 
oder für die verantwortlichen Manager der Firmen geregelt ist, weiters davon, wie die Um­
weltinformationen innerhalb der Firmen zur Verfügung stehen, usw. (Siehe dazu Tietenberg 
1992, eines der wenigen Werke, das sich mit der Ökonomie von juristischen Maßnahmen 
beschäftigt32

.) Obwohl diese - zum Teil nur noch auf der theoretischen Ebene analysierten -
Fragen hier nicht weiter untersucht werden, muß auf die Problematik unbedingt hingewiesen 
werden: Die Einhaltung internationaler Umweltstandards, die Regelung von Haftungsfragen 
(vgl. mit der aktuellen Diskussion in Österreich über das Haftungsrecht in der Gentechnik!), 
und die gerichtliche Praxis in solchen Fällen bilden - neben Umweltstandards und Ökosteu­
ern - den dritten Bereich, der international geregelt werden muß. 

Die Staaten spielen in der Regelung von Umwelt- und Nachhaltigkeitsagenden eine Schlüs­
selrolle, da die meisten legistischen und administrativen Rahmen auf diesem Niveau festge­
legt werden. Die Umweltpolitik ist insofern eine neue Herausforderung für die staatliche Poli­
tik, als sie - wie in Kap. 3.2.1 besprochen wurde - nach der besonderen Berücksichtigung der 
räumlichen Dimension verlangt. Für die nationale Umweltpolitik entsteht ein Spannungsfeld 
zwischen dem Streben nach einheitlicher Regelung (sowohl innerhalb des Landes als auch 

32 Er weist unter anderem darauf hin, daß in Fällen, in denen Geldstrafen keinen ausreichenden Anreiz zur Ein­
haltung des Vorsorgeprinzips darstellen, Freiheitsstrafen die gesellschaftlich effizienteren Lösungen sind. Der 
Bezug zu dem nach dem Erscheinen des Buche~ vorgekommenen BSE-Skandal, das enorme gesell­
schaftliche Kosten verursacht hat, liegt auf der Hand. 
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international) und nach bestmöglicher Rücksichtnahme auf regionale Spezifika. Die derzeit 
bestehenden Informations- und Entscheidungsstrukturen lassen diese Dimension, schon aus 
historischen Gründen, weitgehend außer acht. 

Aus dieser Sicht ist es notwendig, daß die Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik auch auf der 
nationalen Ebene auf allgemeinen funktionalen Prinzipien aufbaut und die Rahmenbedin­
gungen so setzt, daß die Akteure innerhalb dieser Bedingungen ihren Verpflichtungen und 
ihrer Verantwortung nachgehen können. (Vgl. Kap. 3.3, "Experiment Organisation".) 

Für die Nachhaltigkeitspolitik ergeben sich daraus folgende Aufgaben: 

• Festlegung der auf Ökosystemfunktionen abzielenden Prinzipien; 
• Erstellung der notwendigen Informationsgrundlagen (Indikatoren); 
• Bereitstellung von Ressourcen und vom Systemwissen für die Akteure, damit sie ihre Ent­

scheidungen in Kenntnis der festgelegten Prinzipien und der aktuellen Datenlage treffen 
können; 

• Monitoring. 

Für die Agrarpolitik, die sich derzeit überwiegend auf die Regulierung einzelner Produkt­
märkte konzentriert und systemische Zusammenhänge sowie regionale Unterschiede kaum 
berücksichtigt, bedeutet diese Umstellung der Regelungen zweifelsohne eine große Her­
ausforderung. Einige strategische Maßnahmen, die zur Erfüllung der oben ausgeführten 
Kriterien notwendig sind, werden daher im nächsten Absatz im Detail besprochen. 

Die Erfahrungen, die durch einige Pilotprojekte zur eigenständigen Regionalentwicklung ge­
sammelt wurden (z.B. Grabher et al. 1998, Molitor 1997, Nagelstätter, 1997b, Naro­
doslawsky et al. 1995) beweisen, daß die Konsistenz der auf verschiedenen Ebenen ge­
troffenen Maßnahmen und die Konsistenz der Zielsetzungen Voraussetzungen für die Mög­
lichkeit einer nachhaltiger Regionalentwicklung sind. Nagelstätter (ebenda) drückt es so 
aus: „Ist das Ziel eine nachhaltige Entwicklung einer Kulturlandschaft, so wird dieses nur im 
Zuge einer nachhaltigen Gesamtwirtschaftsentwicklung zu realisieren sein." Allerdings, und 
das muß auch ausdrücklich betont werden, kann und soll die Politik auf der nationalen Ebe­
ne nicht mehr, aber auch nicht weniger als diese Voraussetzungen schaffen, denn die Re­
gionalentwicklung kann nur in und aus der Region stattfinden. Zwar können Impulse, Bera­
tung und Unterstützung von außen kommen, auf die Fähigkeiten der regionalen Selbstorga­
nisation kann nicht verzichtet werden. 

Da diese Fragen schon früher (Kap. 3) ausführlich besprochen wurden, soll hier noch einmal 
betont werden, daß die Agrarpolitik mit der Unterstützung der Erforschung und Implementie­
rung von Konzepten nachhaltiger Regionalentwicklung ihrer Schlüsselrolle als Vermittler zwi­
schen globalen und lokalen Anforderungen der Nachhaltigkeit gerecht werden kann . Einige 
Möglichkeiten dazu, wie z.B. EULANU (Breitschuh und Eckert, 1997) und die Lokalen 
Agenden 21 (Grabher et al. 1997) - in denen auch Agrarraumnutzungs- und pflegepläne in 
Zusammenarbeit mit der Naturschutzverwaltung, der Kommunalvertretung und der 
Landwirtschaft erstellt werden können - wurden ebenda erläutert. Eine verstärkte Einbezie­
hung der lokalen Kräfte in die Finanzierung dieser Agenden erhöht die wirtschaftliche Effizi­
enz der Programme, weil dadurch das „Trittbrettfahrerverhalten" erschwert wird. Ein solches 
Verfahren wäre bei der Bestimmung jener erwünschten Leistungen der Landwirtschaft, die 
der Schaffung und Erhaltung der Kulturlandschaft dienen und primär auf lokale Interessen 
Rücksicht nehmen, auf jeden Fall zu bevorzugen. 
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5.3 Zusammenfassung: Strategische Maßnahmen 

Zum Schluß sollen schwerpunktmäßig jene strategischen Maßnahmen zusammengefaßt 
w_erden, die für die nationale Landwirtschaftspolitik in der Verfolgung des Zieles „Nachhaltig­
keit'' aufgrund der bisherigen Überlegungen für unabdingbar erscheinen. Die vorgeschlage­
nen Maßnahmen werden um drei Themenkreise gruppiert: 

• kritische Faktoren der Nachhaltigkeit in der österreichischen Landwirtschaft; 
• Forschungsbedarf; 
• Ausbau von Informationsnetzwerken. 

An erster Stelle müssen die im Kap. 3.1 beschriebenen kritischen Faktoren erwähnt werden. 
Die hohe Energieintensität der österreichischen Landwirtschaft, die unbedingt gesenkt werden 
muß, ist durch zwei Faktoren bestimmt: durch den großen Anteil der industrialisierten Produk­
tionsmethoden und das hohe Niveau der tierischen Produktion. Wir müssen betonen, daß ob­
wohl die Landwirtschaftspolitik keines dieser Probleme im Alleingang lösen kann, sie jedoch 
Maßnahmen setzen kann, damit die Entwicklung in die erwünschte Richtung gelenkt wird. 

Die Einführung einer Energiesteuer ist daher auch aus landwirtschaftlicher Sicht wün­
schenswert. Zusätzlich zu den direkten Auswirkungen durch den verminderten Energiever­
brauch würde diese Maßnahme günstige Nebeneffekte haben: Die Profitabilität des biologi­
schen Landbaus würde sich im Verhältnis zu den industrialisierten Landbaumethoden ceteris 
paribus erhöhen und der technische Fortschritt in Richtung Energiesparsamkeit gelenkt wer­
den. Eine Senkung der Lohnnebenkosten könnte logischerweise simultan mit der Erhöhung 
der Ressourcenbesteuerung stattfinden, so daß diese Änderungen in der Summe eine Bud­
getneutralität ergäben. Dies würde die positiven Nebeneffekte verstärken, weil sich dadurch 
der Druck zur Einsparung des Arbeitseinsatzes vermindert. 

Durch eine Ausdehnung der Produktion von Biomasse hat die Landwirtschaft außerdem die 
Möglichkeit, ihre sektorale Energiebilanz sogar doppelt zu verbessern, wenn Biomasse auf 
Flächen, die derzeit intensiv bewirtschaftet werden, entsprechend den Prinzipien des biologi­
schen Landbaus erzeugt wird. Ein zusätzlicher positiver Effekt kann durch die Förderung 
regionaler, auf Biomasse basierender Energieversorgungssysteme entstehen, weil dadurch 
eine Minderung der Störanfälligkeit des Systems (vgl. Kap. 3.1) erreicht werden kann. 

Die Senkung der Energieintensität durch die Änderung des Produkt-Mixes, d.h. durch die 
Änderung des Verhältnisses zwischen tierischen und pflanzlichen Produkten erscheint auf 
den ersten Blick als eine auf der Hand liegende Möglichkeit, ihre Realisierung ist aber aus 
zwei Gründen schwierig: Einerseits sollte dieser Prozeß gleichzeitig mit einer Verschiebung 
der Ernährungsgewohnheiten stattfinden, die aber nur langsam, durch gemeinsame An­
strengungen mit der Gesundheitspolitik und Konsumenteninformation zu erreichen ist. An­
derseits wirken auch d.ie bestehenden relativen Preisverhältnisse zwischen pflanzlichen und 
tierischen Produkte innerhalb der GAP einer solchen Strukturverschiebung entgegen. Aller­
dings kann eine Senkung der Intensität der tierischen Produktion in diese Richtung wirken. 

Eine Senkung der Intensität der Produktion - sowohl im tierischen als auch im pflanzlichen 
Bereich - könnte auch durch die Koppelung der Förderungen an die Ausgeglichenheit von 
Energie- bzw. Stoffstrombilanzen erreicht werden: Nach einer Übergangszeit sollten nur jene 
Betriebe Förderungen erhalten, die eine gewisse, den regionalen Gegebenheiten und der 
Betriebsstruktur33 entsprechende Bilanz aufweisen. Die regionalen und strukturellen Erfor-

33 Siehe dazu z .B. Kalk, 1996. 
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dernisse könnten aufgrund der regionalen Notwendigkeiten und entsprechend einem Bench­
marking der Betriebe festgestellt werden, wobei sowohl die regionalen als auch die betriebli­
chen Erfordernisse Schritt für Schritt modifiziert werden sollen, so daß das längerfristige Ziel 
von ausgeglichenen Bilanzen in einer - am Anfang angekündigten -Zeitspanne erreicht wer­
den kann. (Ähnlich wie das bei Energiesteuern vorgeschlagen wurde: Die zu erwartenden 
Erhöhungen würden vom vornherein festgesetzt, damit alle Betriebe sich auf die zu erwar­
tenden Änderungen einstellen können. Siehe dazu Köppl et al., 1994). Das Erreichen die­
ses Zieles bedarf offensichtlich der Unterstützung von Forschung und Beratung, daher wird 
auf dieses Thema später bei der Diskussion von Forschungsbedarf und integrierter Nachhal­
tigkeitspolitik wieder eingegangen. 

Der nächste kritische Punkt der Nachhaltigkeit der österreichischen Landwirtschaft, der in 
dieser Arbeit beschrieben wurde, ist das Vorhandensein von lokal angepaßtem Saatgut und 
von Tierrassen. Damit die in situ Weiterkultivierung einer möglichst großen Zahl von Sorten 
bzw. Rassen gesichert ist, muß sowohl die Züchtung als auch die Haltung lokaler Arten ge­
fördert werden. Die derzeitige ÖPUL-Maßnahme, die diesem Zweck dient, muß ausgeweitet 
werden: „Lücken", wie etwa das hier erwähnte Beispiel der Hühnerhaltung, in der die lokale 
Weiterzucht praktisch unmöglich ist, müssen geschlossen werden. Es soll daher systema­
tisch untersucht werden, welche Mängel es auf diesem Gebiet gibt, und wie sie am besten 
behoben werden können. Die Sicherung der Versorgung mit Saatgut und Vermehrungsmate­
rial ist ein Problem, das nur interdisziplinär und unter Einbeziehung der Züchter und ver­
schiedener Gruppen von Landwirten gelöst werden kann. Die Konflikte zwischen verschie­
denen juristischen Regelungen34

, den biologischen Erfordernissen zur Aufrechterhaltung der 
genetischen Vielfalt35

, den wirtschaftlichen Interessen der Züchter und der Landwirte (insbe­
sondere jener der Biobauern) sowie den multinationalen Firmen, können nur aufgrund von 
holarchischen36 Formen der Entscheidungsfindung gelöst werden. Eine notwendige Neuori­
entierung züchterischer Forschung (zur Sicherung der den lokalen Gegebenheiten ange­
paßten Sorten) bedarf ebenfalls solcher Methoden. Zum Erarbeiten von zweckmäßigen 
Maßnahmen sollte daher eine Enquete-Kommission oder eine Konsens-Konferenz einge­
setzt werden. 

Ähnlich können Maßnahmen, die das Wissenssystem, dessen eine nachhaltige Landwirtschaft 
bedarf (vgl. Kap.4.1 ), nur im laufe eines Kommunikationsprozesses erarbeitet werden. In 
diesem Prozeß wird die Forschung besonders stark gefordert: Neben Fragen der Aus- und 
Weiterbildung müssen auch Fragen der Forschungsziele und -defizite sowie die der Informa­
tionsbereitstellung untersucht werden. Einige der zu untersuchenden Fragen sind: 

• Welches Wissenssystem braucht eine nachhaltige Landwirtschaft überhaupt; 
• welches allgemeine und spezialisierte Wissen ist auf welcher Ebene der Ausbildung an­

zubieten; 
• wie kann traditionelles, indigenes Wissen erhalten bleiben; 
• welche Organisationsformen der Wissensverbreitung sind effizient (Beratungssysteme, 

Computernetzwerke usw.); 
• wie können negative Auswirkungen des weiteren Rückgangs der Agrarbevölkerung auf 

die Verteilung des agronomischen Wissens vermieden werden. 

3-4 Die Abänderung des UPOV-Übereinkommens im Jahr 1991 bewirkte, daß der gegenseitige Ausschluß mit 
dem Patentschutz aufgehoben wurde und das Landwirteprivileg dadurch jederzeit eingeschränkt werden 
kann. 

35 Es soll hier nur an die Probleme der Definition des intellektuellen Eigentums in den GATTfTRIPS-Verhand­
lungen erinnert werden, weil eine Ausdehnung der Patentrechte katastrophale Folgen für die Artenvielfalt ha­
ben kann. 

36 Im Gegensatz zu hierarchisch: holos .ganz, vollständig" und archein .herrschen" grch. 
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Da diese Fragen aus dem Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit noch kaum thematisiert wurden 
' ihre langfristigen Auswirkungen aber für die Sicherung der Lebensmittelversorgung nicht 

hoch genug einzuschätzen sind, müssen sie einen Schwerpunkt der Forschung für die 
Nachhaltigkeitspolitik bilden. 

Die Überlegungen zum Wissenssystem einer nachhaltigen Landwirtschaft führen uns schon 
zu den nächsten strategischen Maßnahmen, die hier besprochen werden, zur Unterstützung 
von Forschungsvorhaben, die zum Verfolgen des Zieles „Nachhaltigkeit" notwendig sind. In 
einer einzelnen Studie können naturgemäß nur jene Forschungsdefizite skizziert werden, die 
sich aus der Logik und Sichtweise der Studie ableiten. Eine Erweiterung und Vervollkomm­
nung der Liste kann nur durch einen zielorientiert geführten Multilog zwischen Wissenschaft, 
Politik, Landwirten und anderen relevanten Akteuren entstehen. Es soll hier daher nur auf 
jene Forschungsprojekte kurz eingegangen werden, auf deren Notwendigkeit in den früheren 
Kapiteln dieser Arbeit schon hingewiesen wurde. 

Das unter anderem von der OECD und der EU vorgeschlagene System der Belastungs-, 
Zustands- und Maßnahmenindikatoren muß vervollkommnet werden. Aufgrund der Bela­
stungs- und Zustandsindikatoren können die Umweltprobleme regionalspezifisch analysiert 
werden. Diese Analyse kann dann als Basis für die Maßnahmenindikatoren dienen. Beim 
Erarbeiten von Maßnahmenindikatoren müssen die regionalen geophysikalischen und biolo­
gischen Gegebenheiten weitgehend beachtet werden. Es ist z.B. nicht sinnvoll, den maximal 
zulässigen Viehbesatz für ganz Österreich einheitlich zu regeln. Dieser hängt von mehreren 
Faktoren, wie Bodenbeschaffenheit, Klima, die Art der in der Region verbreiteten Produkti­
onssysteme usw. ab. So sollten auch keine Terminvorschriften für die Durchführung von ver­
schiedenen Tätigkeiten (Aussaat, Mahd, usw.) gemacht werden. Vielmehr wäre es notwen­
dig, daß die Akteure die Ziele und die erwarteten Wirkungen der Maßnahmen kennen und 
den regional unterschiedlichen Gegebenheiten angepaßt einsetzen können. Solche Erkennt­
nisse können dazu beitragen, daß die konkret getroffenen Maßnahmen auf die regionalen 
Verhältnisse zugeschnitten werden und dadurch ihre Zielgenauigkeit wesentlich verbessert 
wird. Dazu ist notwendig, daß es zu einer engen Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft 
und den lokalen Akteuren und Entscheidungsträgern kommt. 

Es ist offensichtlich, daß die agronomische und technische Forschung durch diese Aufgaben 
gefordert wird. Wenn beispielsweise Methoden zur bestmöglichen Schließung der Stoff­
kreisläufe für verschiedene Produktionssysteme erarbeitet werden, können die Landwirte 
selber diejenigen auswählen, die ihren spezifischen Verhältnissen am besten entsprechen. 
Die Agrarökonomik ist aber auch gefordert, die Wirtschaftlichkeit der einzel:1en Maßnahmen 
und deren Kombinationen zu analysieren, so daß für die Beratung und für die Landwirte die 
Entscheidungsgrundlagen zur Verfügung gestellt werden können. Das Ziel der Forschung 
sollte sein, eine Vielfalt von umweltfreundlichen Produktionsmethoden sowie die Informatio­
nen über die verbundenen Kosten den Landwirten anzubieten. 

Da die Entscheidungen der Landwirte auf die langfristige (ökologische und ökonomische) 
Gesamteffizienz ihrer Betriebe ausgerichtet werden sollte, müssen Untersuchungen der 
Agrarökonomik - wie schon im Kap. 4.4 diskutiert - die wirtschaftliche Effizienz in ihrer gan­
zen Bandbreite (Preiseffizienz, Skaleneffizienz und „efficiency of scope") und ihre längerfri­
stige Optimierung beachten. Dabei müssen technische und ökologische Effizienz auch in die 
Überlegungen einbezogen werden. Neue Methoden der Betriebsplanung (Gesamtdeckungs­
beiträge für Fruchtfolgen, aber auch Modelle wie z.B. Optimierung bei mehrfachen Zielset­
zungen, dynamische Optimierung, usw.) mit Möglichkeiten der leichten Adaptierung müssen 
für Berater und Landwirte zur Verfügung gestellt werden. Neue Methoden und Strukturen der 



64 

Entscheidungsunterstützung - wie sie etwa das im Kap. 3.3.2 erwähnte EU-Projekt (Skerratt 
et al. 1998) zum Ziel hat - müssen erarbeitet und aufgebaut werden. Wenn angestrebt wird, 
daß möglichst viele Landwirte auf den biologischen Landbau umsteigen, muß erforscht wer­
den, welche Faktoren sie zu diesem Entschluß bringen oder sie davon abhalten. Dabei 
spielen -wie das auch die zuletzt zitierte Studie zeigt - neben Einkommensüberlegungen 
auch andere Fragen eine wesentliche Rolle, die bei der Unterstützung des Umstiegs beach­
tet werden müssen. 

Es muß untersucht werden, bei welchen Informationsgrundlagen welche Ziele die Landwirte 
mit welcher Effizienz verfolgen (können). Die von Thorvald Stoltenberg gestellte Frage 
.How can we expect people to change their behaviour without giving them the necessary 
information?"37 ist von grundlegender Bedeutung für die Nachhaltigkeitspolitik. Wenn die Po­
litik erwartet, daß Umweltprogramme von den Landwirten tatsächlich so genützt werden, daß 
sich ihr Verhalten gegenüber der Umwelt positiv ändert, muß nicht nur über die Maßnahmen 
selbst, sondern auch über den Sinn der Maßnahmen kommuniziert werden. Anderenfalls ist 
zu erwarten, daß die Umwelteffizienz der Politik niedrig sein wird38

, weil der Einsatz von För­
dermitteln nicht nach ihrem eigentlichen Ziel - Verbesserung der Umweltqualität - optimiert 
wird. 

Neben der Durchführung wissenschaftlicher Untersuchungen muß daher dafür gesorgt wer­
den, daß die gewonnenen Erkenntnisse und Informationen die Landwirte tatsächlich errei­
chen. Der Ausbau von Informationsnetzen - wie im Kap. 3.2.2 besprochen - ist daher drin­
gend notwendig, um die Effizienz der Nachhaltigkeitspolitik zu verbessern. Diese Netze sol­
len für jeden Landwirt Informationen über die kritischen Umweltbelastungen der Landwirt­
schaft, über die regionalen Belastungs- und Zustandsindikatoren und andere, für die Region 
relevante sozioökonomische Daten zur Verfügung stellen. Um die betrieblichen Umweltin­
formationssysteme, Stoffstromanalysen u.ä. Entscheidungshilfen tatsächlich nützen zu kön­
nen, muß gleichzeitig für eine fachliche Hilfestellung gesorgt werden. Dies bedarf einerseits 
der Weiterbildung der Landwirte und Berater, anderseits auch einer Neustrukturierung der 
Informationskanäle, damit die notwendigen Informationsquellen tatsächlich gefunden werden 
können. 

Der Ausbau eines solchen Informationssystems kann auf keinen Fall in einem Schritt, sozu­
sagen nach einem Plan auf dem Reisbrett, durchgeführt werden. Wir haben viel zu wenig 
empirische Erfahrungen darüber, ob Landwirte solche Netze akzeptieren, aus welchen 
Gründen immer sie sich an solchen Netzen beteiligen oder eben nicht beteiligen, usw. Daher 
sind Pilotprojekte auch auf diesem Gebiet für alle Akteure von hohem Nutzen, um sich das 
notwendige Wissen zum partizipatorischen Planen (participatory planning) anzueignen. 

Die Informationsnetze ermöglichen es, daß alle Akteure alle Informationen erhalten können, 
die sie aufgrund ihrer Wahrnehmungs- und kognitiven Fähigkeiten überprüfen und bearbei­
ten können. Erst wenn dies erreicht wird, kann erwartet werden, daß sie ihrer (Umwelt-) Ver­
antwortung tatsächlich nachkommen können. Da die Verbesserung der Informationsaus­
stattung der Akteure gleichzeitig eine Änderung der Entscheidungsgrundlagen bedeutet, 

37 Vortrag an der ESEE-Konferenz in Genf, 6.März 1998. 
38 Die Tatsache, daß in Österreich die gekauften Mengen von Agrochemikalien gerade auf jenen Gebieten be­

sonders stark gesunken sind, wo billige Direktimporte leicht durchzuführen sind, beweist, daß die Landwirte 
den eigentlichen Sinn der Rücknahme des Handelsdünger- und Pestizideinsatzes nicht verstanden haben. Sie 
betrachten diese offensichtlich noch immer nur als einen Kostenfaktor. Es ist auch fraglich, welche Rolle Ein­
kommensüberlegungen gegenüber Umweltzielen bei .der Wahl aus den durch das ÖPUL angebotenen Maß­
nahmen gespielt haben. 
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müssen auch die Entscheidungsstrukturen so angepaßt werden, daß die Entscheidungen 
tatsächlich entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip getroffen werden. Das Förderungssystem 
der Landwirtschaft kann vereinfacht werden: Statt partieller Regelungen (Markt, Einkommen, 
Umwelt, regionale Ziele usw., betreffend}, die unüberschaubar und untereinander inkompati­
bel sind, sollten die allgemeinen Funktionalitätsprinzipien der Nachhaltigkeit - wenn Nachhal­
tigkeit als integrierendes Ziel der Politik akzeptiert ist - als Leitfaden der Förderungen dienen, 
damit die einzelnen Entscheidungen diese Prinzipien erfüllen können. 
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Summary 

"Science has to provide the public discourse with three types of knowledge: System know­
ledge of structures, processes, variabilities; Target knowledge: knowledge of goals for de­
sired future developments and scenarios; Transformation knowledge: knowledge of how to 
proceed from the present Situation to the desired one" (Forschung zu Nachhaltigkeit und 
globalem Wandel, 1997). 

As this quotation from the Vision of Switzerland's Researcher's shows, science plays the role 
of an active participant in the public discussion to fulfil the social task defined by the goal of 
sustainable development. Since sustainability in a broad sense can be defined as the viability 
of the system "Man in his Environment", system knowledge is a prerequisite for compatibility 
of human activities with requirements of sustainable development. lnsights into processes 
and interactions in and among social and environmental systems are indispensable compo­
nents of this social discourse. Research in these fields and supplying the public with its re­
sults are therefore important tasks of science. Further, it is necessary to support the goal­
setting process. This requires knowledge of the socio-economic and institutional frameworks 
to provide the context for reaching these targets. lnsights into the relationships between so­
cietal knowledge and actions are necessary to support the transformation process to the de­
sired scenario. 

This study39 elaborates on these three types of knowledge which are essential for Austrian 
agriculture and the resulting politics which supports sustainability. Obviously it is impossible 
to discuss all relevant issues of this complex problem in a single study. Neither is it possible 
to propose complete solutions to the problems which become apparent. Hence, the aim of 
this study is to investigate essential interconnections between ecological and socio-economic 
sustainability of agriculture. A second goal is to draw attention to some aspects of 
sustainability which have been neglected in the present debate on how to adapt agriculture 
to become more environmentally friendly . A third goal is discussion of some policy measures 
which appear necessary in the long-run strategic design of an integrated policy for 
sustainability. Since the realisation of a sustainable development is only possible if all inter­
ested parties participate, the study attempts to give some impulses to a broad public discus­
sion of the harmonisation of different policy measures aiming at short- and long-run objec­
tives. 

Following the saying of Ludwig Boltzmann "Nothing is as practical as a good theory", the 
starting point of this study is the positioning of agriculture in the system "Man in his Environ­
ment". Some characteristics and the development of social metabolism with nature are dis­
cussed as weil as the role of agriculture in this metabolism ( chap. 2.1 ). Special attention is 
paid to the concept of "colonisation of nature", recently elaborated by an Austrian research 
team (Fischer-Kowalski et al . 1997). 

Human activities to colonise nature change some parameters of the ecological systems and 
also change their way of functioning. Therefore, the viability of ecosystem functions is a limit 
to human colonisation strategies. As a consequence, all human interventions in nature must 
follow rules which ensure that these limits will not be breached and thus ecosystems will be 
kept functioning. General characteristics of ecosystems are discussed as well as their func­
tions and dynamics, the relationships between biodiversity and energy flows, and the con-

39 This is the second part of the research project on .C9ncepts and policy instruments for a sustainable agricul­
ture" . The first part was published 1997. 
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cepts of stability and resilience (chap. 2.2). In order to create proper rules for keeping eco­
systems functioning, it is necessary for knowledge of the development of the concerned eco­
systems to be available. lt is also necessary that this information is passed on to all relevant 
actors enabling them to adjust their activities accordingly. Therefore, in the next step, infor­
mation flows between ecological and socio-economic systems such as pressure, state and 
response indicators, and the uncertainties of their specification and interpretation, are inves­
tigated. The question of how far prices can be used as transmitters of ecological information 
to the economy is briefly discussed as well (chap. 2.3). 

The social metabolism with nature is a multidimensional process in which socio-economical 
and ecological interactivities operating on different spatiotemporal scales take place. Chapter 
3 discusses interactions of global and local processes as well as ecological and socio­
economic processes. Their interplay is demonstrated using a hypothetical scenario analysing 
the sensitivity of Austrian agriculture to perturbations in energy supply systems (chap. 3.1 ). lt 
is shown that present energy intensity of agricultural production is detrimental to its 
sustainability. Seme of the crucial factors such as high and inefficient energy use, extreme 
dependency of monopolistic-oligopolistic structures in the supply of energy, seeds and agro­
chemicals are identified and discussed in more detail. The streng decline in local species that 
can also be produced and reproduced when large energy supply systems are perturbed 
makes agriculture vulnerable, and therefore, endangers potential food security. This scenario 
also shows that the decreasing availability of agronomic knowledge - due to the permanent 
decline of agricultural population and increasing specialisation - has become another critical 
factor impacting sustainability. 

Self-reliant regional development and support of self-organisation play important roles in 
countering these shortcomings (chap. 3.2). Problems of spatial dimensions of sustainability 
and the development of information networks, being a pre-requisite of self-organisation, are 
investigated. Seme issues and possibilities of information networks and communication 
technologies {participants, structures etc.) are discussed from the point of view how far 
agrarian policy could make good use of them. Special attention is paid to the question, which 
information should be supplied to farmers and other relevant actors in an agricultural infor­
rt1ation network. Region specific environmental indicators, integrated environmental informa­
tion systems at farm level, critical loads of agricultural production, environmental accounting, 
nutrient flow analyses, and methods to compute economic and ecological farm efficiency are 
promising tools of decision support to enable farmers to fulfil their environmental responsibili­
ties. 

The development of information networks changes the knowledge base of actors. This also 
implies that decision structures should change, not only to be compatible with the altered 
decision competencies but also to improve their efficiency. Tensions between the two oppo­
site directions of present development - globalisation and regionalisation - call for new forms 
of decision making. Chap. 3.3. gives a short survey of the state of the discourse on the "ex­
periment organisation". Seme empirical experiences and proposals that are relevant for the 
agriculture and for the self-reliance of regional development are summarised. 

The social metabolism with nature is a result of production processes, creating outputs out of 
inputs according to given technological possibilities. Accordingly, agriculture is considered as 
a socially organised process and analysed in chap. 4. As already shown by the hypothetical 
scenario regarding consequences of perturbations in energy supply systems, knowledge of 
agronomy is a critical factor of agricultural sustainability. Hence agronomic knowledge is re­
garded as one of the main inputs of productioh and is investigated in chap. 4.1. Special at-
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tention is paid to differences between the knowledge systems of biological agriculture and 
those of the industrialised agricultural production. Since the environmental significance of 
other inputs to Austrian agriculture (soil, agrochemicals, biodiversity) have already sufficiently 
been investigated in other studies, they are only briefly discussed here (chap. 4.2). However, 
energy use by agriculture has been little studied. Because of its importance for ecology and 
biodiversity this topic is analysed in more detail. 

lf agriculture is regarded as a socially organised process, we can differentiate between inputs 
and outputs either material or immaterial (ecological, socio-cultural) which can be "goods and 
bads". lf production is examined from a narrower view, as an economic-technical activity 
only, many of these "goods and bads" are recognised as "externalities". However, according 
to the systemic method applied here, all outputs are "internal". lt is exactly their immanence 
and interconnectedness that are of interest. These (positive and negative) services of agri­
culture which have been identified in the course of discussions about the multifunctionality 
are in this sense socio-cultural joint products (chap. 4.3). This analysis of agricultural produc­
tion results in difficulties when trying define the efficiency of the production process: Farm 
efficiency has to be investigated in a more complex way than before, and all the inputs and 
outputs, whether economical or ecological, must be related to each other (chap. 4.4). 

Moreover, the efficiency of the social process "agriculture" can only be interpreted in relation 
to its objectives and how far these objectives could be achieved. Accordingly, the last chap­
ter of this study discussing necessary actions starts with an analysis of different objectives of 
agricultural politics and of the conflicts among them (chap. 5.1 ). To reach the target "sustain­
able agriculture", social rules should be consistent, i.e. a broad range of legal and economic 
rules and mechanisms should be, at least, non-contradictory. This is difficult to achieve since 
these rules are established not only for different subjects but also at different levels: region­
ally, nationally or internationally (chap. 5.2). Strategie steps which appear to be necessary 
with respect to the critical factors of sustainability of Austrian agriculture are summarised at 
the end of the study (chap. 5.3). 
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